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Anpassungsprozesse in der ostdeutschen Landwirtschaft
Analyse und Bewertung „, ,„,
von Jörg-Volker/Schrader pj^ 3 «^ V
AUS DEM INHALT
9 Die deutsche Vereinigung hat für die ganz überwiegend in Produktionsgenossenschaften
organisierte Landwirtschaft'der ehemaligen DDR eine grundlegende Änderung der Rah-
menbedingungen gebracht: Genossenschaftliches Eigentum muß bis Ende 1991 in Privat-
eigentum überführt werden, und die Betriebe sind in Gesellschaften nach westlichem
Recht umzuwandeln. Betriebswirtschaftlich hat man sich an völlig andere Preisstrukturen
und — durch inzwischen verfügbare Produktionsmittel — an neue Produktionstechniken
anzupassen.
• Die wesentlichen Ursachen der kritischen Liquiditäts- und Rentabilitätslage vieler
Betriebe liegen neben noch vorhandenen produktionstechnischen Defiziten in
- einer noch ungenügenden Reduzierung des Bestands an Arbeitskräften,
- teilweise hohen Altschulden und drohendem Kapitalentzug durch Abfindungsansprü-
che ausscheidender Mitglieder sowie
- Schwierigkeiten bei der Kapitalbeschaffung infolge der nach Einschätzung von Kredit-
gebern, geringen Bonität.
• Welche Betriebsstrukturen sich in den neuen Ländern entwickeln und wie sich die Produk-
tion regional (vor allem zwischen Ost und West) verteilt, sollte durch Wettbewerb ent-
schieden werden.
• Die Politik verhält sich in diesem Wettbewerb nicht neutral: Betriebsneugründer werden
gegenüber bestehenden (landwirtschaftlichen) Produktionsgenossenschaften oder
deren Nachfolgegesellschaften begünstigt. Hinzu kommt die Gefahr, daß durch die Struk-
tur der Förderung relativ kleine Betriebseinheiten entstehen, die nur eine geringe Rentabi-
lität aufweisen. Aus regionaler Sicht werden die neuen Länder durch niedrige Produk-
tionsquoten bei Zucker und Milch und eine massive Subventionierung vor allem
kleinbäuerlicher Strukturen und Grenzstandorte im Westen benachteiligt.
0 Wesentlich für einen schnellen Aufholprozeß in den neuen Ländern ist angesichts des
akuten Mangels an Kapital und landwirtschaftlichen Unternehmern, daß die Boden- und
Pachtpreise niedrig liegen. Fast alle strukturpolitischen Eingriffe, insbesondere Aus-
gleichszulagen für benachteiligte Standorte und die Flächenstillegung, wirken dem
jedoch entgegen.
9 Eine effiziente Betriebsstruktur im Osten kann auch ohne einen Katalog komplizierter För-
dermaßnahmen erreicht werden. Im Hinblick auf den akuten Kapitalmangel und die Not-
wendigkeit, auch in der Landwirtschaft den Aufholprozeß zu fördern, wäre ein einheitli-
cher Investitionszuschuß von z.B. 20 vH vertretbar. Zu empfehlen ist eine schnelle
Privatisierung der noch im Besitz der Treuhand befindlichen Ackerflächen von 1,4 Mill. ha
sowie der schnelle Abbau der Struktur-, regional- und sozialpolitisch motivierten Maßnah-
men in den alten Bundesländern.
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ZGE Zwischenbetriebliche GesellschaftMit der vorliegenden Untersuchung wird im Rahmen des Forschungsauftrags des Bundesministers für
Wirtschaft "Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsprozesse im Gebiet der früheren
DDR " eine Schwerpunktstudie zur Anpassung desAgrarsektors in Ostdeutschland vorgelegt. Bearbeiter
war Jörg-Volker Schrader. An dieser Studie mitgewirkt haben Peter Hinrichs, Folkhardlsermeyerund
Wolfgang König vom Institut für Betriebswirtschaft der Forschungsanstalt für Landwirtschaft in Braun-
schweig, die insbesondere die Befragung von landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften durch-
geführt und die einzelbetrieblichen Ergebnisse ausgewertet haben.
I. Einführung
Die Vereinigung der beiden deutschen Staaten hat auch für die Landwirtschaft in den neuen Bundeslän-
dern schwerwiegende Umwälzungen zur Folge. Zwei Besonderheiten im Vergleich zu anderen Wirt-
schaftssektoren müssen dabei besonders berücksichtigt werden. Zum einen wird ein zentralstaatlich
verwalteter Wirtschaftsbereich nicht in die Marktwirtschaft überführt, sondern vielmehr einer anderen —
auf anderen Wertungen beruhenden — sehr weitgehenden Reglementierung in Form der europäischen
und nationalen Agrarpolitik unterworfen. Zum anderen hat hier die Klärung der Frage des Eigentums an
Boden, dem wichtigsten landwirtschaftlichen Produktionsfaktor, einen besonderen Stellenwert. Nicht nur
hat deren Ergebnis Konsequenzen für die Effizienz der Nutzung, sondern darüber hinaus wesentliche
Verteilungswirkungen; zudem wird der Verteilung des Bodeneigentums für sich traditionell große
gesellschaftspolitische Bedeutung beigemessen.
Für den Aufbau der Untersuchung ergibt sich hieraus im wesentlichen eine Dreiteilung. Zunächst wird
ein komprimierter Überblick über die bisherigen Strukturen und agrar- und gesellschaftspolitischen
Rahmenbedingungen sowie die für die Agrarproduktion in Zukunft gültigen Rahmenbedingungen gege-
ben, die sich aus Marktgegebenheiten, der nationalen und der EG-Agrarpolitik und allgemeinen gesell-
schafts- und wirtschaftspolitischen Grundsätzen wie z.B. der Eigentumsordnung ableiten (Kapitel II, III
und IV). Hierauf aufbauend werden in konkreten Fallstudien Anpassungsprozesse und -probleme einzel-
ner landwirtschaftlicher Betriebe analysiert und zusammenfassend Schlußfolgerungen für den Agrarsek-
tor insgesamt gezogen (Kapitel V). Abschließend folgt in Kapitel VI eine gesamtwirtschaftliche Beurtei-
lung der Agrarpolitik. Dabei wird zunächst die bisherige nationale und europäische Agrarpolitik auf ihre
Effizienz bezüglich der relevanten Zielsetzungen untersucht (Abschnitt VI.l) und anschließend hinter-
fragt, ob und inwieweit die bisher gültigen agrarpolitischen Zielsetzungen angesichts der sehr unter-
schiedlichen strukturellen und gesellschaftspolitischen Voraussetzungen Grundlage des agrarpolitischen
Instrumenteinsatzes in den neuen Bundesländern sein können (Abschnitt VI.2). Desgleichen werden die
eingeleiteten Anpassungsmaßnahmen bewertet. Schließlich wird in Abschnitt VI.3 geprüft, welche
Ansatzpunkte sich für eine grundsätzliche Neuausrichtung der Agrarpolitik anbieten und welche Sofort-
maßnahmen empfohlen werden können, die die Anpassungsschwierigkeiten der Landwirtschaft in den
neuen Bundesländern mildern, dem Ziel einer gesamtwirtschaftlich effizienten Ressourcennutzung aber
nicht im Wege stehen.
Der Autor dankt Klaus-Dieter Schmidt für die kritische Durchsicht des Manuskripts.II. Strukturen in den neuen Bundesländern
1. Faktorausstattung
In der Landwirtschaft unterscheidet man traditionell drei Produktionsfaktoren: Boden, Arbeit und Kapital.
Die gesonderte Behandlung des Bodenkapitals scheint angemessen, da die Ausstattung eines Landes oder
einer Region mit nutzbarem Boden eng mit deren Größe korreliert und damit anders als bei den übrigen
Faktoren, Kapital und Arbeit, der vorhandene Bestand nicht vermehrbar und immobil ist.
Die landwirtschaftliche Nutzfläche (LN) der neuen Länder umfaßt etwa 6,2 Mill. ha, das entspricht 57
vH der Gesamtfläche und etwas mehr als der Hälfte der LN der alten Länder (Tabelle 1). Je Kopf der
Bevölkerung steht in den neuen Ländern mit 0,38 ha doppelt soviel Fläche wie in den alten Ländern zur
Verfügung. Die Bodenqualität — gemessen mit Hilfe der Ackerzahlen — nimmt regional gesehen von
Norden nach Süden zu. Sachsen-Anhalt hat im Durchschnitt den besten Boden und geringsten Grünland-
anteil (Tabelle 2). Die leichtesten Böden finden sich in Brandenburg in den früheren Bezirken Potsdam
und Cottbus. Hier ist dementsprechend der Flächenanteil, der bewässert werden kann, mit Abstand am
größten. Für einen nicht unerheblichen Teil der extrem leichten Böden, die in niederschlagsarmen
Gebieten liegen, dürfte die Bewässerungsmöglichkeit eine Voraussetzung für die landwirtschaftliche
Nutzung sein. Im Vergleich zu den alten Ländern zeigen Daten (Bodenklimazahlen) auf Kreisebene, daß
die neuen Länder extreme Unterschiede aufweisen, also sowohl in der schlechtesten als auch der besten
Kategorie stärker als die westlichen Länder vertreten sind [vgl. Agrarbericht, 1991, S. 142].
In der Land- und Forstwirtschaft der DDR waren 1989 noch reichlich 0,9 Mill. Arbeitskräfte beschäftigt
(Tabelle 3). Deren Anteil an den Berufstätigen insgesamt erreichte im Durchschnitt fast 11 vH, wobei die
Zahlen für Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg von 18 bzw. 15 vH die große Bedeutung der
Landwirtschaft für diese Region verdeutlichen. Von den Berufstätigen in der Land- und Forstwirtschaft
waren 71 vH Mitglieder von landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPGen), 28 vH Arbeiter
und Angestellte — vor allem auf volkseigenen Gütern (VEG) — und nur 0,6 vH selbständig bzw.
mithelfende Familienangehörige. Gerade hierin zeigt sich neben der Betriebsgrößenstruktur ein wesent-













































































































"Durchschnittliche Ackerzahlen auf Bezirksebene, geschätzt.—Erschlossene Bewässerungsfläche insgesamt (1989), die in
Beregnungs- und Staubewässerungsfläche unterteilt wird.
Quelle: Statistisches Amt der DDR [a; d]; Isermeyer et al. [1990, S. 44]; eigene Berechnungen.
Tabelle 3 — Berufstätige









































































Quelle: Statistisches Amt der DDR [c; d]; eigene Berechnungen.
der Arbeitsleistung durch familienfremde Arbeitskräfte erbracht wurde [Agrarbericht, 1991, Material-
band, S. 12].
Ein Vergleich der absoluten Beschäftigtenzahlen zwischen beiden Agrarsektoren bereitet aus ver-
schiedenen Gründen Schwierigkeiten. Einmal ist die sektorale Abgrenzung problematisch, da in den
neuen Ländern wichtige Arbeiten wie z.B. Düngerausbringung oder Pflanzenschutz ganz oder teilweise
vom Vorleistungssektor, in diesem Fall von Agrochemischen Zentren (ACZ), erledigt oder andererseits
soziale Leistungen erbracht wurden (z.B. in Kindergärten), die im Westen nicht in die Abgrenzung des
Angaben über den Umfang der Auslagerung von Arbeiten an ACZ, an Instandhaltungsbetriebe oder Baubetriebe
finden sich bei Isermeyer et al. [1990, S. 26].8
Tabelle 4 — Altersstruktur der Beschäftigten in der Landwirtschaft in den neuen Bundesländern 1989
Alter in Jahren
bis unter 25
25 bis unter 50
50 bis unter 55
55 bis unter 60/65
a
Beschäftigte im Rentenalter







Quelle: Agrarbericht [1991, S. 140].
Agrarsektors fallen. Zum anderen gibt es grundlegende Qualifikationsunterschiede,
2 da in den neuen
Ländern die Spezialisierung ein extremes Ausmaß erreichte, produktionstechnisches Allgemeinwissen
und insbesondere ökonomische Fachkenntnis, den Verhältnissen entsprechend, dagegen nur bei wenigen
Beschäftigten vorlagen. Das Durchschnittsalter der Beschäftigten in der Landwirtschaft lag 1989 bei 41
Jahren; 68 vH waren jünger als 50 Jahre (Tabelle 4).
Die Kapitalausstattung der Landwirtschaft in den neuen Ländern in Form von landwirtschaftlichen
Schleppern, Großmaschinen und Gebäuden, vor allem Stallanlagen, ist statistisch zwar ausführlich
dokumentiert, jedoch gibt die rein quantitative Erfassung wenig Aufschluß über das künftige Nutzungs-
potential. Ein relativ großer Teil der Maschinen und Schlepper hat eine eng begrenzte Nutzungsdauer,
die durch die hohe Auslastung, den relativ schlechten Pflegezustand und zunehmende Engpässe bei der
Ersatzteilbeschaffung zusätzlich reduziert wird. Noch schwieriger ist die Abschätzung des Nutzwertes
der vorhandenen Stallanlagen und -gebäude. Zunächst zeigt ein Überblick über die Struktur der Stallan-
lagen das Ausmaß der Konzentration in großbetrieblichen Unternehmensformen (Tabelle 5). Unter-
scheidet man zwischen Unternehmen und Betriebsstätten, so wird aber deutlich, daß es sich ganz
überwiegend nicht um Riesenanlagen, sondern je Betriebsstätte mit etwa 145 Kuhplätzen, 138 in der
Rindermast, 345 in der Schweinemast und 79 Tierplätzen in der Ferkelproduktion um Größenordnungen
handelt, die im Maßstab der Europäischen Gemeinschaft (EG) als noch überschaubar gelten [Isermeyer
et al., 1990, S. 15]. Trotz der damit günstigen strukturellen Voraussetzungen für eine kostengünstige
Produktion muß aufgrund der arbeitsintensiven Stalleinrichtungen, der mangelhaften Anpassung an die
Anforderungen des Arbeits-, Tier- und Umweltschutzes und der Milchhygiene und der Baufälligkeit vieler
Anlagen angenommen werden, daß eine Weiternutzung (zumindest mittelfristig) erhebliche Investitionen
voraussetzt.
Die Zahl der ständig Berufstätigen mit Meister- und Facharbeiterabschluß in den VEG und LPGen wird für 1989
mit 664000 angegeben [Statistisches Amt der DDR, c, S. 60].
1989 wurden 97 vH der Rinder, 89 vH der Schweine, 84 vH der Schafe und 53 vH der Legehennen in diesen
Betriebsformen gehalten. Die Haltung in Kirchengütern und in privaten Kleinbeständen hatte danach, mit















































































































































































"Nur LPGen, VEGund ZBE/ZGE (zwischenbetriebliche Einrichtungen/Gesellschaften); fGV = futterbedarfsorientierte
Großvieheinheit.
Quelle: Klaus, Institut für landwirtschaftliche Betriebswirtschaft, Böhlitz-Ehrenberg, übernommen aus
Isermeyer et al. [1990, S. 37].
2. Produktionsstruktur
Die landwirtschaftliche Produktionsstruktur in den neuen Bundesländern ist durch stark spezialisierte
staatliche oder genossenschaftlich organisierte Großbetriebe (VEG, LPG) gekennzeichnet. Diese be-
wirtschaften 90 vH der Nutzfläche und haben einen Anteil an der Zahl der Beschäftigten von 99 vH
(Tabelle 6). Die durchschnittliche Flächenausstattung der Pflanzenbaubetriebe beträgt etwa 4300 ha; die
Zahl der Beschäftigten je Betrieb bewegte sich um 270 im Pflanzenbau und um 125 in der Tierproduktion.
Mit 6-7 Beschäftigten je 100 ha in der Pflanzenproduktion und annähernd 15 je 100 ha bei Zusammen-
fassung beider Betriebsarten lag die ehemalige DDR im internationalen Vergleich sehr hoch. Da die
sektorale Abgrenzung sowohl der Tätigkeiten als auch der Beschäftigten aufgrund der zahlreichen
Auslagerungen landwirtschaftlicher Arbeiten in Vorleistungsbetriebe, aber auch der Übernahme z.B.
sozialer Dienste durch die Landwirtschaft äußerst schwierig ist, soll auf eine vertiefte Diskussion einzelner
Produktivitäts- oder Intensitätsmaßstäbe verzichtet werden [Isermeyer et al., 1990, S. 7 f.].10













































































































































































Quelle: Statistisches Amt der DDR, zitiert nach Agrarbericht [1991, S. 141].
Etwa 10 vH der landwirtschaftlichen Fläche wurde privat bzw. durch Kirchengüter genutzt, davon
knapp 5 vH durch persönliche Bewirtschaftung von Genossenschaftsbauern und Arbeitern mit bis zu 0,25
ha je Kopf (0,5 ha pro Familie). Der Anreiz für die persönliche Bewirtschaftung war durch hohe garantierte
Abnahmepreise beträchtlich. Bei Obst und Gemüse wurden etwa 33 bzw. 14 vH des Gesamtbedarfs
gedeckt. Bei Eiern, Geflügel- und Kaninchenfleisch, Schweinen und Schafwolle beliefen sich die Anteile
auf 33, 25, 15 und 29 vH [Gollnick et al., 1990, S. 4]. Der Anteil an der Gesamtproduktion erreichte
wertmäßig zwar nur reichlich 3 vH, jedoch war die Bedeutung dieser Hauswirtschaften sowohl für die
Versorgung bei einigen Produkten als auch als Einkommensfaktor der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte
nicht zu unterschätzen.
3. Produktion, Selbstversorgungsgrad, Produktionswert, Wertschöpfung
Die Produktionsergebnisse für wichtige Feldfrüchte und Viehprodukte zeigen deutlich das — im Ver-
gleich zu den alten Ländern — niedrigere Ertragsniveau in den neuen Bundesländern (Tabelle 7). In der
Pflanzenproduktion ist die Ursache nur zu einem kleinen Teil in schlechteren natürlichen Verhältnissen11
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in Klammern für 1990; Bundesrepublik: tierische pflanzliche Produkte 1988/89 und in Klammern 1989/90.
Selbstversorgungsgrad für Zucker. —
 dDDR: Fleisch, Innereien und Schlachtfette; Bundesrepublik: Brutto-
— 'Angabe für 1988. — Milchertrag je Kuh und Jahr; Milchproduktion von Milch mit natürlichem
Quelle: Statistisches Amt der DDR [d]; Agrarbericht [1991].
begründet. Ganz überwiegend dürften hierfür "systembedingte" Ursachen verantwortlich sein, die von
mangelnden persönlichen Leistungsanreizen bis zu einem Defizit an zahlreichen modernen Vorlei-
stungsgütern reichen. Bei einem derartigen Vergleich darf aber nicht übersehen werden, daß das hohe
physische Ertragsniveau in den alten Ländern, das auch eine Folge des hohen Agrarschutzes und der
hieraus resultierenden hohen Intensität ist, ein willkürliches Referenzsystem darstellt. Immerhin gibt
dieser Vergleich aber Hinweise darauf, welche Ertragssteigerungen bei einer Anpassung der Produktion
an westliche Bedingungen wahrscheinlich sind. Der starke Anstieg der Selbstversorgung im Jahr 1990 in
den neuen Ländern ist (außer bei Zucker) weniger auf einen Produktionsanstieg, sondern mehr auf einen
Rückgang der inländischen Verwendung als Folge der Grenzöffnung zurückzuführen. Die Milch-
erzeugung ging sogar zurück; der Anstieg der Fleischproduktion war eine Konsequenz des infolge von
Liquiditäts- und Rentabilitätslücken notwendigen und durch Prämien geförderten Bestandsabbaus.
Die Aggregation der Produktionsmengen der Landwirtschaft der neuen Länder mit den im Westen
gültigen Preisen ergibt für den Durchschnitt der Jahre 1986 bis 1989 einen Produktionswert von etwa 20
Mrd. DM (knapp 57 Mrd. (Ost-)Mark) [Agrarbericht, 1991, S. 146]. Der Produktionswert der alten Länder
erreichte für den gleichen Zeitraum etwa 57 Mrd. DM. Weiterreichende Schlußfolgerungen bezüglich
zukünftiger Strukturen sind weder aus diesen Zahlen noch aus dem Versuch einer sektoralen Gesamt-
rechnung für die neuen Länder zu ziehen, die auf dortigen Mengen und dortigen oder hiesigen Preisen
beruht [ibid, S. 147]. Faktoreinsatz und Produktionsstruktur wurden kaum über dortige Preise gelenkt;
vor allem aber waren die dortigen Preise keine Indikatoren für wirtschaftliche Knappheiten. Einen Anhalt
über die Bedeutung der Land- und Forstwirtschaft für die Gesamtwirtschaft liefert deren Anteil an der
Bruttowertschöpfung aller Wirtschaftsbereiche, der für 1989 mit 9,2 vH angegeben wird [Statistisches
Amt der DDR, d, S. 110]. In den alten Ländern betrug der Anteil 1989 (einschließlich Fischerei) 1,7 vH.
Die Landwirtschaft alleine hatte hier in den Wirtschaftsjahren 1988/89 und 1989/90 noch einen Anteil an
der gesamten Wertschöpfung zu Faktorkosten von 1,3 vH. Im Vergleich zu einem marktwirtschaftlichen
Referenzsystem dürfte dieser Anteil deutlich erhöht sein. Andererseits erscheint es ökonomisch plausibel,
bei Übertragung der westlichen Agrarpolitik auf die neuen Länder davon auszugehen, daß dort, selbst
nach vollständiger Anpassung, der Anteil der Landwirtschaft an der Wertschöpfung wegen der doppelt12
so großen Nutzfläche je Einwohner deutlich über dem Wert in den westlichen Ländern liegen wird. Eine
entsprechende Aussage über den Anteil der Beschäftigten in der Landwirtschaft ist wegen der extremen
Unterschiede in der Betriebsstruktur daraus aber nicht ableitbar.
III. Bisherige Rahmenbedingungen in der DDR
1. Eigentumsordnung und -Struktur
Von hervorragender Bedeutung für die sozialistische Wirtschaftsordnung der ehemaligen DDR war
neben der zentralverwaltungswirtschaftlichen Wirtschaftsorganisation das Gemeineigentum in Form von
genossenschaftlichem Eigentum oder Volkseigentum an den Produktionsmitteln. Die Entwicklung zur
sozialistischen, industrialisierten Landwirtschaft in hochspezialisierten Großbetrieben wurde in mehreren
Schritten vollzogen.
4 Zunächst wurden im Zuge der Bodenreform alle Eigentümer von Betrieben mit
mehr als 100 ha Nutzfläche enteignet und aus ihren Heimatkreisen ausgewiesen. Die Flächen von etwa
2,5 Mill. ha einschließlich 0,75 Mill. ha Wald wurden zusammen mit etwa 0,5 Mill. ha aus staatlichem
Besitz in einen Bodenfonds überführt. Davon erhielten Kleinsiedler oder "landarme" Landwirte 2,2 Mill.
ha, der Rest blieb Staatsbesitz. 1952 begann zunächst auf freiwilliger Basis die Kollektivierung der sehr
kleinen Siedlungsstellen. Wegen zunehmenden Widerstands wurde sie Anfang 1960 gewaltsam zu Ende
geführt. Der größte Teil der ehemals selbständigen Bauern flüchtete in den Westen.
Im wesentlichen konnten drei Eigentumsformen unterschieden werden:
—das gesamtgesellschaftliche Volkseigentum, das höchsten Schutz genoß und unveräußerbar war;
—genossenschaftliches Eigentum, das vor allem Gebäude, Anlagen und Anpflanzungen betraf, wobei
die Genossenschaften ein umfassendes Nutzungsrecht besaßen, die ursprünglichen Eigentumsver-
hältnisse am Boden aber erhalten blieben;
—persönliches und privates Eigentum, das aus Grundflächen und Gebäuden bestehen konnte.
Da in der Landwirtschaft das private Eigentum an Boden keinerlei Vorteile über Pachtentgelt oder
Beleihbarkeit brachte, rückte das Nutzungsrecht ganz in den Vordergrund. Es beinhaltete vor allem den
Anspruch auf individuelle Kleinproduktion, die Anlage von Kleingärten und den Bau eines Eigenheims.
Nach Angaben von 1980, die sich bis zur Vereinigung kaum geändert haben dürften, befanden sich etwa
70 vH der gesamten LN in Privatbesitz (Tabelle 8). Das Wissen um die Lage privater Eigentumsflächen,
die von den LPGen bewirtschaftet wurden, ging weitgehend verloren. Eine Umfrage des Genossenschafts-
verbands in den neuen Ländern zur Umstrukturierung seiner Mitgliedsbetriebe ergab für den Stichtag
01.11.90 bei einer Stichprobe von 272 Betrieben die folgende Eigentumsstruktur der von ihnen bewirt-
schafteten Flächen [Genossenschaftsverband, 1991, S. 5]: Privateigentum von Nichtmitgliedern 47,3 vH,
Privateigentum von Mitgliedern 22,0 vH, unter Verwaltung der Treuhand 23,9 vH, Verpachtung an Dritte
bzw. unklare Eigentumsverhältnisse 6,4 vH und Eigentum der Betriebe 0,4 vH.
4
Zu Einzelheiten des Kollektivierungsprozesses und sozialistischer Eigentumsformen vgl. Alvensleben [1990]
und Thöne [1990].Bibliothek
des Instituts für Weltwirtschcsfi
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Quelle: Schriftliche Auskunft des BML, Außenstelle Berlin, vom 14.12.1990.
2. Wirtschaftsordnung, Agrarpolitik und deren Konsequenzen
Die Wirtschaftsordnung der DDR trug alle Merkmale einer zentralen Planwirtschaft, in der die Preise auf
sämtlichen Vermarktungsebenen fixiert und die Mengen bis hinunter in die Betriebe vorgegeben waren.
Die hieraus und aus fehlenden persönlichen Leistungsanreizen der Beschäftigten im Vergleich zu einem
marktwirtschaftlichen System resultierenden Ineffizienzen wurden z.B. noch durch Verbrauchersub-
ventionen für Nahrungsmittel verstärkt, die mit sozialen Zielen gerechtfertigt wurden. Dies schuf Anreiz
für einen sorglosen Umgang mit Nahrungsmitteln, der bis zur Verfütterung von Brot reichte, oder für
Umweggeschäfte bei jenen Produkten mit geringem Verarbeitungsgrad, bei denen die Verbraucherpreise
deutlich unter den Erzeugerpreisen lagen, wie z.B. bei Obst und Gemüse von Kleinerzeugern.
Ziel der Agrarpolitik war eine weitgehende Autarkie in der Nahrungsmittelversorgung einschließlich
der notwendigen Produktionsmittel unter kostengünstigen Produktionsbedingungen. Da man — system-
bedingt — im wesentlichen in technischen und nicht in ökonomischen Kategorien dachte und die
kollektive Nutzung von Boden, Arbeit und Kapitalgütern ideologisch vorgegeben war, war das Leitbild
der hochspezialisierte Großbetrieb mit industriemäßiger Produktion. Überschußmengen wurden zur
Einwerbung knapper Devisen vor allem nach West-Berlin und in die Sowjetunion exportiert. Andere
Wirtschaftsziele wie etwa eine hohe Arbeitsproduktivität, ein hoher Qualitätsstandard der Produkte (außer
bei den Westexporten) oder eine standortangepaßte, umweltschonende Wirtschaftsweise waren demge-14
genüber, wenn überhaupt, von nachgeordneter Bedeutung. Die Arbeitsbedingungen waren hinsichtlich
Entlohnung und Arbeitszeitregelungen weitgehend dem außerlandwirtschaftlichen Bereich angepaßt.
Um bei der geringen Arbeitsproduktivität eine Entlohnung der Arbeitskräfte in Höhe von etwa 5,50
Mark je Arbeitsstunde auch auf benachteiligten Standorten sicherzustellen, wurden (neben stand-
ortabhängigen Zu- und Abschlägen) die Input/Output-Preisrelationen seit den siebziger Jahren stets so
festgesetzt, daß die Kosten gedeckt wurden.
Dabei wurde allerdings im Bereich der Kapitalgüter eine extreme Sparsamkeit (in Form geringer
Abschreibungssätze) unterstellt, und auch durchgesetzt: Erfolgreich wirtschaftende Betriebe mußten den
größten Teil ihrer Gewinne (die aufgrund zu niedrig angesetzter Abschreibungen ohnehin zu hoch
ausgewiesen wurden) abführen, und nur ein relativ geringer Prozentsatz verblieb ihnen zur Akkumulation.
Erwirtschaftete Mittel konnten sie zudem häufig nicht für Investitionen nutzen, weil Investitionsgüter
extrem knapp gehalten wurden. So kam es dazu, daß einige Unternehmen nach der "Wende" über
beträchtliche Liquiditätsreserven verfügten, die allerdings nur in Ausnahmefällen ausgereicht hätten, um
den nun erforderlichen Investitionsbedarf decken zu können.
Auf der anderen Seite wurden erfolglos wirtschaftenden Betrieben (insbesondere solchen auf ungün-
stigen Standorten) spektakuläre Investitionen ermöglicht oder aufgenötigt, deren Wirtschaftlichkeit nicht
selten von den zur Begutachtung herangezogenen Agrarökonomen in Frage gestellt wurde. So wurden
z.B. große Tierproduktionsanlagen errichtet, ohne daß eine ausreichende Futterversorgung sichergestellt
war. Der Futtermangel wurde dann von den staatlichen Planungsinstanzen durch den Zugriff auf die
Futtergrundlagen anderer Betriebe gleichmäßiger verteilt. Zur Finanzierung dieser Investitionen wurden
vom Staat Kredite gewährt, die Verschuldung nahm — auch aufgrund überhöht angesetzter Investitions-
kosten — häufig einen Umfang an, der den Ertragswert der Investitionen weit überstieg.
Bei der Trennung von tierischer und pflanzlicher Produktion scheint man selbst unter ausschließlich
technischen Gesichtspunkten über das Ziel effizienter Spezialisierung hinausgeschossen zu sein. Auch
deuteten die später eingeführten Anreize für Kleinerzeuger darauf hin, daß man die Bedeutung per-
sönlicher Leistungsanreize für eine flexiblere und effizientere Versorgung, zumindest in Teilbereichen,
zuvor unterschätzte.
Wichtige Konsequenzen dieser Agrarpolitik sind einerseits in der räumlichen Verteilung und anderer-
seits im organisatorischen Bereich der Produktion zu sehen. Die räumliche Verteilung war ganz entschei-
dend durch das Autarkiedenken geprägt. Eine Standortdifferenzierung der Hauptproduktionsrichtungen
war zwar zu beobachten, aufgrund der Autarkiebestrebungen auf Bezirks- und zum Teil sogar auf
Kreisebene war sie aber weit weniger stark ausgeprägt als in den westlichen Bundesländern. Dies galt
insbesondere für die tierische Erzeugung. Starke Autarkiebestrebungen dominierten auch die Beschaffung
der Inputs: Betriebsmittel (Saatgut, Düngung, Pflanzenschutz, Futter, Nutzvieh) und Landtechnik konnten
fast nur aus dem Territorium der DDR oder allenfalls aus den COMECON-Ländern bezogen werden. Für
den Übergang in ein marktwirtschaftliches Wirtschaftssystem hätte dies, im Sinne von zusätzlichen
Anpassungskosten, nur insofern Bedeutung, als
—die sich ergebende regionale Allokation von der vorherigen abweicht, was sehr wahrscheinlich ist;
—die stationären, produktionsspezifischen Anlagen (u.a. Stallgebäude, Verarbeitungsbetriebe, wie z.B.
Zuckerfabriken und Molkereien) noch nicht abgeschrieben sind;
—die großenteils hochspezialisierten Arbeitskräfte räumlich immobil sein dürften.
Mit der Übernahme der EG-Agrarpolitik wird durch deren immanente Protektionsstruktur und die
Produktionsquoten für Milch und Zucker, die auf der Basis vorangegangener Produktionsmengen
vergeben werden, eine produktspezifische räumliche Produktionsstruktur vorgezeichnet, die sowohl von
der bisherigen als auch von einer marktwirtschaftlichen Struktur abweichen dürfte. Zu unterscheiden sind15
der jeweilige Anpassungsbedarf und die Allokationsverluste, die durch das Abweichen der neuen, stark
administrativ beeinflußten Produktionsstruktur von einer marktwirtschaftlichen Produktionsausrichtung
entstehen.
Im organisatorischen Bereich ist für die bevorstehenden Anpassungsprozesse die dominierende Rolle
der landwirtschaftlichen Großbetriebe im ländlichen Raum von besonderer Bedeutung. Sie resultierte
auch daraus, daß die wirtschaftliche und politische Funktion von Gemeinden und privaten Vereinen, im
Vergleich zum Westen, von untergeordneter Bedeutung war [Kurjo, 1990, S. 5]. So übernahmen LPGen
u.a. Investitionen in Kulturhäuser, Jugendclubs, Gaststätten, Sportvereine, medizinische Einrichtungen
und Kinderkrippen bis hin zu Einrichtungen zur Altenversorgung und deren Betrieb. Auch haben LPGen
und VEG zahlreiche infrastrukturelle Maßnahmen wie z.B. den Bau und die Finanzierung von Wegen,
Wasserleitungen und Entwässerungssystemen durchgeführt. Vielfach mußten hierzu auch Kredite in
Anspruch genommen werden. Die Neuorganisation der Strukturen, die vermutlich in absehbarer Zeit auch
zu einer den westlichen Ländern vergleichbaren Aufgaben- und Arbeitsteilung führt, wirft erhebliche
Probleme auf. Hierzu zählen einerseits die Privatisierung genossenschaftlicher Vermögen und zum
anderen die Ausgliederung von "berufsfremden" Arbeitskräften aus den landwirtschaftlichen Betrieben,
wie z.B. Friseuren, Hebammen, Maurern, Malern, Schlossern usw. Die Mitgliedschaft in einer LPG war
aus Sicht der Beschäftigten attraktiv, weil die LPG-Einkünfte steuerfrei waren. Das Interesse der LPGen
ergab sich aus einem hohen "Lohnfonds", den der Staat nach Maßgabe der Zahl der Arbeitskräfte,
gemessen in Vollbeschäftigteneinheiten, genehmigte [Kurjo, 1990, S. 5].
IV. Neue Rahmenbedingungen für die neuen Bundesländer
Zum Teil schon seit Bildung der Währungsunion, spätestens aber seit der deutschen Vereinigung gelten
für die Landwirtschaft der neuen Länder weitgehend die gleichen Rahmenbedingungen wie in den
westlichen Ländern, allerdings ergänzt durch zahlreiche Übergangs- und Anpassungshilfen. Neben dem
umfangreichen Regelwerk der europäischen und nationalen Agrarpolitik und den zum großen Teil hieraus
resultierenden Marktgegebenheiten hat im Rahmen der Rechts- und Wirtschaftsordnung die Eigentums-
ordnung und sich daraus ergebende Konsequenzen für die Eigentumsverhältnisse für die Anpassungspro-
zesse besondere Bedeutung.
1. Anpassung der Rechts- und Wirtschaftsordnung
Nachdem zuvor schon mit dem Staatsvertrag über die Währungs- und Wirtschaftsunion zum 1. Juli 1990
(mit wenigen Einschränkungen) das EG-Marktordnungssystem Gültigkeit erlangte, wurde mit In-
krafttreten des Einigungsvertrags zum 3. Oktober 1990 praktisch das gesamte Bundesrecht auf die neuen
Länder übertragen. Für die Landwirtschaft von herausragender Bedeutung ist darin die Eigen-
tumsordnung, in der das private Eigentum an Produktionsmitteln, insbesondere auch an Boden, einen
hohen Stellenwert hat und besonderen Schutz genießt. Das private Eigentum und die private Verfügbarkeit
über produktive Vermögenstitel ist integraler Teil einer auf liberalen Prinzipien beruhenden Wirtschafts-
ordnung, in der dezentrale Entscheidungen, die am Eigennutz der Verfügungsberechtigten orientiert sind,
zu einer gesamtwirtschaftlich effizienten Verwendung der Produktionsmittel führen. Die Verbindung
dieses Aspekts mit der Eigenschaft der Vermögenstitel als Sicherheit für potentielle Kreditgeber charak-
terisiert — infolge unterschiedlicher Betonung — die gesellschaftsrechtlich möglichen Unternehmens-
formen. Aus der Tatsache, daß beide Aspekte in der ehemaligen DDR praktisch keine Bedeutung hatten,16
resultieren die wesentlichen Schwierigkeiten bei der Anpassung des Agrarsektors an die neuen Rahmen-
bedingungen auf einzelbetrieblicher Ebene. Im Fall des genossenschaftlichen Eigentums soll das Land-
wirtschaftsanpassungsgesetz (LanpG), das LPG-Gesetz und das Gesetz über die Übertragung des Eigen-
tums und die Verpachtung volkseigener, landwirtschaftlich genutzter Grundstücke an Genossenschaften,
Genossenschaftsmitglieder und andere Bürger, die zunächst fortgelten, diesen Übergang erleichtern.
Das LanpG in der im Juni 1991 novellierten Form bildet die Rechtgrundlage für die Wiederherstellung
und Gewährleistung des Privateigentums an Boden. Es regelt vor allem die Entflechtung der LPGen und
der von diesen mit VEG sowie anderen Betrieben gebildeten Kooperationsformen unter gleichzeitiger
Umwandlung in andere Rechts- und Gesellschaftsformen. Von besonderer Bedeutung sind Regelungen
über das Ausscheiden von LPG-Mitgliedern und die Gründung bäuerlicher Familienbetriebe. Der Geset-
zestext verspricht Chancengleichheit für alle betrieblichen Rechtsformen.
Generell steht ausscheidenden Mitgliedern ein Abfindungsanspruch in Höhe des Wertes ihrer Beteili-
gung an der jeweiligen LPG zu. Die Rangskala wird von den Inventarbeiträgen angeführt, die in Form
von Sach- oder Geldleistungen eingebracht wurden, einschließlich gleichstehender Leistungen. Ihr Wert
ist zunächst zurückzugewähren. Von dem Wert des eingebrachten Inventarbeitrags sind alle Rückzahlun-
gen abzuziehen. Übersteigt der so ermittelte Wert aller eingebrachten Inventarbeiträge das Eigenkapital,
sind die Ansprüche ausscheidender Mitglieder entsprechend zu kürzen. Wenn das Eigenkapital die
Summe der Inventarbeiträge übersteigt, ist aus dem überschießenden Betrag eine Mindestvergütung für
die Überlassung der Bodennutzung durch die Mitglieder und für die zinslose Überlassung der Inventar-
beiträge zu berücksichtigen. Diese Mindestvergütung beträgt für die Bodennutzung solcher Flächen, für
die eine Bodenschätzung vorliegt, 2 DM je Bodenpunkt pro Jahr und Hektar sowie für die Nutzung der
Inventarbeiträge 3 vH Zinsen hiervon pro Jahr. Überschreiten die so ermittelten Vergütungen von Boden-
und Inventarbeiträgen 80 vH des noch verbleibenden Eigenkapitals, sind die Abfindungsansprüche
entsprechend zu kürzen. Damit wird sichergestellt, daß der Faktor Arbeit Berücksichtigung findet. Soweit
das Eigenkapital die Ansprüche aus Inventarbeiträgen, aus deren Verzinsung und aus der Bodennutzung
übersteigt, ist es dem Gesetz zufolge in Höhe von 50 vH an die Mitglieder entsprechend der Dauer ihrer
Tätigkeit in der LPG auszuzahlen.
In weiteren Bestimmungen wird festgelegt, daß ausscheidende Mitglieder die Kosten der Feldbestel-
lung ersetzen müssen, wenn sich Feldinventar auf den Flächen befindet, die sie zurückerhalten. Der
Anspruch der LPG wird dabei einen Monat nach Beendigung der Ernte fällig. Der einem ausscheidenden
Mitglied aufgrund seines Inventarbeitrags zustehende Abfindungsanspruch ist einen Monat nach Been-
digung der Mitgliedschaft als Abschlagszahlung fällig, wenn das Mitglied allein oder in Kooperation mit
anderen einen landwirtschaftlichen Betrieb wieder einrichtet. Im übrigen werden Abfindungsansprüche
des ausscheidenden Mitglieds nach Feststellung der Jahresbilanz fällig. Soweit es sich bei den aus-
scheidenden Mitgliedern um Personen handelt, die keinen landwirtschaftlichen Betrieb errichten, kann
die LPG Ratenzahlung verlangen, wenn sie nachweist, daß sie zur Erhaltung ihrer Wirtschaftskraft
erforderlich ist. Der Abfindungsanspruch muß dann innerhalb von fünf Jahren nach Fälligkeit erfüllt sein.
Grundlage für die Reorganisation und Privatisierung volkseigenen Vermögens ist nach Maßgabe von
Artikel 25 des Einigungsvertrags das Gesetz zur Privatisierung und Reorganisation des volkseigenen
Vermögens vom 17. Juni 1990 und der 3. Durchführungsverordnung, in der festgelegt ist, daß das
Vgl. Agrarbericht [1991, S. 153 f.].
Zu Einzelheiten vgl. Agra-Europe [Vol. 32,1991, Nr. 24 (10.06. 91), Länderberichte, S. 49-52].
Vgl. GB1.1 Nr. 33, S. 300 und GB1.1 Nr. 57, S. 13330 vom 29. August 1990 bezüglich der 3. Durchführungs-
verordnung, zitiert nach Agrarbericht [1991, S. 154].17
Vermögen der volkseigenen Güter, der staatlichen Volkswirtschaftsbetriebe und Forsteinrichtungsämter,
der volkseigenen Binnenfischereibetriebe, der volkseigenen Gestüte und der Betriebe bzw. der bereits
ausgegliederten Betriebe des volkseigenen Kombinats Industrielle Tierproduktion der Treuhandanstalt
zur zeitweiligen treuhänderischen Verwaltung übertragen worden ist. Das gilt auch für land- und
forstwirtschaftliche Flächen, die an Genossenschaften oder Einzelpersonen verpachtet sind. Ist eine
Übertragung der genannten Flächen in das Eigentum von Ländern und Kommunen nicht vorgesehen, so
soll nach den Bestimmungen des Treuhandgesetzes privatisiert werden. Dabei soll ökonomischen,
ökologischen und strukturellen Besonderheiten im Agrarbereich Rechnung getragen, und es sollen, nach
dem Willen der Bundesregierung, die Anpassungsprozesse den agrarstrukturellen Erfordernissen entspre-
chend unterstützt und unerwünschte Auswirkungen auf das Preisgefüge für Grund und Boden vermieden
werden [Agrarbericht, 1991, S. 154]. Diese Formulierungen weisen auf strukturpolitische Leitbilder und
Zielsetzungen der Bundesregierung hin, die noch im einzelnen zu präzisieren sind, da sie die Grundlage
zahlreicher strukturwirksamer agrarpolitischer Eingriffe bilden (vgl. Abschnitt IV.2).
Die Dimension und die Probleme der Privatisierung ergeben sich aus den zuvor beschriebenen Eigen-
tumsverhältnissen (Tabelle 8). Sieht man von der Rückgabe genossenschaftlich genutzten Bodens an die
noch existierenden Eigentümer bzw. deren Erben und die Aufteilung des genossenschaftlichen Eigentums
ab, so steht die Privatisierung des bisherigen Volkseigentums, das von der Treuhand verwaltet wird, im
Vordergrund. Hierzu zählen im Agrarbereich neben 458 VEG 307 Betriebe, deren Tätigkeitsfeld von der
Milchwirtschaft bis zur Obst- und Gemüseverarbeitung reicht, u.a. auch acht Gestüte, verschiedene
Rennbahnen und nicht zuletzt etwa 2,1 Mill. ha landwirtschaftliche Nutzfläche. Davon wurden 1990 von
LPGen 1,7 Mill. ha und von VEG etwa 0,4 Mill. ha genutzt. Bezüglich eines Teils der 0,4 Mill. ha bestehen
Rückgabeansprüche von Ländern und Kommunen. Etwa 0,3 Mill. ha sind Flächen, die nach 1949 enteignet
wurden und für die Rückgabeansprüche bis zum 13. Oktober 1990 gestellt werden konnten. Da die
Rückgabe aus gerichtlichen und verwaltungstechnischen Gründen größtenteils noch nicht abgewickelt
ist, hat die Treuhand diese Flächen in der Regel kurzfristig verpachtet. Bei dem mit 1,4 Mill. ha größten
Teil der Flächen handelt es sich um Besitz, der zwischen 1945 und 1949 enteignet wurde und für den nach
dem Urteil des BVG vom 23.4.1991 keine Rückgabeansprüche bestehen.
Unabhängig von gezielten agrarpolitischen Maßnahmen und Problemen der Privatisierung sind im
Rahmen der Eigentumsordnung auch das seit langem gültige Grundstücksverkehrs- und das Landpacht-
gesetz von Bedeutung, die wesentliche Eingriffsmöglichkeiten in die freie Verfügungsgewalt über land-
und forstwirtschaftlich genutzten Boden beinhalten. Danach ist die Veräußerung land- und forst-
wirtschaftlicher Grundstücke genehmigungspflichtig. Die Genehmigung kann u.a. versagt werden, wenn
—eine "ungesunde" Verteilung des Grund und Bodens herbeigeführt wird;
—ein oder mehrere Grundstücke "unwirtschaftlich" verkleinert oder aufgeteilt werden;
—der Kaufpreis in einem groben Mißverhältnis zum Wert des Grundstücks steht; nach der bisherigen
Rechtsprechung wird dies angenommen, wenn der Preis 150 vH des innerlandwirtschaftlichen
Verkehrswerts übersteigt [BML, 1990, Nr. 9].
Zur Sicherung der Existenzfähigkeit landwirtschaftlicher Betriebe ist in diesem Gesetz außerdem
festgelegt, daß im Fall einer durch gesetzliche Erbfolge entstandenen Erbengemeinschaft das Gericht auf
Antrag eines Miterben den gesamten Betrieb ungeteilt einem Erben mit der Auflage zuweisen kann, daß
die anderen entschädigt werden.
Pachtverträge sind anzeigepflichtig und können sinngemäß aus den gleichen Gründen wie im Grund-
stücksverkehrsgesetz beanstandet werden, so z.B. wenn eine "ungesunde" Anhäufung von land- und
8
Schriftliche Auskunft des BML, Bonn, Stand September 1990.18
forstwirtschaftlichen Nutzflächen eintritt oder eine zusammenhängende landwirtschaftliche Nutzfläche
unwirtschaftlich aufgeteilt wird. In der Praxis kommt dies einer Art Vorkaufs- bzw. Vorpachtrecht für
Klein- bis Mittelbetriebe gegenüber Großbetrieben gleich.
2. Europäische und nationale Agrarpolitik
a. Ziele und Leitbilder
Die Ziele der Agrarpolitik der Bundesregierung werden einerseits aus dem EG-Vertrag und andererseits
aus dem Landwirtschaftsgesetz der Bundesrepublik von 1955 abgeleitet und in vier Hauptziele unterglie-
dert [Agrarbericht, 1991, S. 80]:
(1) Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländlichen Raum und Teilnahme der in der Land- und
Forstwirtschaft Tätigen an der allgemeinen Einkommens- und Wohlstandsentwicklung;
(2) Versorgung der Bevölkerung mit hochwertigen Produkten der Agrarwirtschaft zu angemessenen
Preisen;
(3) Verbesserung der agrarischen Außenwirtschaftsbeziehungen und der Welternährungslage;
(4) Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen.
Ergänzend wird der Landwirtschaft "Bedeutung" in folgenden Bereichen zugesprochen:
—Erhaltung und Pflege der natürlichen Lebensgrundlagen;
—Sicherung und Pflege einer vielfältigen Landschaft als Siedlungs-, Wirtschafts- und Erholungsraum;
—Lieferung agrarischer Rohstoffe für Nicht-Nahrungszwecke.
Diesen Hauptzielen ist eine mehrstufige, stark differenzierte Zielstruktur unterlegt und ein umfangrei-
cher Instrumentenkatalog angefügt, der hier nur grob umrissen werden kann. Struktur- und gesellschafts-
politisches Leitbild ist der bäuerliche Familienbetrieb, was bis 1990 seinen Ausdruck in der Formulierung
fand, daß die genannten Ziele "am ehesten von einer leistungsfähigen, bäuerlich strukturierten Landwirt-
schaft aus Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetrieben erfüllt" werden [Agrarbericht, 1990, S. 82]. Nichtzuletzt
angesichts der Vereinigung mit einem völlig anders strukturierten Agrarsektor wurden die obigen
Hervorhebungen im Agrarbericht 1991 fortgelassen. Es wird nunmehr darauf hingewiesen, daß die
besonderen Merkmale einer vielseitigen Agrarstruktur eine
—selbstverantwortliche Bewirtschaftung von Eigentums- oder Pachtflächen durch bäuerliche Fami-
lien,
—weitgehend bodengebundene tierische Veredelungsproduktion,
—umweltverträgliche und auf Nachhaltigkeit ausgerichtete, kostengünstige Erzeugung sind [Agrar-
bericht, 1991, S. 80].
Weiterhin wird Offenheit gegenüber vielfältigen Rechts- und Unternehmensformen als Ein- oder
Mehr-AK(Arbeitskraft)-Betrieb erklärt
9 und für die neuen Länder unterstellt, daß dort kooperative
Unternehmensformen zumindest vorläufig eine gewisse Bedeutung behalten. Neutralität im Instrumen-
teneinsatz ist demnach nicht angestrebt. Ausdrücklich wird auf die Bestimmungen des Grundstücksver-
kehrs- und Landpachtgesetzes hingewiesen.
9
Im Kapitel über die Ziele für die neuen Länder wird formuliert:"... sind die Rahmenbedingungen so zu setzen,
daß allen Betriebs- und Organisationsformen hinreichende Entwicklungschancen eingeräumt werden" [Agrar-
bericht, 1991, S. 153].19
b. Instrumente
Mit den angeführten Zielen wird ein umfangreicher Katalog von Instrumenten begründet, der hier nur
stark verkürzt diskutiert werden kann. Dabei erscheint es zweckmäßig, jeweils für die einzelnen Bereiche




a. Markt- und Preispolitik
Im Zentrum der europäischen Agrarpolitik steht die Markt- und Preispolitik, die mit Hilfe umfangreicher
und komplizierter Marktordnungen für praktisch alle in der EG erzeugten Agrarprodukte Erzeugermin-
destpreise absichert. Dies geschieht in der Regel durch Außenschutz in Form von Abschöpfungen bzw.
Exporterstattungen und/oder Zöllen und durch Interventionen auf den Inlandsmärkten. Bei anderen
Produkten wird der Erzeugerschutz durch produkt- oder flächenbezogene Prämien gewährleistet, während
der Außenhandel weitgehend liberalisiert ist. Insgesamt führen die Maßnahmen dazu, daß die inländischen
Nahrungsmittelpreise das Weltmarktpreisniveau, bis auf kurze zeitliche Ausnahmen, deutlich übertreffen
und bei wichtigen Grundnahrungsmitteln zeitweilig, wie auch im Frühjahr 1991, um 100 vH oder mehr
über den Weltmarktnotierungen liegen. Dieser preispolitische Schutz findet seinen Niederschlag auch
in den von der Organisation for Economic Cooperation and Development (OECD) seit verschiedenen
Jahren für die Industrieländer geschätzten Subventionsäquivalenten für den Agrarbereich. Das prozen-
tuale Subventionsäquivalent für die Produzenten
1
3 erreichte in der EG 1986 mit 50 vH einen Höchststand
und ist bis 1989 auf knapp 40 vH gesunken. 1990 erreichte der Wert, vor allem infolge gefallener
Weltmarktpreise und des gesunkenen US-Dollarkurses, mit 48 vH wiederum ein sehr hohes Niveau.
Diese markt- und preispolitischen Rahmenbedingungen haben inzwischen mit geringen Ausnahmen
und Ergänzungen auch für die neuen Bundesländer Gültigkeit.
1 Die Erzeugerpreise haben sich (nach
gewissen Übergangsschwierigkeiten) weitgehend dem westlichen Niveau angenähert (vgl. Abschnitt
V.l.b). Auch wenn dies für die landwirtschaftlichen Betriebe, insbesondere bei tierischen Produkten,
Preissenkungen beinhaltet, ist für die gesamtwirtschaftliche Beurteilung entscheidend, daß die intersek-
toralen Preisrelationen infolge der Protektion zugunsten der Landwirtschaft verzerrt sind. Diese Verzer-
rungen werden noch durch verschiedene Einzelmaßnahmen, wie z.B. Prämien für die Mutterkuhhaltung,
verstärkt, die prinzipiell seitens der EG finanziert und darüber hinaus durch eine nationale Zusatzprämie
aufgestockt werden [Agrarbericht, 1991, S. 102]. In den neuen Bundesländern wurden bis zum 31.12.1990
10
Zu einer Dokumentation der gesetzlichen Grundlagen vgl. Anhang 1.
Eine Ausnahme sind Kartoffeln, aber hier kann der inländische Marktpreis durch Außenschutzmaßnahmen
gestützt werden. Für Industriekartoffeln besteht eine indirekte Preisstützung durch die starke Subventionierung
von Stärkefabriken.
Bei fixierten Inlandspreisen resultieren die relativ starken Schwankungen des Schutzniveaus aus veränderten
Weltmarktsituationen und Wechselkursschwankungen.
Haushalts- plus Markttransfer an die Produzenten in vH des Produktionswerts zu inländischen Marktpreisen
[OECD, 1990]. Diese Angaben unterschätzen die Gesamtprotektion des Sektors vor allem deshalb, weil nicht
alle Produkte erfaßt sind (z.B. Obst und Gemüse), verschiedene Haushaltspositionen fehlen (so vor allem
Sozialausgaben und generell Agrarausgaben auf Bundesländerebene) und weil die effektiven Protektionsraten
für einzelne Produktgruppen sehr unterschiedlich sind.
Die angeführten Subventionsäquivalente enthalten allerdings auch Haushaltsausgaben für strukturpolitische
Maßnahmen.
Zu Einzelheiten vgl. Agrarbericht [1991, S. 152 f.] und AB1.(EG) [1990, Nr. L353].20
dagegen 300 DM je Großvieheinheit (GV) an Betriebe (spezialisierte Jungrinderanlagen) gezahlt, wenn
die Produktion um mindestens 20 vH verringert wurde.
Ein anderes Element der marktpolitischen Rahmenbedingungen sind Produktionsquoten für Zucker
und Milch, die nun auch für die neuen Bundesländer festgelegt wurden. Die Zuckerquote beträgt 8470001,
das sind rund 20 vH mehr als die bisherige Zuckerproduktion in den neuen Ländern. Die Quote wird ab
1991/92 an fünf regionale Zuckerhersteller vergeben, wobei sich die Verteilung nach der Produktions-
menge des Referenzzeitraums 1984/85 bis 1988/89 bemißt. Die Aufteilung auf landwirtschaftliche
Betriebe erfolgt entsprechend, "wobei nach und nach ein angemessener Teil auf neue Betriebe ohne
Referenzmengen, die rübenfähige Böden im Einzugsbereich von Fabriken haben, übertragen werden
soll". Ausscheidende Mitglieder aus LPGen werden an deren Liefermengen beteiligt, wobei sich ihr
Kontingent im wesentlichen nach dem Anteil ihrer Ackerfläche an der gesamten LPG-Ackerfläche richtet.
Die Milchquoten wurden in den neuen Ländern in zwei Stufen eingeführt. Zunächst (bis 31.03.91) galt
eine gegenüber der Produktion von 1989 um 8 vH verringerte Garantiemenge. Seit dem 01.04.91 ist die
EG-Milchmarktordnung in Kraft, und damit soll die Milchanlieferung auf 80 vH der Produktion von 1989
zurückgeführt werden [Agrarbericht, 1991, S. 155]. Grundsätzlich soll an alle Milcherzeuger (Stichtag
01.04.91) vorläufig eine Referenzmenge zugeteilt werden. Erzeugern, die die Milchanlieferung nach 1989
aufgenommen haben, kann bei Übernahme entsprechender Betriebe oder Betriebsteile (z.B. aus LPGen)
ein entsprechender Teil der Milchanlieferung von 1989 zugerechnet werden. Die Rückführung erfolgt
teilweise gegen Einkommensausgleich; sie setzt sich wie folgt zusammen: 12,5 vH Kürzung zur
Einhaltung der von der EG vorgeschriebenen Gesamtgarantiemengen für die neuen Länder, 3,0 vH
Stillegung mit Vergütung (988,80 DM/1000 kg), 4,5 vH Aussetzung mit Vergütung (494,40 DM/1000
kg), 10,0 vH Kürzung zur Bildung einer nationalen Reserve ohne Einkommensausgleich. Das ergibt eine
Rückführung von 30 vH. In den alten Ländern wurde die Kürzung der Garantiemengen um 4000001 mit
1600 DM/1000 kg vergütet.
Anders als in den alten soll in den neuen Ländern zunächst keine Flächenbindung der Quoten einge-
führt werden, auch ist Verkauf, Verpachtung oder Leasing nicht gestattet. Eine Übertragung vorläufiger
Referenzmengen ist z.B. beim Ausscheiden einzelner LPG-Mitglieder und in Erbfällen möglich. Die
angesprochenen Reserven von etwa 7700001 (10 vH der Produktion von 1989) soll auf Erzeuger, die
1989 eine ungewöhnlich niedrige Erzeugungsmenge hatten, auf Reprivatisierer, die keine oder eine zu
niedrige Quote haben, und an Färsenaufzuchtbetriebe verteilt werden.
ß. Allgemeine produktionsdämpfende Maßnahmen
Neben den produktspezifischen Produktionsquoten sind verschiedene allgemeine Maßnahmen zur Pro-
duktionseindämmung ergriffen worden. Eine der Ursachen hierfür dürfte sein, daß auf den meisten
Produktmärkten die technischen Voraussetzungen für die Einführung von Produktionsquoten fehlen.
Hinzu kommt, daß angesichts der zunehmend diskutierten Umweltbelastungen durch die Landwirtschaft,
wirtschaftlich notwendige Angebotseinschränkungen als umweltpolitisch nützlich eingestuft werden.
Wichtige Maßnahmen in diesem Bereich sind die Förderung der Stillegung von Ackerflächen und der
Extensivierung der pflanzlichen Produktion, die 1988 im Rahmen der EG-Gipfelbeschlüsse eingeführt
16
1? Agra-Europe [Vol. 32,1991, Nr. 15 (08.04.91), Markt und Meinung, S. 1].
.„ Agra-Europe [Vol. 32,1991, Nr. 16, (15.04.91), Markt und Meinung, S. 1-31.
Die Reserve kann sich durch Betriebsaufgaben oder die Auflösung von VEG erhöhen.21
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wurden. Die EG hat hierzu Rahmenrichtlinien festgelegt und beteiligt sich an der Finanzierung. Die
"Grundsätze für die Förderung der Stillegung von Ackerflächen" wurden auf nationaler Ebene im Rahmen
der Gemeinschaftsaufgabe durch den Planungsausschuß für Agrarstruktur und Küstenschutz (PLANAK,
Sonderrahmenplan) beschlossen. Die Flächen können als Dauerbrache oder Rotationsbrache stillgelegt,
aufgeforstet, als extensives Grünland genutzt oder zu nichtlandwirtschaftlichen Zwecken verwendet
werden. Der Mindestflächenanteil je Betrieb soll 20 vH, die Stillegungsdauer fünf Jahre betragen. Nach
EG-Beschlüssen von Juni 1990 ist es künftig auch erlaubt, auf "stillgelegten" Flächen in begrenztem
Umfang Getreide für den Nichtnahrungsmittelsektor anzubauen [Agrarbericht, 1991, S. 118]. Die
Prämiensätze bei Flächenstillegung liegen für die alten Länder zwischen 600 und 1200 DM/ha in
Abhängigkeit von der Bodenqualität. Der Beihilfeanteil der EG sinkt mit zunehmendem Hektar-Satz von
50 bis auf 15 vH.
2
0 In den neuen Ländern galt 1990/91 eine Übergangsregelung, nach der Prämien von
500-750 DM/ha gezahlt wurden. Die Bindungsfrist betrug zunächst nur ein Jahr. Der Mindestflächenan-
teil war mit der Größe degressiv gestaffelt, es konnten auch Kartoffelanbauflächen stillgelegt werden
(kein Marktordnungsprodukt). 1990/91 wurden aufgrund dieses Angebots 12,8 vH der Ackerfläche nicht
bewirtschaftet.
Parallel zur Flächenstillegung wurde die "Extensivierung der Erzeugung von Überschußerzeugnissen"
honoriert, wozu u.a. Rind- und Schaffleisch, Getreide und zahlreiche Obst- und Gemüsearten zählen. Als
Extensivierung gilt die Verringerung der während eines Bezugszeitraums ermittelten durchschnittlichen
Jahreserzeugung um mindestens 20 vH für die Dauer von fünf Jahren [Agrarbericht, 1991, S. 199]. Dies
kann nach der "quantitativen" Methode (nachweisliche Erzeugungsminderung, bisher nur bei Wein
angewendet) oder der "produktionstechnischen Methode", d.h. durch weniger intensive Produktionswei-
sen, bewerkstelligt werden (Nachweis der geänderten Produktionsweise). Die Höhe der Entschädigung
richtet sich nach dem entgangenen Deckungsbeitrag. Die Extensivierungsregelung ist bisher für die
EG-Mitgliedsländer fakultativ. In der Bundesrepublik wurde sie 1989/90 eingeführt. Inzwischen plant die
Kommission eine obligatorische Beihilferegelung für eine "umweltfreundlichere Landwirtschaft". Da-
nach sollen bei fünfjähriger Verpflichtung zu vermindertem Düngemitteleinsatz und chemischem
Pflanzenschutzmitteleinsatz Jahreshektarprämien von 424 DM (Grünland und einjährige Kulturen) bis
zu 1413 DM für bestimmte Dauerkulturen und Rebflächen insgesamt gezahlt werden können und von der
EG mitfinanziert werden.
Für die neuen Bundesländer galt eine entsprechende Extensivierungsregelung. Das Antragsvolumen
für 1990 war beträchtlich und umfaßte u.a. 267000 ha Kartoffeln, 16200 ha Äpfel und Birnen und 119000
GV Rindfleisch [Agrarbericht, 1991, S. 159]. Unter dem Motto "eine Zukunft für die bäuerliche
Landwirtschaft" plant Baden-Württemberg einen "Marktentlastungs- und Kulturlandschaftsausgleich".
Ziel eines Modellvorhabens ist eine EG-weit flächendeckende Extensivierung und die Einführung
einheitlicher Umweltstandards. Auf diesem Wege wird eine flächendeckende Honorierung der "bisher
nicht vergüteten Leistungen der Landwirtschaft zur Pflege und Erhaltung der Kulturlandschaft" ange-
strebt.
2
1 Die Zahlungen je Betrieb sollen von konkreten Leistungen zur Pflege der Kulturlandschaft
abhängig gemacht werden. Der geschätzte jährliche Mittelbedarf beträgt 74 Mill. DM, der gemeinsam
von EG, Bund und Land getragen werden soll.
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Zu Einzelheiten der Programme vgl. ABl.(EG) [1990, Nr. L106, VO Nr. 1094/88 (Rahmenvorschriften) und
VO Nr. 1272/88 (Durchführungsvorschriften)] sowie Agrarbericht [lfd. Jgg.].
Zu Einzelheiten der Bedingungen und Finanzierungsaspekten vgl. Bundesrechnungshof, Jahresbericht 1989,
zitiert nach Agra-Europe [Vol. 32,1991, Nr. 5, (28.01.91), Dokumentation].
Agra-Europe [Vol. 32., 1991, Nr. 9 (25.02.91), Länderberichte, S. 20 f.].22
Y- Strukturpolitik
Unter dem Begriff Strukturpolitik werden zahlreiche und vielfältige Maßnahmen subsumiert; auch reicht
die Kompetenzzuordnung bei der Finanzierung von der EG-Zuständigkeit bis zur Zuständigkeit der
Bundesländer hinunter. Stark überwiegen allerdings Programme mit EG-Rahmenrichtlinien und be-
grenzter nationaler (regionaler) Gestaltungsfreiheit sowie entsprechenden Mischfinanzierungen. Kern der
EG-Rahmenbedingungen sind die auf der Basis der EG-Strukturfonds beschlossenen Förderkonzepte,
wobei allerdings die Abstimmung zwischen nationalen und EG-Instanzen über Förderschwerpunkte und
den Finanzrahmen einen beträchtlichen bürokratischen Aufwand erfordert. Insgesamt wird die Gemein-
schaft die neuen Bundesländer bis einschließlich 1993 mit Zuschüssen von 6,15 Mrd. DM unterstützen.
726 Mill. DM sind davon für die Bereiche Privatisierung der Landwirtschaft, Neuausrichtung der
Produktion und Ausgleichszulagen für benachteiligte Gebiete vorgesehen, weitere 812 Mill. DM für den
Komplex "Landwirtschaft und Umwelt" und für die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen
in ländlichen Gebieten.
2
3 Hier können nur jene (Einzel-)Maßnahmen im Rahmen der Strukturpolitik kurz
beschrieben werden, die aus konzeptioneller Sicht große Bedeutung haben, hohe Haushaltsausgaben
erfordern und/oder für die Anpassungsprozesse in den neuen Ländern wichtige Daten setzen bzw.
spezielle Regelungen für dieses Gebiet beinhalten.
Im überbetrieblichen Teil der Förderung dominieren ganz stark Ausgaben für Flurbereinigung, die
allerdings nur für die alten Länder relevant sind (vgl. Übersicht 1). Im wasser- und kulturbautechnischen
Bereich haben finanziell der Küstenschutz und der Bau von Abwasseranlagen große Bedeutung [Agrar-
bericht, 1991, S. 103]. In der einzelbetrieblichen Förderung dominieren die Ausgaben für die Ausgleich-
szulage und die einzelbetriebliche Investitionsförderung.
Die Ausgleichszulage wird landwirtschaftlichen Betrieben in sogenannten benachteiligten Gebieten
gezahlt, wozu in der EG insgesamt 52 vH und in den alten Bundesländern 53 vH der landwirtschaftlichen
Fläche zählen. Die Ausgleichszulage ist damit das wichtigste Instrument im einzelbetrieblichen Förde-
rungsprogramm zur "Erhaltung einer bäuerlich strukturierten Landwirtschaft und zur Einkommens-
sicherung der kleinen und mittleren Betriebe in benachteiligten Gebieten" [Agrarbericht, 1991, S. 106].
Die Zahlungen beziehen sich auf die gehaltenen Tiere, gemessen in GV, oder auf die Fläche, sind in der
Höhe von der EG begrenzt und sind degressiv gestaffelt. Die Empfänger müssen sich verpflichten, die
landwirtschaftliche Erwerbstätigkeit noch mindestens fünf Jahre aufrechtzuerhalten. Der nationale
Ermessensspielraum bezüglich der Ausgestaltung ist beträchtlich. In der Bundesrepublik wurden 1990:
249000 Betriebe gefördert; der Durchschnittsbetrag je Betrieb betrug etwa 3000 DM, was etwa 8 vH der
Gesamteinnahmen der geförderten Vollerwerbsbetriebe entspricht. Die EG übernimmt 25 vH der Ge-
samtkosten; von Bund und Ländern wurden 1990 etwa 727 Mill. DM gezahlt, in denen auch 33 Mill. DM
enthalten sind, die Baden-Württemberg außerhalb der Gemeinschaftsaufgabe aus Landesmitteln bereit-
stellt. Zusätzlich gibt es für benachteiligte Gebiete Sonderbeihilfen im Rahmen der Investitionsförderung
und eine begrenzte Freistellung von der Mitverantwortungsabgabe bei Milch.
In den Beitrittsländern wurden 1990 für 51 vH der landwirtschaftlichen Fläche "standortbezogene
Zuschläge" von 25 bis 130 DM/ha (im Durchschnitt 68 DM/ha) aus nationalen Mitteln, also insgesamt
214 Mill. DM, bezahlt. Für 1991 sind 400 Mill. DM bereitgestellt. 1992 soll die Abgrenzung der
22
Zu Einzelheiten der Zielsetzung und der Gestaltung vgl. EG-Kommission [1990].
Agra-Europe [Vol. 32,1991, Nr. 14 (02.04.91), Europa-Nachrichten, S. 3 f.].
Zu Einzelheiten der EG-Rahmenrichtlinien vgl. EG-Kommission [1990, S. 5 f.]; zu den Bestimmungen für die
Bundesrepublik vgl. Agrarbericht [1991, S. 106 (alte Länder) und S. 160 (neue Länder)].23


















Vermarktung nach besonderen Regeln erzeugter Produkte
Marktstrukturgesetz
Verarbeitungs- und Vermarktungsstruktur Fischwirtschaft






Leistungsprüfung in der tierischen Erzeugung
Landarbeiterwohnungsbau, Anpassungshilfen älterer Arbeitnehmer
Landarbeiterwohnungsbau































al = für alle Bundesländer; 1+ = für alle Bundesländer, aber einige Sonderregelungen für neue Bundesländer; 2 = nur für alte
Bundesländer; 3 = nur für das Beitrittsgebiet; * = Maßnahme wird in die Prüfung zur Umstrukturierung von Produktions-
genossenschaften einbezogen.
Quelle: BML [Nr. 16(18.12.90), 1990].
benachteiligten Gebiete den EG-Vorschriften entsprechend erfaßt sein und die Maßnahmen wie in den
übrigen Bundesländern in die Gemeinschaftsaufgabe übernommen werden.
Das einzelbetriebliche Investitionsförderprogramm im Rahmen der einzelbetrieblichen Hilfen ist
bisher nur auf die alten Länder zugeschnitten; für die neuen Länder wurde ein gesondertes Programm zur
"Wiedereinrichtung und Modernisierung bäuerlicher Familienbetriebe im Haupterwerb" aufgelegt (vgl.
Übersichten 1 und 2), das aber im wesentlichen die gleichen Elemente enthält. Die wesentlichen Hilfen
in den alten Ländern sind vor allem Zinsverbilligungen oder Investitionszuschüsse, gesonderte Hilfen für
Junglandwirte, einschließlich eines Zuschusses von maximal 15000 DM bei Hofübernahme. Gefördert24
Übersicht 2 — Einzelbetriebliche Investitionsförderung im Rahmenplan 1991 — Stand: 31. Januar 1991
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Art, Umfang und Höhe der Zu-
wendungen
Zinsverbilligung bis zu 4 vh
für Kapitalmarktdarlehen in
Höhe von maximal 143000 DM/
AK und 286000 DM/Unter-
nehmen; zusätzlich öffentliche
Darlehen (1 vH Zins, 3,5 vH
Tilgung) und Zuschüsse für
größere bauliche Investitionen.
Die Zinsverbilligung kann durch
einen Zuschuß ersetzt werden.
Zinsverbilligungsdauer beträgt
bei Immobilien bis zu 20 Jahre,
bei allen übrigen Investitionen
bis zu 10 Jahre. Junglandwirte
können zusätzlich zur Zinsver-
billigung einen Zuschuß bis
zu 5 vH des aufgenommenen
zinsverbilligten Kapitalmarkt-
darlehens erhalten. Außerdem
kann ihnen unter bestimmten
Voraussetzungen bei der Hof-
übernahme ein einmaliger Zu-
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Positive Einkünfte des Be-
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nach den Grundsätzen des
EFP.
Investitionen im Bereich der
gemeinschaftlichen Futter-
mittelproduktion. Investitio-
nen zur Verbesserung und
Ausrüstung gemeinsam ge-
nutzter Weiden und Almen.
Betriebliche Investitionen
wie im EFP sowie Investi-





- Erstbeschaffung von Ma-
schinen.
Beschränkung für Bereiche
Milch, Schweine sowie Eier
und Geflügel und Förderung
wie im EFP.
Art, Umfang und Höhe der Zu-
wendungen
Zinsverbilligung bis zu 6 vH
für Kapitalmarktdarlehen in
Höhe von maximal 143000
DM/AK und 286000 DM/
Unternehmen; zusätzlich
öffentliche Darlehen (1 vH Zins,
3,5 vH, Tilgung) und Zuschüsse
für bauliche Investitionen.
Die Zinsverbilligung kann
durch einen Zuschuß ersetzt
werden. Zinsverbilligungsdauer
wie im EFP. Zusätzliche
Förderung für Junglandwirte
wie im EFP.
Zinsverbilligung bis zu 6 vH
für Investitionsvolumen bis
1 Mill. DM je Kooperation.
Zinsverbilligungsdauer wie
im EFP. Zuschuß von 35 vH
bzw. 50 vH (Almgebäude) für
förderungsfähiges Investitions-
volumen bis zu 50000 DM
bzw. 150000 DM (Almgebäude).
Zinsverbilligung bis zu 3 vH
in Normalgebieten und bis zu
5 vH in benachteiligten Gebieten
für Kapitalmarktdarlehen in
Höhe von maximal 143000 DM
je AK und je Unternehmen. Die
Zinsverbiiligung wird für 12
Jahre bei Gebäuden und 5 Jahre
bei anderen Investitionen in
kapitalisierter Form gewährt.
Junglandwirte erhalten eine
um jeweils 1 vH höhere Zins-
verbiiligung, zusätzlich im
Beitrittsgebiet für förderbare
Maßnahmen im Wohnhaus einen










































kraftanlagen sowie die Um-
stellung von Heizanlagen






- Erstbeschaffung von Ma-
schinen und lebendem In-
ventar (außer Geflügel,
von maximal 300000 DM
Schlachtkälber, Schweine).
Umstrukturierung von




Art, Umfang und Höhe der Zu-
wendungen
Zuschuß von bis zu 20 vH für
Investitionsvolumen bis zu
143000 DM/AK und bis zu
250000 DM/Unternehmen
einmal innerhalb von 6 Jahren.
Im Beitrittsgebiet Zuschuß
von bis zu 40 vH für Investi-
tionsvolumen bis zu 143000
DM/AK und bis zu 2,5 Mill.
DM/Unternehmen innerhalb
von 3 Jahren.
- Eine Starthilfe (ohne Bindung
an Investitionen) für Land-
wirte, die nicht älter als 55 Jah-
re sind, von bis zu 23500 DM;
- Zinsverbiiligung bis zu 5 vH
für ein Kapitalmarktdarlehen
(Darlehenslaufzeit: 20 Jahre
bei Immobilien und 10 Jahre
bei sonstigen Investitionen);
- zusätzlich ein öffentliches
Darlehen für Gebäude und
bauliche Anlagen (1 vH Zin-




fällen bis zu 250000
DM/Betrieb),
- Modernisierung bis zu
50000 DM/Betrieb (in
begründeten Einzelfällen
bis zu 90000 DM/Betrieb);
- zusätzlich ein Zuschuß für
Investitionen in grönland-
bezogenen Tierhaltungs-
zweigen von bis zu 50000
DM/Betrieb.
Maximal Investitionsvolumen:
2,5 Mill. DM; Zinsverbiili-
gung von bis zu 5 vH für Ka-
pitalmarktdarlehen bis zu
90 vH des Investitionsvolu-
mens für bis zu 10 Jahre.
Quelle: Agrarbericht [1991, Materialband, S. 135 f.].27
werden Haupterwerbslandwirte, wenn sie nicht bestimmte Einkommensgrenzen überschreiten (Prosperi-
tätsschwelle); förderungsfähig sind mit einigen Ausnahmen in der Veredelungsproduktion und von
Landmaschinen nahezu alle Investitionen, wobei die Energieeinsparung gesondert gefördert wird. Als
generelle Auflage gilt eine Flächenbindung von maximal 2,5 GV/ha, sowie strikte Bestandsobergrenzen,
die im "Gesetz zur Förderung der bäuerlichen Landwirtschaft" festgelegt sind. Auch die Regelung, daß
je Betrieb und Jahr maximal 8000 DM gezahlt werden, hat stark degressive Effekte hinsichtlich der
Betriebsgröße. Nach den neuen Richtlinien werden auch touristische und handwerkliche Aktivitäten auf
landwirtschaftlichen Betrieben gefördert. Dies gilt u.a. für den Betriebszweig "Ferien auf dem Bauernhof
mit bis zu 15 Gästebetten [Agrarbericht, 1991, S. 101]. Das Agrarkreditprogramm (AKP) zielt in die
gleiche Richtung, allerdings sind hier auch Nebenerwerbslandwirte teilnahmeberechtigt. Im Beitrittsge-
biet ist auch die Erstbeschaffung von Maschinen beihilfefähig.
Die wichtigsten Bestimmungen für Hilfen im Beitrittgebiet nach dem Programm zur Wiedereinrichtung
und Modernisierung bäuerlicher Familienbetriebe sind u.a. (vgl. Übersicht 2):
—eine Starthilfe von 23500 DM (ohne Bindung an Investitionen) an Landwirte, die jünger als 55 Jahre
sind;
—verbilligte Kapitalmarktdarlehen und öffentliche Darlehen;
—ein Zuschuß für Investitionen in grünlandbezogenen Tierhaltungszweigen von bis zu 50000 DM/Be-
trieb.
Zur Umstrukturierung von LPGen in Unternehmen, die an bäuerlichen Grundsätzen orientierte Land-
wirtschaft betreiben, sind Zinsverbilligungen von 5 vH für 10 Jahre für maximal 2,25 Mill. DM
Investitionsvolumen vorgesehen.
Weiterhin sollen auch 1991 Anpassungshilfen gezahlt werden, nachdem 1990 "Hilfen zur Überbrük-
kung des Preisbruchs" und "Hilfen zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit" in beachtlicher Höhe (1200
DM/AK) gewährt wurden. Im Haushalt für das 2. Halbjahr 1990 waren hierfür 3 Mrd. DM vorgesehen.
Die Hilfen für 1991 in Höhe von 1,2 Mrd. DM (vgl. Anhang 2) sollen degressiv gestaltet und nur an
Betriebe gezahlt werden, die eine nachhaltige Existenzfähigkeit erwarten lassen [Agrarbericht, 1991, S.
160]. 13680 Anträge wurden bewilligt; der Durchschnittsbetrag je Antragsteller liegt bei 29000 DM. Die
Mittel dürfen nur für die Finanzierung von Betriebsmitteln und die Lehrlingsausbildung ausgegeben
werden [Agra-Europe, Vol. 32,1991, Nr. 19 (06.05.91), Länderberichte, S. 30].
Die zuletzt bis Ende Februar 1991 terminierte Aussetzung der Tilgung für Altkredite und die Übernah-
me der Zinszahlungen durch den Bund soll durch eine Entschuldungsregelung abgelöst werden. Diese
bezieht sich vor allem auf erzwungene Investitionen, deren fehlende Wirtschaftlichkeit absehbar war, und
auf Kredite für außerlandwirtschaftliche Investitionen. Als Mittelvolumen sind 1,4 Mrd. DM eingeplant.
Das gesamte Volumen an Altkrediten wird mit etwa 18 Mrd. DM beziffert. Eine generelle Streichung der
Altschulden ist nicht vorgesehen.
Als neues Instrument wurden 1988 auf EG-Ebene vorübergehende landwirtschaftliche Einkom-
mensbeihilfen beschlossen, die Familienbetrieben helfen sollen, Einkommenseinbußen infolge der
EG-Reform (z.B. Stabilisatorenregelung) auszugleichen. Die Hilfen sollen produktionsneutral sein,
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Produktionsumstellungen müssen den "Marktbedürfnissen" entsprechen. Welche dies sind, wird offenbar vor
allem nach der Höhe des Selbstversorgungsgrads beurteilt.
2! Zu Einzelheiten vgl. Figge [1991, S. 19 f.].
Zu Einzelheiten vgl. EG-Kommission [1990, S. 93] und die dort angeführten EG-Verordnungen sowie Agrar-
bericht [1990, S. 104; 1991, S. 101].28
dürfen nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen, sind degressiv zu staffeln und auf fünf Jahre zu
begrenzen. Bedingung für die Gewährung ist, daß das Familiengesamteinkommen je Arbeitseinheit 70
vH des nationalen oder 90 vH des regionalen Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Erwerbstätigen unterschreitet.
Die Beihilfe kann bis zu 5900 DM je Familienarbeitskraft (FAK) betragen. Die EG-Beteiligung ist (für
die Bundesrepublik) auf 25 vH von 2360 DM je FAK im ersten Jahr und zudem auf maximal zwei FAK
und Haupterwerbsbetriebe beschränkt. Die Anwendung des Programms ist fakultativ und wird bisher in
den Niederlanden, Italien und Frankreich, z.T. beschränkt auf bestimmte Produkte, angewendet. In der
Bundesrepublik sind die Länder für die Durchführung und Finanzierung zuständig. Baden-Württemberg
und Rheinland-Pfalz, deren "Existenzstützungsprogramme" 1990 auslaufen, beabsichtigen, der EG-Ver-
ordnung entsprechende Programme einzuführen, wobei in Baden-Württemberg alle Betriebe einbezogen
werden und in Rheinland-Pfalz nur Einkommenseinbußen in Haupterwerbsbetrieben, die nicht in benach-
teiligten Gebieten liegen und Raps und Getreide anbauen, ausgeglichen werden sollen.
Als Subvention, die nur Landwirte in den alten Bundesländern erhalten, muß wegen der finanziellen
Bedeutung, der "soziostruktureüe Einkommensausgleich" erwähnt werden, der noch bis 1992 als
Ausgleich für den Abbau des Grenzausgleichs (zuvor durch Umsatzsteuerausgleich kompensiert) gezahlt
wird. Das Gesamtvolumen beträgt jährlich 1,1 Mrd. DM. Zur Verteilung der Mittel wurde ein besonderes
Gesetz zur Förderung der bäuerlichen Landwirtschaft beschlossen, das als Handhabe dafür dient, Betriebe
mit großen Tierbeständen von der Förderung auszuschließen. Die Zahlungen beziehen sich auf die
Nutzfläche, sind aber durch Mindest- und Höchstsätze und Viehbestandsgrenzen so ausgestaltet, daß
kleine Betriebe bevorzugt werden [Agrarbericht, 1989, S. 74].
Eine Maßnahme, die seitens des Landwirtschaftsministeriums der Sozialpolitik zugeordnet wird,
andererseits aber vorrangig strukturpolitischen Zielen dienen soll, ist die Produktionsaufgaberente, die
als fakultative Regelung 1989 seitens der EG eingeführt wurde [EG-Kommission, 1990, S. 75]. Nach dem
bundesdeutschen "Gesetz zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit"
können landwirtschaftliche Unternehmer (auch Nebenerwerbslandwirte) eine Produktionsaufgaberente
erhalten, wenn sie die Flächen ihres Betriebes entweder stillegen, aufforsten oder strukturverbessernd
abgeben. Der Grundbetrag der Produktionsaufgaberente entspricht der Höhe nach der bereits erreichten
Altersgeldanwartschaft und wird wie das Altersgeld dynamisiert [Agrarbericht, 1991, S. 108]. Bei
Stillegung kommt ein jährlicher Flächenzuschlag von 150 bis 600 DM/ha in Abhängigkeit von der
Ertragsfähigkeit der Böden hinzu. Die Altersgrenze wurde auf das 55. Lebensjahr abgesenkt. Beiträge
zur Altershilfe werden vom Bund voll übernommen. Für zusätzliche Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkom-
men gilt ein Freibetrag. Für mitarbeitende Familienangehörige und landwirtschaftliche Arbeitnehmer
wird ein Ausgleichsgeld gezahlt.
ö. Sozialpolitik
Der Bereich der Sozialpolitik ist im Haushalt des Landwirtschaftsministeriums die mit 5,3 Mrd. DM
(1990) mit Abstand wichtigste Ausgabenposition. Die zentralen Maßnahmen, in der Reihenfolge des
Haushaltsvolumens, sind die Altershilfe für Landwirte, die Krankenversicherung, die landwirtschaftliche
Unfallversicherung sowie "Sozialversicherungs-Beitragsentlastungsmaßnahmen" die durch das 4. Agrar-
soziale Ergänzungsgesetz als Beitragsentlastung in die Altershilfe integriert wurde [Agrarbericht, 1991,
S. 108]. Letztere waren notwendig geworden, da —bei nationaler Zuständigkeit für die Sozialpolitik—
die EG diese Maßnahme zuvor als beihilferechtlich nicht EG-konform kritisiert hatte. Die Höhe der
gesetzlichen Verpflichtungen des Bundes und die Geschichte der Entstehung der verschiedenen sektor-
spezifischen Sicherungssysteme lassen erkennen, daß die Sozialpolitik ähnlich wie die Preispolitik, bzw.
zu deren Kompensation, einkommenspolitischen Zielen dient [Scheele, b, S. 67 f.].29
In der DDR waren die Erwerbstätigen des Agrarsektors vollständig in das allgemeine Sozialsystem
integriert. Es gelten dementsprechend nun die allgemeinen Bestimmungen auch im Fall von Krankheit
und Arbeitslosigkeit und der Gewährung eines Vorruhestandsgeldes. Darüberhinaus werden die betrieb-
lich zu finanzierende Leistung (50 vH) und der Beitrag zur Sozialversicherung durch den Agrarhaushalt
übernommen. Diese bis zum 03.10.90 befristete und auf Beschäftigte außerhalb von VEG beschränkte
Maßnahme gilt für die zu diesem Zeitpunkt Betroffenen weiter. Als neues Instrument kann ein Alters-
übergangsgeld an Personen gezahlt werden, die bis zum 31.12.91 das 57. Lebensjahr vollenden (Frauen
bis zum 31.12.90 das 55. Lebensjahr). Die Leistung wird durch die Bundesanstalt für Arbeit bis zum
Bezug der Altersrente getragen [Agrarbericht, 1991, S. 161].
V. Einzelbetriebliche und sektorale Anpassungsprozesse
1. Einzelbetriebliche Analysen
Der Anpassungsprozeß an die neuen Rahmenbedingungen vollzieht sich auf einzelwirtschaftlicher Ebene.
Die Beobachtung und Analyse dieser Vorgänge kann deshalb Schwierigkeiten aufzeigen und durch eine
Ursachenanalyse die Grundlage für wirtschaftspolitische Eingriffe legen, die den Anpassungsprozeß
erleichtern und damit zu einer Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Effizienz beitragen.
Im folgenden wird darum der Versuch unternommen, die wirtschaftlichen Probleme, die während der
Umstellungsphase speziell in den ehemaligen LPGen auftreten, darzustellen und zu analysieren. Dabei
sollen Antworten auf folgende Fragen gefunden werden:
(1) Wie hat sich die Ertragslage der Betriebe im Zuge des Vereinigungsprozesses entwickelt? Welche
Ausgangsbedingungen und rechtlichen, ökonomisch/politischen Faktoren haben diese Ent-
wicklung bestimmt?
(2) Welche Maßnahmen haben die Unternehmen ergriffen, um ihre Ertragslage zu verbessern? Welche
wären noch erforderlich, um die langfristige Existenzfähigkeit zu erreichen?
(3) Ist zu erwarten, daß langfristig wettbewerbsfähige Produktionskapazitäten aufgrund kurzfristig
unüberwindlicher Engpässe oder Interessenkonflikte dauerhaft stillgelegt werden?
a. Informationsgrundlage und Ausgangsbedingungen
Die Informationsgrundlagen bilden elf aus einer im Frühjahr 1991 durchgeführten, umfangreichen
Befragungsaktion ausgewählte Betriebe sowie Ergebnisse von Gesprächen vor Ort und in Seminaren, an
denen Experten aus den neuen Ländern beteiligt waren. Zahlreiche LPGen, die nach der Wende schon
liquidiert wurden und deren Fläche und z.T. auch Anlagen durch neue Betriebe genutzt werden, konnten
nicht in die Befragung einbezogen werden. Dabei handelt es sich keineswegs nur um Betriebe mit
wirtschaftlichen Schwierigkeiten. Vielmehr haben die Mitglieder auch von gutgehenden Betrieben die
Chance genutzt, akkumulierte Vermögen zu privatisieren und die Nutzung der vorhandenen Ressourcen
Betriebsneugründern zu überlassen.
Die Betriebe wurden nach folgenden Kriterien ausgewählt:
—mindestens zwei Betriebe aus jedem der neuen Bundesländer, möglichst auf unterschiedlichen
Standorten;
—ein möglichst breites Spektrum der Produktionsrichtungen;30
—ein möglichst breites Spektrum der durchschnittlichen Ackerzahlen der Betriebe (sie liegen zwischen
19 und 64);
—möglichst unterschiedliche Fremdkapitalanteile (zwischen 12 und 68 vH);
—möglichst unterschiedliche Anteile der Löhne (inclusive Sozialversicherungen) an den Gesamtaus-
gaben (sie liegen zwischen 7 und 73 vH).
Eine Kurzbeschreibung der Einzelbetriebe und Eröffnungsbilanzen findet sich im Anhang 3.
Seit Anfang 1990 war der Übergang der DDR-Wirtschaft in das westliche Wirtschaftssystem abzuse-
hen. Daraufwaren die Agrarbetriebe der DDR nur unzureichend vorbereitet:
(1) Die politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen in der real existierenden Sozialen Marktwirt-
schaft waren eine neue, fremde Welt, in der sich die Betriebe mit ihrem bisherigen Rollenver-
ständnis kaum zurechtfinden konnten und können:
— Die Rechtsordnung der Bundesrepublik war den Betrieben fremd und kaum ein Betriebsleiter
mit ihren Grundsätzen vertraut. Dies schwächte ihre Marktposition gegenüber Abnehmern,
Zulieferern und Kreditinstituten wie auch ihre Wettbewerbsstellung gegenüber den westdeut-
schen Produzenten.
— Die Betriebe operierten am Markt nicht verbrauchernah, sondern gemäß ihrem überkommenen
Rollenverständnis als quasi öffentlich-bedienstete Nahrungsmittel(rohstoff)lieferanten.
— Ihre Erzeugnisse konnten den aufgestauten Innovationsbedarf der einheimischen Verbraucher
nicht (oder wenigstens nicht so gut wie die Konkurrenzprodukte aus dem Westen) befriedigen.
Dies ist allerdings großenteils ein Problem der Verarbeitungsindustrie.
— Der scharfe Wettbewerb und die Notwendigkeit eigener Initiative auf den Absatzmärkten war
ein Novum. Eigeninitiative war bis dato nur im Beschaffungsbereich üblich.
— Soziales Engagement (z.B. Weiterbeschäftigung der sonst arbeitslosen Mitarbeiter, Unterhal-
tung von Kindergärten, kommunaler Wegebau etc.) wird im marktwirtschaftlichen System nur
in Form von Steuereinsparungen, also bei hohen Gewinnen, honoriert. Es ist andernfalls
existenzgefährdend. Das war für viele Unternehmensleitungen schwer einzusehen.
— Die in vielen Unternehmen noch vom überkommenen Kollektiv-Prinzip geprägten Entschei-
dungs-, Haftungs- und Gewinnverwendungspraktiken blockierten oder behinderten zumindest
eine rasche Anpassung an die veränderten ökonomischen Rahmenbedingungen.
— Für viele Betriebsleiter war es unvorstellbar, daß große Produktionseinheiten, denen ja sonst
weltweit günstige Voraussetzungen für eine effiziente Produktion attestiert werden, aufgrund
der im Westen bevorzugten Familienbetriebe, diskriminiert werden sollten.
(2) Die den Betrieben zur Verfügung stehenden technischen Einrichtungen waren durchweg knapp
bemessen. Die Auslastung neuer Traktoren war mit 1000-1400 h/Jahr durchschnittlich doppelt so
hoch wie im Westen Deutschlands. Ähnliches galt für andere Maschinen und Geräte (die in Zeiten
hohen Einsatzbedarfs im Schichtbetrieb gefahren wurden) sowie für bestimmte technische Ein-
richtungen in der Viehhaltung (Melkanlagen). Sie waren darum größtenteils technisch überaltert
und erforderten einen hohen Reparaturaufwand mit entsprechenden Ausfallzeiten. Die Arbeits-
qualität entsprach oft nicht einmal den in der DDR nicht gerade hoch gesteckten Ansprüchen. So
wird z.B. berichtet, daß die DDR-Landwirte im Zuckerrübenbau allein durch den Einsatz westli-
cher Erntemaschinen ihre Erträge um 10-15 vH steigern konnten. Außerdem boten die Maschinen
und Stalleinrichtungen, verglichen mit denen in westdeutschen Großbetrieben, nur bescheidene
Möglichkeiten zur Feinsteuerung der Arbeitsprozesse (z.B. beim Pflanzenschutz oder bei der
Tierfütterung). Die Erzeugung hochwertiger Produktqualitäten ist mit einer solchen Technologie
oft nur mit erhöhtem Arbeitseinsatz möglich.31
(3) Der Arbeitskräftebesatz lag (übrigens relativ einheitlich in nahezu allen Betrieben) etwa 2,5-4mal
so hoch wie in westlichen Großbetrieben (Tabelle A5). Dabei ist bereits berücksichtigt, daß
15-25 vH der Arbeitszeit auf Tätigkeiten entfielen, die in Westdeutschland von externen Firmen
und Institutionen (Reparaturwerkstätten, Baufirmen, Tierärzten, Besamungsstationen, Buchstel-
len, Gaststätten, Kindergärten, Kommunalverwaltung) wahrgenommen werden. Davon hatten
allein die Reparaturarbeiten einen Anteil von fast 75 vH. Der hohe Arbeitskräftebesatz läßt sich
nur zum Teil durch die verwendete Technologie erklären. Der Hauptgrund ist darin zu sehen, daß
es praktisch keine Anreize zur Einsparung von Arbeitskräften gab. Im Gegenteil: Die Betriebe,
die ein hohes Nettoprodukt (Betriebseinkommen) erzielten, waren bestrebt, durch eine Erhöhung
der Beschäftigtenzahl die Gewinne und damit die Abgaben an den Staat zu reduzieren und
darüberhinaus auch noch mehr Geld für den Investitionsfonds und den Sozialfonds der LPG
abzuzweigen.
Ein ungefähres Bild über das Verhältnis der Produktionsfaktoren Arbeit und Kapitalgüter und über die
Kapitalstruktur der Landwirtschaftsbetriebe geben die Bilanzen der elf Beispielbetriebe (Tabelle AI).
Von diesen Bilanzen war bei Abgabe der Fragebögen (bis Ende April) allerding erst eine geprüft. Die
zehn anderen unterscheiden sich hiervon jedoch nur geringfügig in den Bewertungsansätzen. Diese waren
in den meisten Fällen vorsichtiger und damit wohl realistischer.
Dennoch ist festzuhalten, daß in fast allen Bilanzen die Wirtschaftsgebäude, insbesondere die Stallan-
lagen, tendenziell überbewertet sind, selbst für den Fall, daß die Betriebe nicht in die Liquidation gehen
müssen. Denn addiert man zu den Bilanzwerten die Ansätze für Modernisierungsinvestitionen (Melkan-
lagen, automatisierte Fütterungssysteme, Entmistungstechnik, Klimatisierung etc.), die notwendig sind,
um die geforderten Produktqualitäten zu erreichen und/oder den Arbeitsbedarf entscheidend zu senken,
so ergeben sich Summen je Stallplatz, die nicht selten denen für neu errichtete Ställe entsprechen, und
das bei alter, in der Regel reparaturanfälliger Bausubstanz.
Außerdem ist zu beachten, daß sich das in den Bilanzen ausgewiesene Eigenkapital und die Inventar-
beiträge im Fall des Ausscheidens von Mitgliedern in Fremdkapital umwandeln. In vielen Betrieben wird
befürchtet, daß dieser Prozeß durch das novellierte LanpG beschleunigt wird.
Die erforderliche Neubewertung kann für Betriebe, die mit hohen Altkrediten belastet sind (z.B. die
Beispielsbetriebe 1,3, 9 und 10) dazu führen, daß sie überschuldet sind und in Konkurs gehen müssen,
falls die Altschulden in voller Höhe bestehen bleiben. Dies könnte auch für die Betriebe 9 und 10
eintreffen, die bereits heute überdurchschnittliche Produktionsleistungen erzielen (auch im Vergleich mit
westdeutschen Kontrollringbetrieben).
Gegenüber westdeutschen Betrieben, bei denen zur besseren Vergleichbarkeit der Boden von der
Bilanzsumme abgezogen wurde, fällt der relativ geringe Anteil des Maschinenkapitals in den Pflanzen-
produktionsbetrieben (ca. 20 vH gegenüber ca. 30 vH in westdeutschen Marktfruchtbetrieben) ins Auge.
Er läßt sich u.a. dadurch erklären, daß ein Teil der Maschinenarbeiten von betriebsexternen Maschinen-
kooperationen und den Agrochemischen Zentren durchgeführt wurde. Vergleichsweise gering ist auch
der Anteil des Viehkapitals in den Tierproduktionsbetrieben (im Durchschnitt 19 vH gegenüber 26 bzw.
24 vH in westdeutschen Futterbau- bzw. Veredlungsbetrieben). Dementsprechend hoch ist der Anteil des
Gebäudekapitals.
In der letzten Zeile der Tabelle AI wird der Fremdkapitalanteil ausgewiesen. Er liegt zwischen 12 und
68 vH und ist aufgrund der obigen Ausführungen mit Vorbehalten zu interpretieren. In den westdeutschen
Vollerwerbsbetrieben liegt der Fremdkapitalanteil nach Abzug des Bodens von der Bilanzsumme im
Durchschnitt bei ca. 38 vH.32
b. Veränderungen im Datenkranz
Im sozialistischen System war die Existenzfähigkeit der Landwirtschaftsbetriebe wie auch ihre Fähigkeit,
die geforderten sozialen Leistungen zu erbringen, durch hohe Produktpreise ermöglicht worden. Nach
überschlägigen Berechnungen lag das Verhältnis zwischen den Produktpreisen auf der einen und den
Preisen der variablen Inputs auf der anderen Seite in den letzten Jahren vor der "Wende"
—in der Pflanzenproduktion um den Faktor 1,4,
—in der Milchproduktion um den Faktor 1,25,
—in der Färsenproduktion und Rindermast um den Faktor 1,35 und
—in der Schweineproduktion (insgesamt) um den Faktor 1,3
günstiger als in den westlichen Bundesländern. Dabei ist zu beachten, daß in der Tierproduktion der
Hauptteil der Inputs bereits landwirtschaftlichen Ursprungs ist. Für den gesamten Agrarsektor der DDR
dürfte dieser Faktor darum (bei konsolidierter Betrachtung) deutlich über 1,5 gelegen haben. Mit
verbesserter Produktionstechnik (Pflanzenschutz, Erntetechnik in der Pflanzenproduktion und vor allem
energie- und proteinreicheren Futtermitteln in der Tierproduktion) konnten die physischen Input/Output-
Relationen inzwischen deutlich verbessert werden. Dieser Effekt wurde jedoch durch die Preisent-
wicklung nach der "Wende" um ein Vielfaches überkompensiert, darüber hinaus brachen die Absatz-
märkte zusammen. Die Vermarktungseinrichtungen, auf die sie sich als Andiener bis dato verlassen
mußten und konnten, stellten auf westliche Produkte um oder wurden darauf umgestellt. Eigene Vermark-
tungsaktivitäten zu entwickeln, war den Unternehmensleitungen nicht nur völlig fremd, sie hatten dazu
auch nicht die organisatorischen und technischen Möglichkeiten (Lagerkapazitäten, Fuhrparks, Verkaufs-
räume und -personal).
Zumindest vor dem Beginn der Wirtschafts- und Währungsunion hätten solche Aktivitäten in Konkur-
renz zu den Produkte hortenden Vermarktungsunternehmen den Absatz der eigenen Erzeugnisse verbes-
sert und die durch Spekulation hervorgerufenen Versorgungsengpässe im Frühjahr 1990 gemildert. Nach
dem 1. Juli 1990 hätten sie allerdings im Wettbewerb um die Käuferschichten wahrscheinlich keine
günstige Ausgangsposition gehabt.
Nach dem 1. Juli waren auch die traditionellen Exportmärkte in Osteuropa endgültig verloren. Die
LPGen konnten einen großen Teil ihrer Produkte plötzlich nur noch zu Schleuderpreisen verkaufen, und
ihre zu spät einsetzenden und sicherlich auch zu zaghaften Bemühungen um einen direkteren Absatz
hatten zumindest im Frühjahr und Sommer 1990 kaum Erfolg.
Läßt man einmal die extremen Notverkäufe außer Betracht, so lagen die Produktpreise im Frühjahr
und Sommer 1990 um 15-40 vH unter denjenigen, die heute in den neuen Bundesländern erzielt werden
und die ebenfalls noch um mindestens 5 vH bei pflanzlichen bzw. 10 vH bei tierischen Produkten unter
denjenigen in Westdeutschland liegen. Während die Preiseinbrüche bei den pflanzlichen Erzeugnissen
zum Teil durch Umlenkung in die Futtertröge der zur Kooperation gehörenden Tierproduktionsbetriebe
abgefangen werden konnten, mußten Preise
—für Milch unter 0,48 DM je kg,
—für Mastrinder und -schweine unter 1,60 DM je kg Lebendgewicht (LG) oder
—für Schafe unter 1,20 DM je kg LG, die z.T. schon deutlich unter den variablen Produktionskosten
lagen,
sich unmittelbar auf das Wirtschaftsergebnis auswirken.
Etwas günstiger als im Durchschnitt waren und sind die Produktpreise in der Umgebung Berlins und
im sich ausdehnenden Einzugsbereich westdeutscher Vermarktungseinrichtungen, etwa im Südwesten
Thüringens; ungünstiger sind sie in Sachsen.33
c. Die Entwicklung der wirtschaftlichen Ertragslage und der Finanzierungsmöglichkeiten
Die Probleme der landwirtschaftlichen Unternehmen in den neuen Bundesländern spiegeln sich in der
wirtschaftlichen Ertragslage wider. Die Entwicklung von deren Bestimmungsgründen ist auch für die
Frage von Bedeutung, ob und welche alternativen Organisationsformen eine Chance im Wettbewerb
haben können. Die wesentlichen Probleme in bezug auf die Ertragslage sind niedrige Erzeugerpreise, die
mangelnde Standortanpassung, der überhöhte Bestand an Arbeitskräften und der Mangel an Inve-
stitionskapital. Die niedrigen Erzeugerpreise sind vor allem zurückzuführen auf
—die größere Entfernung zu den Hauptnachfrageregionen, den dichtbesiedelten Regionen im Westen
der Bundesrepublik,
—die noch unzureichenden bzw. noch im Aufbau oder in der Umstrukturierung befindlichen Vermark-
tungseinrichtungen, die ihren Finanzierungsbedarf u.a. auch durch Zahlung niedriger Erzeugerpreise
refundieren,
—die teilweise noch nicht den westdeutschen und EG-Standards entsprechenden Produktqualitäten,
die sich sowohl aus der Verwendung der einheimischen Pflanzensorten und Viehrassen als auch aus
der Produktionstechnik ergeben können,
—die ungünstige Marktstellung liquiditätsschwacher Betriebe und
—speziell im Schlachtviehbereich der auch in diesem und eventuell im folgenden Jahr noch zu
erwartende Angebotsdruck durch die Liquidation von Tierbeständen bei Betriebsstillegungen,
Bestandssanierungen und Umstellungen des genetischen Materials.
Es ist zu erwarten, daß diese Gründe — mit Ausnahme des erstgenannten — im Laufe der nächsten
Jahre an Wirksamkeit verlieren und daß darüberhinaus zunehmend die Vorteile größerer Betriebe im
Vermarktungsbereich zum Tragen kommen, wie sie ja auch in den westlichen Bundesländern zu
beobachten sind. Sie ergeben sich zum einen aus der Möglichkeit, große Partien einheitlicher Qualität
anzubieten, und zum anderen daraus, daß eigene Marketingaktivitäten sich für große Partien eher lohnen.
Die mangelnde Standortanpassung der Produktion ist eine Folge der Autarkiebestrebungen in der
ehemaligen DDR: Es wird heute Agrarproduktion auf Standorten betrieben, auf denen eine wettbewerbs-
fähige Erzeugung auch für überdurchschnittlich gut wirtschaftende Betriebe kaum möglich ist. Das gilt
insbesondere für Produktionszweige, für die die klimatischen Voraussetzungen im europäischen Ver-
gleich ungünstig sind, wie z.B. Obst und Freilandgemüse mit hohem Wärmebedarf.
Der Arbeitskräftebesatz in den LPGen ist, von wenigen Ausnahmen abgesehen, immer noch mindestens
doppelt so hoch wie in größeren Betrieben Westdeutschlands und damit weit überhöht (vgl. Tabelle A5).
Als Gründe sind zu nennen:
—die Verpflichtung, ausscheidende Mitglieder auszuzahlen, die insbesondere bei ausscheidenden
Landeinbringern, die dann einen eigenen Betrieb gründen, die Liquidität des Unternehmens stark
beeinträchtigen kann;
—die auch bei hohem Technisierungsgrad noch relativ arbeitsaufwendigen (oder als arbeitsaufwendig
angesehenen) Produktionsverfahren, wobei bisher sicherlich die Ausfall- und Reparaturanfälligkeit
der Anlagen und Maschinen eine wichtige Rolle spielt;
—fehlende Beschäftigungsalternativen, nicht nur im ländlichen Raum, und das bisherige Beharren
vieler LPG-Mitglieder auf Weiterbeschäftigung im Betrieb, auch wenn die neuen gesetzlichen
Regelungen ein Recht auf Weiterbeschäftigung nicht mehr vorsehen;
—der relativ hohe Spezialisierungsgrad der Arbeitskräfte, der ihren vielseitigen Einsatz in wechselnden
Tätigkeitsbereichen zum Zweck einer besseren Gesamtauslastung behindert oder zumindest als
Argument gegen einen solchen Einsatz vorgebracht wird;34
—die trotz Genossenschaftsstatus faktische Lohnarbeitsverfassung und -mentalität, die sich in den
vergangenen Jahrzehnten herausgebildet hat und die immer noch einem flexiblen Arbeitseinsatz oder
gar einem vorübergehenden Lohnverzicht zur Überbrückung von Liquiditätsengpässen entgegen-
steht.
Eine weitere drastische Reduzierung der Zahl der Beschäftigten ist angesichts der zu erwartenden
Anhebung des Lohnniveaus unausweichlich; die Zahlungsfähigkeit der Betriebe würde durch fortgesetzte
hohe Lohnzahlungen in Frage gestellt. Bei dem hohen Kapitalbedarf für die Modernisierung der Technik
ist dies in nahezu allen Betrieben eine wichtige Voraussetzung für ihr Fortbestehen. Andererseits sind die
Probleme, die sich aus der hohen Arbeitslosenquote für die Betroffenen selbst, aber auch für den inneren
Frieden in den Dörfern ergeben, so gravierend, daß Maßnahmen nicht nur zur sozialen Absicherung der
Betroffenen, sondern vor allem zur Schaffung neuer Beschäftigungsalternativen erwartet werden.
Eine Produktion, die zum einen die neuen gesetzlichen Vorschriften im Bereich des Umwelt- und
Tierschutzes und die gestiegenen Qualitätsansprüche der Verbraucher erfüllen und zum anderen mit
geringen Betriebsmittel-, Arbeits- und Instandhaltungskosten belastet sein soll, erfordert in der überwie-
genden Mehrzahl der ostdeutschen Betriebe Modernisierungsinvestitionen. In den meisten Betrieben ist
der Finanzierungsspielraum dafür nicht (mehr) vorhanden. Als Gründe sind, neben der schon beschrie-
benen schwierigen Ertragslage, zu nennen:
—die Auszahlung der Inventarbeiträge an ausgeschiedene LPG-Mitglieder,
—die Altkredite, die im sozialistischen System häufig auch als Instrument zur Beeinflussung der
Betriebe eingesetzt wurden und die wegen der in der Regel überbewerteten Anschaffungs- bzw.
Baukostenansätze deutlich überhöht sind, so daß ihnen keine adäquaten Aktiva gegenüberstehen,
und
—die Weigerung der Banken, den Unternehmen neue Kredite zu gewähren, und zwar nicht einmal für
die Finanzierung der laufenden Produktion, solange die Betriebe nicht eine Eröffnungsbilanz und
einen verbindlichen Sanierungsplan vorgelegt haben.
In dieser Lage haben mehrere LPGen zur Deckung ihres Finanzbedarfs Notverkäufe (Nutzvieh als
Schlachtvieh) oder Flächenstillegungen vorgenommen und damit ihre Ertragsbasis und ihre Kredit-
würdigkeit noch zusätzlich verringert.
d. Erste Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage
Die Verbesserung der physischen Input/Output-Relationen und der Produktqualitäten war nur zum Teil
mit dem Einsatz effektiverer Betriebsmittel (Saatgut, Pflanzenschutzmittel, Zuchttiere, Futtermittel), also
mit geringem zusätzlichen Finanzbedarf zu erreichen. Die ebenfalls erforderlichen Verbesserungen der
Bestellungs- und Erntetechnik, der Aufstallungsform und Entmistungstechnik, der Melktechnik, der
Fütterungstechnik und der Stallklimatisierung erfordert im Regelfall beträchtliche Investitionen, die von
den Betrieben Ostdeutschlands in so kurzer Zeit nicht geleistet werden konnten, weil die Finanzmittel
fehlten. Dies gilt auch — und in besonderem Maße — für arbeitssparende Investitionen. Allerdings gab
es gegen einen drastischen Abbau (um mehr als 50 vH) auch Widerstände, und zwar nicht nur bei jenen,
die um ihre Arbeitsplätze fürchteten, sondern auch bei denen, die nun "die ganze Arbeit erledigen" sollten.
So blieb es in den meisten Fällen bei einem moderaten Abbau der Beschäftigtenzahl um 20-30 vH, und
bei der Einführung der Kurzarbeit. Damit konnten die Lohnkosten der Betriebe aber nicht hinreichend
gesenkt werden. Deshalb, aber auch weil günstige Preiserwartungen sich nicht erfüllten, war es schwierig,
bereits im laufenden Wirtschaftsjahr eine wettbewerbsfähige Agrarproduktion zu betreiben — trotz des
vergleichsweise hohen Niveaus produktionstechnischen Wissens und Könnens. Die meisten Betriebe35
haben beachtliche Ertrags- und Leistungssteigerungen in der Größenordnung von 5-15 vH, in einigen
Produktionszweigen (z.B. im Zuckerrübenbau) noch darüber, erzielt (vgl. Tabelle A4). Die Getreidepreise
erreichten aber erst Anfang 1991 etwa 95 vH des westdeutschen Niveaus. Dazu ist jedoch anzumerken,
daß nur wenige Landwirtschaftsbetriebe in nennenswertem Umfang Getreide lagern und darum die
Preisverbesserungen kaum realisieren konnten. Die Schlachtviehpreise liegen im Frühjahr 1991 am
unteren Rand der Spannweite, die in den östlichen Regionen der alten Bundesländer gilt, und die
Milchpreise bewegten sich, mit wenigen Ausnahmen, noch um 10-20 vH unter dem westdeutschen
Niveau.
e. Entwicklung der Finanzlage 1991
Der Spielraum für Preiserhöhungen ist trotz möglicher Vermarktungsaktivitäten für das Gros der Betriebe
gering und sicherlich allein nicht ausreichend, um schwarze Zahlen zu schreiben. Das zeigt sich sehr
deutlich an den für 1991 vorgesehenen Einnahmen und Ausgaben, die die an der Befragung beteiligten
Betriebe geplant haben (Tabelle 9). Es wurden nur diejenigen Posten einbezogen, die in ursächlichem
Zusammenhang mit der laufenden Produktion stehen; die in der Regel noch unklaren Tilgungen langfri-
stiger Darlehen oder die Rückzahlung von Inventarbeiträgen wurden ebensowenig berücksichtigt wie
Erlöse aus Anlagenverkäufen und die staatlichen Transferzahlungen (Preisbruchhilfe, Liquiditätshilfen
etc.), über die ohnehin nur sehr unsichere Voraussagen möglich wären (Tabelle A2 und Anhang 2).
Tabelle 9 — Geschätzte Deckung der Ausgaben für die laufende Produktion durch laufende Einnahmen























































Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen.
Die Einnahmen-Ausgaben-Differenz ist in allen zehn Betrieben, bei denen eine solche Aufstellung
vorliegt, negativ, und zwar in einem Ausmaß, das auch durch eine Angleichung der Produktpreise an das
westliche Niveau nicht zu beheben wäre. Dabei ist zu beachten, daß diese Einnahmen-Ausgaben-Diffe-
renz die Tilgung der Kredite (als ungefähres Äquivalent der Abschreibungen) noch nicht berücksichtigt.
Eine Fortsetzung der Produktion in der heutigen Form über mehrere Jahre hätte einen teilweise drastischen
Rückgang des Eigenkapitals und damit unausweichlich den Konkurs zur Folge.
Auf der Ausgabenseite sind die relativ hohen Löhne und Sozialausgaben auffällig. Ihr Anteil an den
Gesamtausgaben liegt nur im Betrieb 10 (Schweinemastanlage) unter 30 vH. Darum wurde die hypo-
thetische Einnahmen-Ausgaben-Differenz berechnet unter der Annahme, daß bereits heute die von den
Betrieben mittelfristig vorgesehene Reduzierung der Beschäftigtenzahl realisiert ist. In der ersten Zeile
der Tabelle 10 ist der Prozentsatz angegeben, um den die Beschäftigtenzahl noch reduziert werden soll.
Dabei zeigt sich, daß in den Betrieben, in denen eine kräftige Reduzierung vorgesehen ist, auch eine
beträchtliche Verbesserung der Liquiditätslage zu erwarten wäre.36
Tabelle 10 — Hypothetische Deckung der Ausgaben unter der Annahme, daß der AK-Bestand schon auf


































































Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen.
Die Verbesserung würde allerdings wohl nur in einem, eventuell zwei Betrieben ausreichen, um die
dringend erforderlichen Investitionen finanzieren zu können. Dabei dürfte sich der relativ hohe
Einnahmenüberschuß von 28 vH im Betrieb 6 auf die Dauer wohl kaum realisieren lassen; denn er beruht
u.a. auf einem extrem niedrigen Betriebsmitteleinsatz in der Pflanzenproduktion und damit auf einer
Ausbeutung der in diesem Betrieb ohnehin nicht gerade reichlichen Nährstoffreserven im Boden.
Außerdem kann dieser Betrieb mit seinem hohen AK-Besatz durch die zu erwartenden Lohnsteigerungen
rasch wieder in die roten Zahlen geraten.
/. Entwicklungsaussichten der Betriebe
Die meisten Betriebe müßten demnach ihren AK-Besatz noch erheblich stärker reduzieren, um auf längere
Sicht existenzfähig bleiben zu können, oder sie müßten in beträchtlichem Umfange neue, gewinnträchti-
gere Produktions- und/oder Vermarktungsalternativen realisieren. Nennenswerte Ansätze dazu werden
bisher nur aus zwei Betrieben berichtet:
—Betrieb 7 vermarktet 10 vH seiner Schlachtschweine "direkt", d.h. an örtliche Metzger. Ob seine
Überlebenschancen auch mit einer weiteren Ausdehnung dieses Anteiles verbessert werden können,
ist allerdings fraglich.
—Betrieb 9 hat eine eigene Milchabpackanlage installiert und will seinen Milch-Direktabsatz von
bisher 5 auf 25 vH ausweiten und damit seine Milcherlöse um 5 vH steigern. Außerdem hat er damit
begonnen, in Zusammenarbeit mit einem westdeutschen Zuchtunternehmen Hochleistungs-Zucht-
färsen mit dem Embryo-Transfer-Verfahren zu produzieren. Die damit erzielbaren Gewinnsteige-
rungen lassen sich zur Zeit nicht abschätzen.
Rechnet man zusätzlich mit einer mittelfristig sicherlich erreichbaren Anhebung der Produktpreise um
5-10 vH, so wäre damit die Ertragslage einiger weiterer Beispielsbetriebe möglicherweise doch so weit
zu verbessern, daß ihnen gewisse Zukunftschancen eingeräumt werden könnten. Die wichtigste Voraus-
setzung dafür aber bleibt, daß sie ihre Beschäftigtenzahl möglichst noch deutlich über das bisher
vorgesehene Ausmaß hinaus verringern. Inwieweit dazu Investitionen in arbeitssparende Technologien
erforderlich sind, läßt sich schwer abschätzen.
Fest steht allerdings, daß der überwiegende Teil der vorhandenen Wirtschaftsgebäude, Einrichtungen
und Maschinen in naher Zukunft wegen technischer Überalterung durch neue ersetzt werden muß, schon
allein um reparaturbedingte Störungen und Produktionsausfälle zu vermeiden. Diese Ersatzinvestitionen,
bei denen selbstverständlich auch arbeitssparende Technologien realisiert werden, begründen einen37
enormen Finanzierungsbedarf in der Landwirtschaft der neuen Bundesländer, gleichgültig, ob sie wie
bisher in großen oder in kleinen Einheiten betrieben wird.
Nach dem raschen Abbau der in einer Reihe von Betrieben zunächst noch vorhandenen Liquiditätsre-
serven infolge
—der Preiseinbrüche im Jahr 1990,
—der Weiterbeschäftigung und Entlohnung einer zu hohen Zahl von Arbeitskräften und
—der Rückerstattung der mit 3 vH verzinsten Inventarbeiträge und der Nachzahlung der Pacht an die
Bodeneigentümer entsprechend der LanpG-Novelle
wird dieser Finanzierungsbedarf von den LPGen überwiegend mit Krediten finanziert werden müssen.
Auch für Landwirte, die einen Betrieb neu gründen wollen, kann der hohe Kapitalbedarf — trotz
staatlicher Zuschüsse und sehr zinsgünstiger Neueinrichtungsdarlehen—eine zu hohe Einstiegsschwelle
sein.
Einer Kreditaufnahme durch die LPGen oder — nach Umgründung — neuen Betriebe stehen in der
Mehrzahl der Fälle fast unüberwindliche Hindernisse entgegen. Sie ergeben sich aus
—der derzeit noch schlechten Ertragslage, die, vor allem wegen der hohen Lohnkosten, kaum eine
gesicherte Bedienung der Kredite als gewährleistet erscheinen läßt,
—den unzureichenden dinglichen Sicherheiten (die Bilanzwerte der Gebäude und Maschinen entspre-
chen, wiederum aufgrund der Ertragslage, nicht ihren Ertragswerten, insbesondere nicht ihren
Verkehrswerten im Fall einer Liquidation, und eigenes Grundvermögen haben die Unternehmen
kaum vorzuweisen) (Tabelle A3) und
—der verständlicherweise mangelnden Bereitschaft der Landeinbringer, ihren Grund und Boden in
neue Betriebe als Sicherheit einzubringen.
Hinzu kommen Anreize für LPG-Aussteiger und Betriebsneugründer in der LanpG-Novelle, die von
den meisten Kreditinstituten als Signal dafür gewertet wird, daß auf längere Sicht die Großbetriebe und
speziell die Genossenschaftsbetriebe kaum das bevorzugte Ziel der Agrarförderung sein werden. Einige
Großbanken, z.B. die Deutsche Genossenschaftsbank und die Norddeutsche Landesbank, haben darum
LPGen grundsätzlich keine Kredite gewährt, auch nicht zur Finanzierung der laufenden Produktion. Sie
erwarten, daß 70-80 vH aller bisherigen LPGen in den Konkurs gehen werden, auch wenn sie sich als
eingetragene Genossenschaft konstituieren werden. Diese Einschätzung wird von anderen Banken nicht
(oder zumindest nicht so kategorisch) geteilt. Sie haben einzelnen LPGen für absehbar gewinnverspre-
chende Investitionen auch langfristige Kredite gewährt (z.B. Betrieb 9).
Trotz solcher Einzelfälle ist zu erwarten, daß in den nächsten Monaten und Jahren die Mehrzahl der
bisherigen LPGen in die freiwillige Liquidation oder aufgrund von Überschuldung oder drohender
Zahlungsunfähigkeit in den Konkurs gehen wird, unter ihnen auch viele, aus denen sich im Zuge einer
durchgreifenden Reorganisation unter Umständen wettbewerbsfähige Unternehmen hätten bilden könn-
ten. Bei einer Konkurswelle ist zu erwarten, daß sich für den größten Teil der Produktionsanlagen keine
Interessenten finden werden. Dabei ist nicht auszuschließen, daß auch Ställe ungenutzt bleiben, die bei
Fortbestehen des bisherigen Unternehmens — und vorübergehendem Lohnverzicht wegen zu geringer
Arbeitsproduktivität—als sanierungsfähig anzusehen wären.
g. Unternehmensform, Rechtsform und agrarpolitische Rahmenbedingungen
Welche Unternehmens- und Rechtsform bei Betriebsneugründungen oder -Umgründungen vorrangig zum
Zuge kommen sollte, ist weniger aus gesamtwirtschaftlicher als vielmehr aus einzelwirtschaftlicher Sicht
zu entscheiden. Dabei sind die Unterschiede vor allem hinsichtlich der folgenden Kriterien zu beachten:38
(a) Die Kreditwürdigkeit ist besonders für Unternehmen mit nur geringem liquiden Eigenkapital ein
wichtiges Kriterium. Sie hängt im wesentlichen von der Einschätzung der Rentabilität der beab-
sichtigten Neuinvestitionen, aber auch der Gesamtrentabilität und Stabilität des Unternehmens
durch die Kreditgeber ab. Dabei können zum einen der gesetzlich gesicherte höhere Gläubiger-
schutz bei Kapitalgesellschaften (GmbH-Gesetz, Aktiengesetz), zum anderen ihre höheren Auf-
lagen zur Buchführung und damit zur Transparenz ihrer Ertrags- und Vermögenslage, insbeson-
dere bei Aktiengesellschaften, eine Rolle spielen. Demgegenüber bieten Familienbetriebe, Gesell-
schaften des Bürgerlichen Rechts, offene Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften
(KG) den Kreditgebern die Haftung mit dem gesamten Vermögen bzw. dem ihrer Gesellschafter
(bei KG allerdings nur des Komplementärs). Eingetragene Genossenschaften, deren Haftung auf
die Geschäftsanteile der Genossen begrenzt ist, können ihre Kreditwürdigkeit durch Vereinbarung
einer Nachschußpflicht verbessern. In allen Fällen gilt aber grundsätzlich, daß die Unternehmen
in erster Linie mit ihrem Anlagevermögen, also z.B. mit den durch die Kredite finanzierten
Anlageinvestitionen, gegenüber den Kreditgebern haften und daß das Geschäftskapital (in Form
der Geschäftsanteile, der Kommanditisteneinlagen, des Gesellschafts- oder des Stammkapitals)
vor allem das Risiko abdecken soll, daß im Fall einer Auflösung diese Aktiva nicht ausreichen,
um die Ansprüche der Gläubiger zu erfüllen. Die Furcht, im Risikofall mit ihrem gesamten
Vermögen haften zu müssen, hält zur Zeit noch viele ostdeutsche Landwirte davon ab, Familien-
betriebe oder Unternehmen in Form von Personengesellschaften zu gründen. Viele der bisherigen
LPGen streben die Rechtsform der eingetragenen Genossenschaft, der GmbH oder sogar der AG
auch darum an, weil sie meinen, den dafür erforderlichen Mehraufwand im Bereich der Buchhal-
tung leichter erbringen zu können als die erforderlichen Sicherheiten in Form genügend großen
Eigenkapitals. Daß die Beschäftigung eines hauptamtlichen Buchhalters ebenfalls ein beachtlicher
Kostenfaktor sein kann, ist ihnen in der Regel nicht ausreichend bewußt.
(b) Ein weiterer Aspekt bei der Wahl der künftigen Rechtsform ist die unterschiedliche steuerliche
Behandlung der Alternativen, hauptsächlich bei
— der Gewerbesteuer: Ihr unterliegen alle Kapitalgesellschaften und auch die eingetragenen
Genossenschaften, wobei diese allerdings bis Ende 1993 auch als land- und forstwirtschaftliche
Unternehmen behandelt werden, solange sie die Voraussetzungen für die Befreiung von der
Gewerbesteuer (im wesentlichen ein Viehbesatz unterhalb der festgesetzten Obergrenzen)
erfüllen; anderenfalls gilt die Befreiung nur bis Ende 1991. Die Gewerbeertragssteuer wird als
relativ unproblematisch angesehen, weil sie gewinnabhängig ist; dagegen ist die
Gewerbekapitalsteuer in jedem Fall zu zahlen und wird angesichts der unbefriedigenden
Ertragslage als Belastung empfunden.
— der Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer): Solange keine größeren Investitionen getätigt werden
(können) und solange die gewerblichen Vorleistungen im Verhältnis zum Unternehmensertrag
gering sind, ist die Pauschalierungsmöglichkeit für Landwirtschaftsbetriebe günstiger als die
Regelbesteuerung. Diese Variante steht nur Einzelunternehmen und nichtgewerblichen Genos-
senschaften offen. Alle Personen- und Kapitalgesellschaften unterliegen ab 1991 der Regelbe-
steuerung, für die aber auch die erstgenannten Unternehmensformen optieren können, wenn
z.B. umfangreiche Investitionen anstehen. Sie sind dann fünf Jahre lang an diese Be-
steuerungsvariante gebunden.
— der Körperschaftssteuer: Sie wird in allen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften einheit-
lich in Höhe von 50 vH des nicht ausgeschütteten und 36 vH des an die Gesellschafter
ausgezahlten Gewinns erhoben. Von wirtschaftlichem Gewicht ist dabei vor allem die Besteue-
rung der nicht ausgeschütteten Gewinne (Eigenkapitalbildung), während die Steuer auf die39
ausgeschütteten Gewinnanteile von der Einkommensteuer der Gesellschafter wieder in Abzug
gebracht wird. Personengesellschaften unterliegen nicht der Körperschaftsteuer.
— der Einkommensteuer: Hier gibt es eine zum Teil beträchtliche Bevorzugung nur für Einzelun-
ternehmer mit Betrieben, bei denen der Betriebsertrag unter 500000 DM, der Wirtschaftswert
unter 40000 DM und der (geschätzte) Gewinn unter 36000 DM liegt.
Die steuerlichen Aspekte werden von den landwirtschaftlichen Unternehmen zwar als nicht
unerheblich eingestuft, bei der Wahl der künftigen Unternehmensform rangieren sie allerdings
meistens hinter den Aspekten der Kreditwürdigkeit, woraus ebenfalls auf die große Bedeutung der
Finanzierungsprobleme geschlossen werden kann.
(c) Ein dritter, zum Teil noch unklarer Aspekt ist die Zumessung von Garantiemengen, insbesondere
von Milch- und Rübenquoten, deren Einfluß auf den Unternehmensgewinn beträchtlich ist, auch
wennz.B. die Milchauszahlungspreise im laufenden Wirtschaftsjahr teilweise noch weit unter dem
Richtpreis liegen. Von Bedeutung ist dieser Aspekt weniger für die Wahl der künftigen Unterneh-
mensform, sondern mehr für den Übergang dahin. Es ist noch unklar, ob bei Liquidation einer LPG
ihre bisherige vorläufige Milchquote unverändert auf das (bzw. die) Nachfolgeunternehmen
übertragen werden kann oder ob diese wie Neugründer behandelt werden und dann nur die
Standardquote von 300000 kg/Jahr zugeteilt bekommen. In einigen LPGen ist darum in jüngster
Zeit die Bereitschaft gewachsen, schon vor der Umstrukturierung kapitalkräftige westdeutsche
oder westeuropäische Unternehmer (als designierte Nachfolgeunternehmer in die Genossenschaft
aufzunehmen, um so die Milchquote zu erhalten und auf diese Weise eine höhere Kompensation
für die ausscheidenden Mitglieder zu erreichen.
(d) Wie schon am Problem der Quotenregelung erkennbar wird, kann neben der Rechtsform auch die
Betriebsgröße für die Beeinflussung der Wettbewerbsfähigkeit durch agrarpolitische Maßnahmen
von Bedeutung sein, da kleinere Betriebe durch personengebundene bzw. von der Betriebsgröße
abhängige, degressive Hilfen gegenüber großen Betrieben bevorzugt werden. Sollten die zur Zeit
in den westlichen Bundesländern wirksamen Maßnahmen auch auf die neuen Bundesländer
übertragen werden, könnten z.B. zehn Betriebe mit je 100 ha LF (landwirtschaftlich genutzte
Fläche) gegenüber einem mit 1000 ha LF — bereits ohne Berücksichtigung der spezifischen
Regelungen für die Viehhaltung — aufgrund
— der Regelungen des Strukturgesetzes,
— der Ausgleichszahlungen,
— der für landwirtschaftliche Unternehmer (im Vergleich zu Lohnarbeitskräften) günstigeren
Beiträge zur Krankenversicherung und Altersvorsorge,
— der Freibeträge bei der Einkommensteuer,
— der Förderung für Junglandwirte und
— der Regelungen der Getreide-Marktordnung (Mitverantworungsabgabe)
um insgesamt ca. 200000 DM (oder 200 DM je ha) mehr staatliche Hilfen erhalten. Das entspräche
einem Anteil am Gewinn der 100-ha-Betriebe, geht man von den in den westdeutschen Ländern
erzielten Resultaten aus, von etwa 30 vH. Diese Differenz durch die Degression im Bereich der
Investitions- und Arbeitskosten und durch günstigere Bezugs- und Absatzpreise zu kompensieren,
dürfte schwierig sein.
Unabhängig davon, welche Rechtsform im Einzelfall als die günstigste angesehen wird, kommt es bei
längerfristiger Betrachtung vor allem darauf an, daß der Wirtschaftserfolg des Unternehmens mit Hilfe
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eines durchgängigen Kompetenz- und Gewinnverteilgungssystems verbessert wird. Dies kann unter
anderem dadurch geschehen, daß ausreichend Leistungsanreize dafür geschaffen werden, daß die Mitar-
beiter in dringlichen Fällen Entscheidungen in ihrem Kompetenzbereich rasch und selbständig treffen und
verantworten. Wichtig ist auch, daß die Haftung des Unternehmens gegenüber Dritten klar geregelt und
mit ausreichendem Eigenvermögen abgesichert ist. Beides war in den meisten bisherigen LPGen nicht
gegeben.
Eine relativ moderate Möglichkeit, Unternehmen mit hohen Altschulden zu sanieren, wäre die
Anwendung des Vergleichsverfahrens, und zwar im Sinne des (vorgerichtlichen) Reorgänisations-
vergleichs [vgl. Isermeyer et al., 1991]. Doch aus der Sicht der Deutschen Genossenschaftsbank, die die
Altkredite übernommen hat und im Falle eines Konkurses Ausgleichsforderungen an die Bundesrepublik
geltend machen kann, wurde die Möglichkeit des Vergleichsverfahrens abgelehnt; denn bei einem
Vergleich verfallen die Ausgleichsforderungen.
Unbefriedigende Verhältnisse, wie sie sich aus dem Problem der Altschulden ergeben, werfen die Frage
nach prinzipiell effizienten und gerechten Problemlösungen auf, speziell dann, wenn sie das Prinzip der
Chancengleichheit verletzen oder als ungerecht empfunden werden. Eine solche Lösung wäre, die
Altschulden (und im gleichen Zuge allerdings auch die zum Teil beträchtlichen Liquiditätsreserven und
außerlandwirtschaftlichen Vermögen einiger LPGen) als Hinterlassenschaft des sozialistischen Regimes
der Treuhand zu übereignen. Damit wären hinsichtlich der Liquiditätslage relativ einheitliche Ausgangs-
bedingungen geschaffen. Freilich würde man dabei außer acht lassen, daß sowohl die Altschulden als
auch die akkumulierten Finanzreserven der Betriebe nicht ausschließlich das Resultat staatlicher Plan-
wirtschaft und/oder unterschiedlicher Standortgunst sind, sondern auch das Ergebnis schlechten bzw.
guten Wirtschaftens in den LPGen. Trotzdem diente eine solche Lösung wohl eher der inter- und
intrasektoralen Verteilungsgerechtigkeit in den neuen Ländern. Bei den bisher erfolgreichen Unterneh-
men würde allerdings eine derart grundsätzliche Lösung auf starken Widerstand stoßen, selbst wenn nur
die Altschulden gestrichen würden und die Finanzguthaben unangetastet blieben. Diese Unternehmen
würden allenfalls einen teilweisen Erlaß der Altschulden gutheißen, soweit die Altschulden aus In-
vestitionen zugunsten der Kommunen oder aus überhöht angesetzten Investitionskosten resultierten.
Weil der für die Entschuldung bereitgestellte Betrag von 1,4 Mrd. DM nur einen relativ geringen Teil
der Gesamtschulden abdeckt, wird die Bundesregierung voraussichtlich ein ergänzendes Programm
einleiten, das allerdings nicht auf eine Entschuldung, sondern lediglich auf eine zinslose Stundung von
Altkrediten hinausläuft. In dieser als "Besserungsscheinlösung" bekannt gewordenen Variante wird
sanierungsfähigen Betrieben eine bilanzielle Entlastung von den Altkrediten angeboten, so daß sich
einerseits die aktuellen Zahlungsverpflichtungen vermindern, andererseits die Kreditwürdigkeit erhöht.
Im Unterschied zur bisher vorgesehenen Entschuldung, die sich auf Investitionsdarlehen beziehen, die
von den Gebietskörperschaften veranlaßt wurden, geht die Besserungsscheinlösung voraussichtlich
deutlich über diesen engen Rahmen hinaus. Eine Begrenzung des Mittelvolumens ist nicht vorgesehen.
Belastungen für den Staatshaushalt entstehen, weil der Hauptgläubiger, die DG-Bank, Ausgleichs-
forderungen in Höhe des ausgefallenen Kapitaldienstes stellen kann. Der Kapitaldienst durch die landwirt-
schaftlichen Unternehmen setzt erst dann wieder ein, wenn die Unternehmen in die Gewinnzone kommen.
In welchem Maße diese Regelung dazu angetan ist, die Unternehmen für potentielle Kapitalgeber
attraktiver zu gestalten und ihnen dadurch nachhaltige Entwicklungschancen zu eröffnen, läßt sich
gegenwärtig noch nicht übersehen.41
2. Sektorale Analyse
Anders als in den meisten übrigen Sektoren fiel in der Landwirtschaft der Produktionsrückgang als Folge
des Übergangs in ein neues Wirtschaftssystem vergleichsweise moderat aus. 1991 dürfte die pflanzliche
Produktion gegenüber 1990 stagnieren, wobei unterstellt wird, daß der Rückgang der Anbaufläche durch
prämierte Flächenstillegung in etwa durch den Produktivitätsanstieg kompensiert wird. Der Absatz
tierischer Produkte stieg 1990 — als Folge des forcierten Bestandsabbaus bei Rindvieh — sogar an. Er
dürfte 1991 deutlich abnehmen. Dies ist, wie auch der Rückgang der Anbauflächen, nur zum Teil eine
Folge der ungünstigen Wirtschaftslage. Ganz wesentlich dazu beigetragen haben staatliche Eingriffe in
Form von Prämien für die Flächenstillegung und Extensivierung sowie vor allem die Milchquotenrege-
lung. Die Zahl der Beschäftigten dürfte 1991, nachdem sie schon 1990, unter Berücksichtigung der
Ausgliederung sektorfremder Nebenbetriebe, um etwa 30 vH zurückgegangen war, noch einmal deutlich
abnehmen.
Die Produktionsentwicklung deutet daraufhin, daß für die Landwirtschaft in den neuen Ländern der
Anpassungsbedarf als Folge des Systemwechsels in mancher Beziehung geringer als in anderen Sektoren
ist. Die wichtigste Ursache ist darin zu sehen, daß man im wesentlichen die gleichen Produkte wie in der
Vergangenheit produzieren kann und der Sektor zu dem weitreichende Preis- und Absatzgarantien
genießt. Zwar führen die Anpassung an die neue Preisstruktur und der Versuch, systembedingte
Effizienzdefizite aufzuholen, zu einer gründlichen Umbewertung der Ressourcen mit der Folge, daß auch
hier ein großer Teil der Arbeitskräfte ausscheiden muß. Andererseits bietet die günstige Betriebsgrößen-
struktur in den neuen Ländern gute interregionale Wettbewerbschancen. Voraussetzung dafür, daß diese
auch genutzt werden können, ist ein möglichst unbehinderter Wettbewerb zwischen Unternehmern und
Unternehmensformen und -großen mit dem Ziel einer optimalen Kombination der Produktionsfaktoren.
Gelingt es den vorhandenen Betrieben nicht, diese schwierigen Umstellungen zu bewältigen (vgl.
Abschnitt V.l), so werden neue Betriebe entstehen, die unbelastet von strukturellen oder qualitativen
Mängeln in der Faktorausstattung agieren können. Angesichts des gravierenden Mangels an Kapital und
gut und vielseitig ausgebildeten Unternehmerlandwirten, aber reichlich verfügbarem Boden, ist zu
erwarten, daß der Boden- und Pachtpreis —bei außerlandwirtschaftlich bestimmten Preisen für Kapital
und Einkommensansprüchen — zumindest vorläufig sehr niedrig liegt. Dies ist die Konsequenz der
Knappheitsrelationen und andererseits Voraussetzung für dessen Nutzung.
Nicht überraschend kam es deshalb sehr schnell nach der Währungsunion zu Betriebsneugründungen,
vor allem in Grenznähe, wo "landarme", gut ausgebildete Landwirte aus dem Westen die Initiative
ergriffen. Dabei handelte es sich keineswegs nur um ehemalige Eigentümer, die in der quasi gesetzlosen
Phase ihr Land wieder in Besitz nahmen. Vielmehr versuchten viele Landwirte, sich durch schnellen
Zugriff arrondierte Flächen zusammenzupachten und einen wohl eher kleinen Teil auch zu kaufen. Sie
traten als Bodennachfrager in Konkurrenz zu LPGen, die in der Regel aus den zuvor beschriebenen
Gründen kaum in der Lage waren, überhaupt Pacht an die Eigentümer zu zahlen. Differenziert man
zwischen den drei großen Gruppen von Landeigentümern (Bodenanbietern) nach Flächenanteil —
Nichtmitglieder von LPGen (knapp 50 vH), LPG-Mitglieder (reichlich 20 vH), Volkseigentum, inzwi-
schen Treuhand (reichlich 20 vH) (vgl. Abschnitt III. 1) —, so waren die Pacht oder der Kauf von
Mitgliedern der ersten Gruppe zunächst am einfachsten zu bewerkstelligen. Durch das LanpG und die
Novellierung im Juni 1991 sind inzwischen auch die Bedingungen für LPG-Mitglieder geklärt und stark
verändert worden. Durch den Anspruch, bei Gründung eines eigenen Betriebs den Inventarbeitrag
innerhalb eines Monats und zur fälligen Jahresbilanz eine nachträgliche Pacht ausgezahlt zu erhalten,
wurden starke Anreize zum Verlassen der LPGen gesetzt, die noch dadurch an Bedeutung gewinnen, daß
diese Personen auch Anrecht auf die übrigen Fördermittel für Existenzgründer haben. Gründen die42
ausscheidenden Mitglieder keinen Betrieb, kann die LPG Ratenzahlung verlangen. Wegen der in aller
Regel fehlenden unternehmerischen und speziell kaufmännischen Fähigkeiten dürften sich trotzdem nur
wenige aus diesem Personenkreis selbständig machen. Existenzgründer werden wohl weiterhin vor allem
kapitalkräftige Landwirte aus dem Westen sein, wobei auch Ausländer Interesse zeigen. Der Kreis der
Nachfrager kann sich zudem auch durch "Investoren" vergrößern, die sich fähiger Manager bedienen;
allerdings erscheint es nicht unwahrscheinlich, daß man diese Wettbewerber unter Berufung auf das
Landpacht- oder Grundstücksverkehrsgesetz ausschließt.
Die bisherigen LPGen und eventuelle Nachfolgegesellschaften hätten unter fairen Wettbewerbsbedin-
gungen dann eine Chance, ihre Betriebe fortzuführen, d.h. vor allem das Land in Bewirtschaftung zu
behalten, wenn es ihnen gelänge, die Unternehmensführung und -Organisation schnell an westliche
Standards anzugleichen, unter Umständen auch dadurch, daß man einem erfahrenen Fachmann aus dem
Westen die Leitung übertrüge. Ohne Frage wäre es bezüglich der Kreditfähigkeit vorteilhaft, wenn
zumindest ein Teil des Bodens über Gesellschaftsmitglieder als haftendes Kapital zur Verfügung stünde.
Ihr Vorteil dürfte vor allem darin liegen, daß die Lohnansprüche zumindest vorübergehend geringer sind
und der Kapitalbedarf durch begrenzte Weiternutzung von Maschinen und Anlagen und unter Umständen
auch Wohngebäuden etwas niedriger als bei Neugründungen sein dürfte. Durch die Bestimmungen des
novellierten LanpG in Verbindung mit den Wertansätzen, die das DM-Bilanzgesetz vorschreibt und durch
die betonte Förderung von Existenzneugründungen hat die Politik allerdings zuungunsten von LPGen
oder Nachfolgegesellschaften in den Wettbewerb eingegriffen. Daß sich die Zahl der Betriebsneugrün-
dungen mit etwa 3000-4000 und 3 vH der Nutzfläche (Frühjahr 1991) trotzdem noch relativ bescheiden
ausnimmt, dürfte auf die allgemeine Unsicherheit bezüglich der langfristigen agrarpolitischen Rahmen-
bedingungen, schon gestiegene Boden- und Pachtpreise (vgl. Abschnitt VI.3) und verwaltungstechnische
Schwierigkeiten bei der Eigentümerermittlung und beim Eigentumswechsel zurückzuführen sein. Noch
weitgehend offen scheint auch, wie der dritte große Bodeneigentümer, die Treuhand, sich gegenüber den
unterschiedlichen Bodennachfragern verhält.
VI. Gesamtwirtschaftliche Effizienz und Agrarpolitik
Die Agrarpolitik bestimmt in entscheidendem Maße die Rahmenbedingungen für den Agrarsektor. Im
Vergleich zu den meisten anderen Sektoren sind diese durch weitreichende Eingriffe in Produkt- und
Faktormärkte gekennzeichnet, die bis hinunter auf die einzelbetriebliche Ebene reichen. Die Ziele und
Begründungen der Agrarpolitik haben ihren Ursprung in der Agrar- und Wirtschaftsstruktur sowie den
allgemeinen gesellschaftspolitischen Verhältnissen in den alten Bundesländern und unterliegen damit
auch Wandlungen, wie z.B. die seit einigen Jahren zunehmende Betonung von Natur- und Landschafts-
schutz erkennen läßt. Mit der deutschen Vereinigung wurden sie praktisch unverändert auf ein Gebiet mit
ganz anderen strukturellen und gesellschaftspolitischen Verhältnissen übertragen.
Die Analyse kann sich daher nicht auf eine Beschreibung der Anpassungsprozesse in den neuen
Ländern beschränken. Es scheint vielmehr geboten, zunächst die gegenwärtige Agrarpolitik auf ihre
gesamtwirtschaftliche Effizienz zu überprüfen. Das Ergebnis hat naturgemäß Konsequenzen für die
anschließende Bewertung von Anpassungs- und Übergangshilfen, die den neuen Ländern gewährt
werden, und bildet die Grundlage für agrarpolitische Reformvorschläge grundsätzlicher Art, die sich aus
gesamtwirtschaftlichen Überlegungen z.B. auch im Zusammenhang mit den GATT-Verhandlungen und
EG-Reformbemühungen ergeben. Die derzeitige Unsicherheit über den künftigen Kurs der EG-Agrarpo-43
litik verdeutlicht das Investitionsrisiko und führt bei Landwirten, die in Ostdeutschland neue Betriebe
gründen wollen, zu Attentismus.
Analytisch wird im Sinne einer Kosten-Nutzen-Analyse die derzeitige Politik mit einer
gesamtwirtschaftlich effizienten Politik verglichen. Dies bedeutet nicht, daß nur das Allokationsziel
betrachtet wird; vielmehr gehen die an anderer Stelle aufgelisteten Ziele der Agrarpolitik mit in die




Von den oben angeführten vier Hauptzielen der Agrarpolitik (Einkommensziel, Versorgungssicherung,
Außenwirtschaftsbeziehungen, Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen) müssen die ersten beiden
in engem Zusammenhang diskutiert werden. Deren konkrete Formulierung hat sich im Zeitablauf
veränderten Realitäten und gesellschaftspolitischen Strömungen angepaßt; so wird nicht nur wie früher
ein paritätisches Einkommen für die Landwirte, sondern allgemeiner, eine Verbesserung der
Lebensverhältnisse im ländlichen Raum gefordert. Angesichts von Selbstversorgungsgraden von deutlich
mehr als 100 vH bei allen Grundnahrungsmitteln wird nicht mehr die Versorgungssicherung schlechthin,
sondern die Versorgung mit hochwertigen Produkten zu angemessenen Preisen angestrebt. Die implizite
Begründung dieser Zielsetzungen ist, daß ohne gesonderten Instrumenteneinsatz, also bei marktwirt-
schaftlicher Allokation, Zielverletzungen bestehen oder zu erwarten wären. Während ein diesbezüglicher
Nachweis für das zweite Ziel kaum versucht wird und die Preise nur aus Sicht der Erzeuger beurteilt
werden, also offenbar auch dann als angemessen gelten, wenn das Weltmarktniveau um 100 vH
überschritten wird, dient als Beleg dafür, daß das erste Ziel verfehlt wird, traditionell der Nachweis von
zurückbleibenden landwirtschaftlichen Einkommen. Als Maßstab wird vor allem der Vergleich des
verfügbaren Einkommens des Betriebsleiterehepaares (landwirtschaftlich und außerlandwirtschaftlich)
mit einem gewerblichen Vergleichslohn herangezogen. Das auf diesem Wege stets ermittelte
Einkommensdefizit der Landwirtschaft — wobei die Disparität naturgemäß jährlich schwankt — dient
zur Stützung der auch international verbreiteten These, daß spezifische intersektorale Mobilitätshemm-
nisse für Arbeitskräfte eine Angleichung der Faktorproduktivitäten und Einkommen verhindern. Ganz
abgesehen davon, daß dies sicherlich keine staatlichen Interventionen mit dem Ziel der Einkommensstüt-
zung verlangen würde, wird auch die These zurückbleibender Einkommen zunehmend in Frage gestellt
[Schmitt, 1989]. Dabei geht es einerseits um die Verwendung adäquater Einkommensmaßstäbe (z.B.
Familieneinkommen), letztlich aber auch darum, welche Bedeutung die Kosten der Lebenshaltung (z.B.
Wohnen) sowie nichtpekuniäre Präferenzen der Art und des Ortes der Beschäftigung haben. Die
Schwierigkeiten, derartige Komponenten einer individuellen Wohlfahrtsfunktion zu identifizieren, zu
quantifizieren und vor allem interpersonell zu vergleichen, stellen den Wert von Einkommensvergleichen,
die sich auf pekuniäre Größen beschränken, ganz grundsätzlich in Frage.
Gegen die etwa 1989 vorgenommene Erweiterung des Einkommensziels auf den ländlichen Raum
(Verbesserung der Lebensverhältnisse) gelten grundsätzlich die gleichen Einwände. Waldnähe und
Theaternähe sind schwer gegeneinander aufzurechnen. Auch sagt z.B. die räumliche Distanz zum
Arbeitsplatz, zu Schulen oder Krankenhäusern nicht notwendigerweise etwas über die zeitliche Distanz
aus. Schon der Nachweis "schlechterer Lebensverhältnisse" ist schwer zu erbringen. Sollten mit der
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Zielformulierung generell einkommensschwächere Regionen im regionalpolitischen Sinne gemeint sein,
so betrifft dies fraglos nicht unbedingt ländliche Räume. Aber auch dann sind die Diagnose, erst recht die
Therapie umstritten. In jedem Fall scheint ein agrarpolitischer Mitteleinsatz im Hinblick auf das
angesprochene Ziel unangemessen, weil hierdurch die ohnehin starke intersektorale Allokationsver-
zerrung zugunsten der Landwirtschaft in aller Regel verstärkt und damit die Entstehung außerlandwirt-
schaftlicher Arbeitsplätze eher gehemmt wird. Im Hinblick auf den regionalpolitischen Mitteleinsatz ist
zu befürchten, daß gerade der hohe Agrarschutz einen unangemessen hohen Anteil der Fördermittel in
den Agrarsektor lenkt, da dies aus regionaler Sicht profitabel erscheint. Damit wird die Allokations-
verzerrung noch gravierender.
3
1 liegt den regionalpolitischen Aktivitäten die nicht unplausible Vermu-
tung zugrunde, daß zu starke Agglomerationen ihre Ursache in dem Versäumnis haben, deren externe
Kosten zu interrialisieren, oder aber in fiskalischen Inkonsistenzen (Verteilung des Steueraufkommens),
so wäre eine Korrektur entsprechender Fehlentwicklungen dem Einsatz kompensierender regional-
politischer Instrumente vorzuziehen [Lammers, 1989].
Das dritte Hauptziel der Agrarpolitik betrifft den Außenhandel und die Welternährungslage und ist so
formuliert, daß es mit gesamtwirtschaftlichen Zielen kompatibel ist und Widersprüche zum ersten Ziel
nur anhand des Instrumenteneinsatzes festzumachen sind (vgl. Abschnitt IV.2.a). Der hohe Agrarschutz
der EG durch preis-, Struktur-, sozial- und auch regionalpolitische Maßnahmen hat fraglos zu einer
permanenten und deutlichen Verletzung dieses Ziels geführt [Schrader, 1990].
Die "Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen" als viertes Ziel wird in der Regel in direkten
Zusammenhang damit gestellt, daß die Landwirtschaft "Bedeutung" für die Sicherung und Pflege einer
vielfältigen Landschaft als Siedlungs-, Wirtschafts- und Erholungsraum habe. Dieses Ziel könne am
ehesten durch eine vielseitig strukturierte Landwirtschaft mit leistungs- und wettbewerbsfähigen Haupt-
und Nebenerwerbsbetrieben erreicht werden. Weitere Merkmale der angestrebten Agrarstruktur sind die
Bewirtschaftung durch bäuerliche Familien, eine bodengebundene Veredelungsproduktion und eine
umweltverträgliche und auf Nachhaltigkeit ausgerichtete kostengünstige Erzeugung.
Unterscheidet man in dieser Mischung aus Zielen und einseitigen Festlegungen zwischen Umwelt- und
Struktur- bzw. Effizienzziel, so fallen gravierende Widersprüche auf. Zunächst ist nicht nachvollziehbar,
inwiefern die natürlichen Lebensgrundlagen von einer vielseitig strukturierten Landwirtschaft abhängen
und schon gar nicht, weshalb hierzu eine bäuerliche Bewirtschaftung notwendig ist. Geraten diese
Lebensgrundlagen in Gefahr, wie es gerade auch durch die Landwirtschaft nachgewiesenermaßen der
Fall ist, sollten sachgerechte umweltpolitische Instrumente eingesetzt werden. Im Streit um die Eigen-
tumsrechte an den natürlichen Lebensgrundlagen, wie z.B. Grundwasser, lassen die bisher beschlossenen
Problemlösungen erkennen, daß die Eigentumsrechte eher den Landwirten zugeordnet werden. Das zeigt
sich darin, daß sie für die Unterlassung einer Schädigung honoriert werden [Henze, Nicklis, 1990]. Im
übrigen liegt die nachhaltige Sicherung der Ertragsfähigkeit der Böden, z.B. durch die Vermeidung von
Erosion, im Eigeninteresse der Bodeneigentümer und bedarf deshalb keines besonderen Instrumenteinsat-
zes.
Unterstellt man, daß unter einer bäuerlichen Landwirtschaft kleinbäuerliche Familienwirtschaften (im
wesentlichen ohne Fremdarbeitskräfte) verstanden werden, so steht dieses Ziel in offensichtlichem
Widerspruch zum Effizienzziel, aber auch zu sozialen Zielen, wie der Stabilität des Betriebs im
Krankheitsfall. Betriebswirtschaftliche Kalkulationen zeigen, daß sowohl in der Tier- als auch der
Pflanzenproduktion Betriebseinheiten mit mehreren Beschäftigten ökonomisch erstrebenswert sind. Die
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angesprochenen Festlegungen sind wohl im wesentlichen aus dem Bemühen zu verstehen, die gerade in
der Mitte und im Süden der alten Bundesrepublik vorherrschenden Strukturen zu konservieren. Mißt man
diesen Gegebenheiten direkten Zielcharakter zu, so steht dies im Konflikt mit einer kostengünstigen
Erzeugung.
Neuerdings wird die Konservierung der Strukturen verstärkt damit begründet, daß gerade die derzei-
tige Betriebs- und Bewirtschaftungsstruktur den Charakter eines öffentlichen Gutes habe bzw. daß die
Landbewirtschaftung positive externe Effekte zeitige (Erhalt der Kulturlandschaft), für die die Landwirt-
schaft über den Markt also nicht entlohnt werde. Beide Aspekte müssen auseinandergehalten werden, da
sie nicht zwangsläufig miteinander verknüpft sind. Zunächst ist nicht nachvollziehbar, weshalb gerade
die heutige Form der Flächennutzung (Verhältnis von Acker, Wald, Wiesen) positive externe Effekte
haben sollte, ein anderes Nutzungsverhältnis, das sich unter Umständen beim Abbau der Agrarprotektion
ergeben würde, den Landschaftsnutzern aber weniger zusagen sollte. Zum anderen ist anzumerken, daß
selbst wenn diese These zuträfe, eine gesonderte Entlohnung solange überflüssig wäre, wie die derzeitige
Agrarpolitik nicht grundlegend geändert wird, weil die jetzige Nutzungsform das "kostenlose" Neben-
produkt der ökonomischen Bedingungen ist. Sollte die im Fall einer geänderten Agrarpolitik sich
ergebende Flächenbewirtschaftung—oder Nichtbewirtschaftung—nicht den ästhetischen Ansprüchen
der Nutzer genügen, so wären — lokal — zielgerichtete Anreize zu zahlen. Empfänger wären nicht
unbedingt Landwirte, sondern die Anbieter landschaftspflegerischer Leistungen.
Kommt man auf die "bäuerlich strukturierte Landwirtschaff' zurück, so wäre zu präzisieren, ob damit
vor allem der Erhalt von Hofgebäuden in Dörfern oder von landwirtschaftlichen Arbeitsplätzen gemeint
ist. Im ersten Fall wäre gegebenenfalls der Denkmalschutz zuständig. Dabei darf nicht übersehen werden,
daß wohl nicht jede Hof stelle die hieran geknüpften Bedingungen erfüllt und daß eine große Zahl von
Wohngebäuden durch Berufs- und/oder Ortsfremde übernommen und renoviert wurde. Dies hat sich auf
das Erscheinungsbild vieler Dörfer positiv ausgewirkt. Der Erhalt landwirtschaftlicher Arbeitsplätze als
"Ziel an sich" ist wohl kaum zu rechtfertigen. Zusammenfassend muß festgehalten werden, daß der
Versuch, offenbar unrentable Strukturen zu bewahren, die Chancen, neue und rentable Arbeitsplätze in
anderen Sektoren zu schaffen, verschlechtert und damit auch im Widerspruch zu dem Ziel steht, die
Lebensverhältnisse im ländlichen Raum zu verbessern.
b. Analyse und Bewertung der Maßnahmen
Im Mittelpunkt der EG-Agrarpolitik steht unverändert die Markt- und Preispolitik, die eine weitgehende
Abschirmung des Binnenmarkts gegenüber dem Weltmarkt zur Folge hat.
3
3 Die inländischen Preise
einzelner Produkte überschreiten das Weltmarktniveau zeitweise um mehr als 100 vH. Die hieraus
resultierenden intersektoralen Allokationsverzerrungen führen zu hohen volkswirtschaftlichen Kosten,
die sich noch dadurch erhöhen, daß
—komplizierte bürokratische Regelungen hohe Verwaltungskosten verursachen und zu Betrügereien
führen,
—das Schutzniveau für einzelne Produkte sowohl infolge divergierender Außenschutzraten als auch
infolge zusätzlicher produktspezifischer Zahlungen im Inland (z.B. Prämien für die Fleisch-
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Zu einer Ausgestaltung derartiger Maßnahmen vgl. Schrader [1989a].
Zu Einzelheiten der produktspezifischen Marktordnungen und ihrer Wirkungen vgl. OECD [1987; 1990]. Zur
Beschreibung der übrigen Instrumente vgl. Abschnitt IV.2.b.46




—durch Kostenentlastungen für die Landwirtschaft in Form von Struktur-, sozial- oder regionalpoli-
tisch motivierten Subventionen, die zunehmend an Bedeutung gewinnen, das Schutzniveau weiter
ansteigt.
Die zuletzt genannten Maßnahmen gehen bisher zu einem großen Teil nicht in die von der OECD
jährlich berechneten Subventionsäquivalente ein. Dies gilt insbesondere für sozialpolitisch begründete
Maßnahmen, die im Haushalt der alten Länder der Bundesrepublik mit etwa 5,3 Mrd. DM (1990) die bei
weitem größte Ausgabenposition darstellen. Das wichtigste Ziel der Agrarpolitik, die Stützung der
landwirtschaftlichen Einkommen, wird zumindest insoweit verfehlt, als das Arbeitseinkommen durch
preispolitischen Schutz kaum erhöht wird. Bei Mobilität der Faktoren Arbeit und Kapital, aber Immobilität
und Unvermehrbarkeit des Faktors Boden führt Preisschutz mittel- und langfristig ganz überwiegend nur
zu einer Steigerung des Bodeneinkommens, also zu höheren Boden- und Pachtpreisen und damit zu
ökonomischen Renten. Demnach profitieren von der EG-Markt- und Preispolitik vor allem Bodeneigen-
tümer, die nur zum Teil in der Landwirtschaft tätig sind. Hohe Boden- und Pachtpreise behindern das
Wachstum von Betrieben und damit den Strukturwandel zu effizienten Betriebsgrößen.
Die Folge des hohen Agrarschutzes in der EG waren eine kräftig steigende Produktion und—system-
bedingt — überproportional steigende Haushaltsausgaben. Die Politik reagierte auf diese Krisen-
symptome konsequent mit noch mehr Dirigismus. Es wurden zusätzliche produktionsbeschränkende
Maßnahmen in Form von Produktionsquoten (Milch), Garantieschwellen und Mitverantwortungsabgaben
(Milch, Getreide, Ölsaaten), prämiierte Flächenstillegung und Extensivierung eingeführt. Alle Program-
me enthalten degressive Elemente, wodurch, entsprechend dem strukturpolitischen Leitbild, kleinere
Betriebe bevorzugt werden (vgl. Abschnitt V.l.g). Produktionsquoten für Milch und — schon länger —
für Zucker verschlechtern die Allokation durch unzureichende Standortanpassung und Ausnutzung von
einzelbetrieblicher Kostendegression. Dies gilt in nur wenig abgeschwächter Form auch für handelbare
Quoten, da der Produktionseinstieg und die -erweiterung mit hohen zusätzlichen Kosten in Form des
Quotenpreises belastet sind. Einen Anhaltspunkt für dessen Höhe gibt die staatliche Aufkaufaktion für
Milch von 1990, in der 1,60 DM je kg (Jahreslieferung) gezahlt wurde. In den Preisbeschlüssen der EG
von Mai 1991 ist eine erneute staatliche Kaufaktion beschlossen worden. Produktionsquoten und die
daraus resultierenden ökonomischen Renten haben gravierende Verteilungswirkungen zwischen Produ-
zenten und Konsumenten, aber auch zwischen Landwirten, die kaum zu rechtfertigen sind.
Sogenannte Mitverantwortungsabgaben, die bei Überschreitung sektoraler Produktionsschwellen vom
Erzeuger erhoben werden, sind de facto eine Verbrauchssteuer, die zur Haushaltsfinanzierung heran-
gezogen wird. Zielte man wirklich auf die Vermeidung von Produktionsüberschüssen, so wären Preis-
senkungen der effizientere Weg, da dann auch die Verbraucher einen Beitrag zur Marktanpassung leisten
könnten.
Prämien für die Stillegung von Ackerflächen verringern das Angebot an Wirtschaftsfläche. Die preis-
politisch verursachte Verzerrung der Faktorpreisrelationen zugunsten des Bodens wird hierdurch weiter
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Einen Anhaltspunkt hierfür geben die von der OECD geschätzten produktspezifischen Subventionsäquivalente
(Transfersumme in vH des Produktionswerts zu Inlandspreisen), die z.B. 1989 für Weizen 21 vH, Ölsaaten 60
vH, Zucker 56 vH, Milch 51 vH und für Schweinefleisch 6 vH betrugen [OECD, 1990].
Zu Einzelheiten der Programme vgl. Agrarberichte [lfd. Jgg.]. Zu einer gesamtwirtschaftlichen Bewertung vgl.
Schrader [1988].47
verstärkt. Die regionale Verteilung der Produktion (Flächenstillegung) wird zunehmend durch admini-
strative Entscheidungen (Prämienhöhe, Produktionsquoten, Ausgleichszahlungen) und weniger durch
Produktionskostenunterschiede gelenkt. Die gemischte Finanzierung durch die EG und die Länder, mit
großen Freiräumen für die Prämienfestsetzung auf nationaler Ebene, ermöglicht es zudem, einen Teil der
Kosten abzuwälzen oder aber strategische Ziele hinsichtlich der Produktionsaufteilung zu verfolgen
[Schrader, 1988, S. 27 f.]. Verteilungspolitisch sind dies Prämien für das Nichtstun. Sie erhöhen die
Bodenrente. Die Unmöglichkeit, Prämien einzelbetrieblich oder sogar pro Feldstück festzulegen, wie es
zur Minimierung der Zahlungen notwendig wäre, führt dazu, daß die Prämien häufig doppelt so hoch wie
der zuvor erzielte Deckungsbeitrag sind [Henze, Zeddies, 1988]. Das oft angeführte Argument, daß
Flächenstillegungsprämien, bezogen auf den Hektar, billiger seien als die Exporterstattungen (Differenz
zwischen fluktuierendem Weltmarktpreis und fixiertem Inlandspreis) für entsprechende Produktmengen,
führt in doppelter Hinsicht in die Irre. Zunächst ist dieses in Abhängigkeit vom Weltmarktpreisniveau
manchmal zutreffende
3
6 Argument nur ein Hinweis auf eine "zweitschlechteste" Lösung, und vor allem
ist es nur an haushaltspolitischen Überlegungen und nicht an gesamtwirtschaftlichen Kosten orientiert.
Trotzdem hat der Ministerrat im Mai 1991 beschlossen, dieses Instrument verstärkt einzusetzen. Die
partiell dann damit verbundene Freistellung der Produzenten von der Mitverantwortungsabgabe erhöht
den bürokratischen Aufwand weiter und dürfte noch weniger kontrollierbar sein.
Prämien für die Extensivierung der Produktion (vgl. Abschnitt IV.2.b) wirken tendenziell in die gleiche
Richtung wie die Flächenstillegung. Durch Bewirtschaftungsauflagen, die allerdings insbesondere bei
Anwendung der "produktionstechnischen Methode" kaum kontrollierbar sind, wird die Flächenproduk-
tivität verringert, und damit steigen —bei gegebenen Rahmenbedingungen—die Nachfrage nach Boden
und die Bodenpreise. Diese Maßnahme wird, neben dem Ziel, die Produktion einzuschränken, vor allem
damit begründet, daß sie von umweltpolitischem Nutzen sei. Betriebe, die nachweisen, daß sie nach
Methoden des alternativen Landbaus wirtschaften, sollen automatisch in den Genuß der Prämien kommen.
Problematisch hierbei sind mehrere Aspekte. Zunächst wird quasi jede Verminderung des Einsatzes
ertragssteigernder Produktionsmittel als umweltfreundlich und damit zielkonform eingestuft. Dies ist
sachlich kaum haltbar, insbesondere was den Einsatz von Mineraldünger betrifft. Generell sollte gelten,
daß nur der umweltpolitisch nachgewiesene Nutzen honoriert werden darf. Dabei handelt es sich um die
Unterlassung von Umweltbeeinträchtigungen, die über jenes Maß hinausgehen, das durch die Eigentums-
rechte festgelegt ist. Diese landwirtschaftlichen Eigentumsrechte, die ihren Ausdruck z.B. in der Defini-
tion einer "ordnungsgemäßen Landwirtschaft" finden, sind allerdings häufig nicht sehr ressourcen-
schonend festgelegt. So ist eine Grundwasserbeeinträchtigung über das natürliche Maß hinaus durchaus
möglich. Deren Unterlassung z.B. in Trinkwassereinzugsgebieten, wird Landwirten demzufolge entgol-
ten, wie z.B. in Baden-Württemberg über den "Wasserpfennig".
Umstritten ist auch die These, daß Produkte aus alternativem Landbau allgemein gesünder (so z.B.
ärmer an unerwünschten Rückständen) seien. Trägt das Image einer alternativen Produktion dazu bei, daß
die Erzeuger höhere Preise erzielen, so wird hier ein geschicktes Nischenmarketing belohnt. Eine
Förderung ist aus gesamtwirtschaftlicher Sicht somit nicht zu rechtfertigen. Im Gegenteil: Die Pionierge-
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Eine Analyse des Europäischen Rechnungshofes kommt für die Periode 1988/89 allerdings zum Ergebnis, daß
die Stillegung von Flächen doppelt so teuer war wie der Export der sonst darauf erzeugten Produkte. Im übrigen
wird die hier vorgebrachte Kritik an der bürokratischen Ausgestaltung der Maßnahme und an den Konsequenzen
der nationalen "Freiräume" bezüglich der Anwendung bestätigt. Die Schlußfolgerungen des Rechnungshofes
zur "besseren Ausgestaltung" beschränken sich allerdings auf technische Aspekte [vgl. Agra-Europe, Vol. 32,
1991, Nr. 5 (28.02.1991), Dokumentation: Flächenstillegungspolitik in der Europäischen Gemeinschaft; Bemer-
kungen des Rechnungshofes].48
winne rühriger Unternehmer in diesem Marktsegment werden durch staatliche Aktivitäten zerstört. Auch
sollte bedacht werden, daß die gesonderte Förderung bestimmter Anbauverfahren dem Absatz konven-
tionell erzeugter Produkte abträglich ist, obwohl diese den strengen Sicherheitsvorschriften der Lebens-
mittelgesetzgebung genügen. Der effiziente Weg zu einer allgemeinen Extensivierung wäre dagegen die
Senkung der administrierten Produktpreise. Faktorpreisverzerrungen und Zusatzrenten für Boden-
eigentümer würden dann vermieden. Eventuell noch verbleibende Umweltschädigungen oder -defizite
können durch gezielte Eingriffe bekämpft werden.
Ausgleichszahlungen für sogenannte benachteiligte Gebiete wirken einem Produktionsrückgang, auf
den die zuvor diskutierten Maßnahmen zielen, direkt entgegen. Sie dienen der Aufrechterhaltung der
Landbewirtschaftung gerade an Standorten mit vergleichsweise hohen Produktionskosten, die aus Stand-
ort- und Strukturnachteilen resultieren. Die Maßnahme zielt durch eine entsprechende Ausgestaltung
deshalb wiederum auf kleinere und mittlere Betriebe. Der Erhalt offensichtlich zu kleiner und deshalb
unrentabler Betriebe behindert den gerade an schlechteren Standorten notwendigen Strukturwandel zu
größeren Betriebseinheiten. Das Angebot an Boden wird hierdurch eingeschränkt, was wiederum die
leistungsunabhängigen Einkommen aus Bodenbesitz erhöht. In ganz ähnlicher Weise wirken die von der
EG beschlossenen, aber fakultativen und zeitlich begrenzten Einkommensbeihilfen, für die in Deutschland
die Bundesländer zuständig sind. Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz planen entsprechende
Programme; hier kann die Zahlungsbedingung — Unterschreitung des regionalen Einkommens um 10
vH (BIP je Erwerbstätigen)—wegen der sehr hohen außerlandwirtschaftlichen Einkommen wohl leicht
erfüllt werden. Auch hierdurch verringert sich das Bodenangebot. Zudem wird die Aufgabe unrentabler
Arbeitsplätze behindert, was gerade in Regionen mit sehr niedriger Arbeitslosenquote schwer zu begrün-
den ist. Aus regionaler Sicht ist zu kritisieren, daß der Wettbewerb zwischen landwirtschaftlichen
(Grenz-)Standorten verzerrt wird, da derartige Zahlungen, die von der EG mitfinanziert werden, entgegen
der EG-Vorschrift ganz offensichtlich nicht produktionsneutral sind und sein können. Mit gewissen
Einschränkungen wäre diese Maßnahme unter Wettbewerbsgesichtspunkten nur dann akzeptabel, wenn
sowohl die direkten Kosten als auch die Folgekosten (Marktordnungsausgaben) vollständig vom zustän-
digen Land getragen würden. Diese Überlegung gilt in entsprechender Weise für den von Baden-Würt-
temberg geplanten "Kulturlandschaftsausgleich" [Agra-Europe, Vol. 32., 1991, Nr. 9, (15.02.91), Län-
derberichte, S. 20]. Auch diese Maßnahme zielt, wie schon die Extensivierungsprämien, Einkommens-
beihilfen und Ausgleichszahlungen für benachteiligte Gebiete auf die Strukturerhaltung. Sie würde zu
weiteren Allokationsverzerrungen führen und ist verteilungspolitisch kaum zu rechtfertigen.
Im einzelbetrieblichen Bereich tragen die verschiedenen Förderprogramme alle Merkmale der Investi-
tionslenkung. Sie stellen nicht nur generell eine Kostenentlastung für die geförderten Betriebe dar und
verstärken damit den preispolitischen Schutz des Sektors, sondern sie greifen durch gesamtwirtschaftlich
nicht nachvollziehbare bürokratische Vergabekriterien direkt in die Betriebs- und Produktionsstruktur
ein. Der Ausschluß von erfolgreich wirtschaftenden Betrieben mit Hilfe einer Prosperitätsschwelle
bestraft die Tüchtigen. Die im Wettbewerb Unterlegenen werden durch staatliche Hilfen am Ausscheiden
gehindert, womit der Staat auch für die Zukunft die Verantwortung für das Weiterbestehen dieser
bäuerlichen Existenzen übernimmt.
3
7 Tierbestandsobergrenzen und je Einzelbetrieb begrenzte Förder-
mittel, wie sie im "Gesetz zur Förderung der bäuerlichen Landwirtschaft" festgelegt sind und selbst für
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In der Vergangenheit war nur ein Drittel der geförderten Betriebe längerfristig erfolgreich [Köhne, 1991, S. 37].
Hieraus den Schluß zu ziehen, daß die Vergabekriterien verbessert werden müßten, greift wohl zu kurz. Vielmehr
muß gefragt werden, weshalb Bürokratien und die sie beratenden Wissenschaftler besser geeignet sein sollten,
die Entwicklungschancen von landwirtschaftlichen Unternehmen zu beurteilen, als der marktwirtschaftliche
Ausleseprozeß.49
Betriebsgemeinschaften gelten, diskriminieren Versuche, durch Ausnutzung von Größenvorteilen
Kosteneinsparungen zu erreichen.
3
8 Schließt man Betriebszweige von der Förderung mit der Begründung
aus, daß "Überschußproddukte" erzeugt werden, so ist dies gesamtwirtschaftlich irrelevant. Das richtige
Kriterium sind Schattenpreise, die die Knappheiten des Weltmarkts widerspiegeln. Werden durch eine
unsachgemäße Wirtschaftsweise Umweltschäden verursacht, so müssen die Eigentumsrechte klarer
definiert und entsprechende umweltpolitische Instrumente eingesetzt werden. Besser als die Beschrän-
kung der zu haltenden Tierzahlen auf 2,5/ha wären Maßnahmen, die sich direkt auf Umweltschäden oder
-gefährdungen beziehen. Im Zusammenhang mit den — im EG-Vergleich — strukturellen Größende-
fiziten der alten Bundesländer, mutet gerade die gezielte Hilfe für "Anfänger" (Junglandwirtehilfe)
anachronistisch an. Mit Hilfen für die Investition in den Fremdenverkehr (Ferien auf dem Bauernhof)
greift die Agrarpolitik zudem direkt in den intersektoralen Wettbewerb ein. Die subventionierte Erstellung
von landwirtschaftlichen Übernachtungsplätzen geht zu Lasten des gewerblichen Beherbergungsgewer-
bes.
Die landwirtschaftliche Sozialpolitik dient in zunehmendem Maße dem Ziel der Einkommenssiche-
rung in der Landwirtschaft und geht damit über die eigentlichen Aufgaben der Sozialpolitik hinaus
[Scheele, b, S. 212 f.]. Zwar kann begründet werden, daß ein separates Sozialversicherungssystem eines
schrumpfenden Sektors Zuschüsse benötigt, j edoch gilt dies nur für Einrichtungen wie z.B. die allgemeine
Rentenversicherung, die auf dem Generationenvertrag aufbaut und sich im wesentlichen auf Arbeitneh-
mer bezieht. Der richtige Weg, um eine klare Trennung von allgemein nachvollziehbaren vertei-
lungspolitisch motivierten Zahlungen und sektoralen Subventionen zu erreichen, wäre eine schnelle
Integration in das allgemeine Sozialversicherungssystem. Daß gerade dies vermieden und vielmehr die
Komplexität der bestehenden Regelungen ausgeweitet wird, hat nationale polit-ökonomische Gründe,
resultiert aber auch aus internationalen Gegebenheiten. So wird hiermit gezielt der Versuch unterlaufen,
ein international wirklich vergleichbares Maß für den Agrarschutz zu entwickeln, das auch als Grundlage
für dessen koordinierten Abbau verwendbar ist. Sowohl die seitens der OECD entwickelten Maßstäbe
(Subventionsäquivalente, vgl. Abschnitt IV.2.b.a) als auch jene modifizierten Kriterien, die Grundlage
der GATT-Verhandlungen sind, enthalten nicht jene Ausgaben, die von den einzelnen Staaten als
Sozialausgaben ausgewiesen werden (vgl. Abschnitt VI.3). Die dahinterstehende Begründung, hierbei
handele es sich um allokationsneutrale und damit um Zahlungen, die für den internationalen Handel
irrelevant sind, ist offenbar nicht haltbar. Massive Kostenentlastungen im Bereich der Kranken-, Sozial-
und Unfallversicherung erhöhen das reale Sektoreinkommen und haben damit vergleichbare Wirkungen
auf die intersektorale Wanderung von Arbeitskräften wie einkommenspolitische Instrumente. Sie sind ein
wesentlicher Teil des Agrarschutzes und verstärken die intersektoralen Allokationsverzerrungen.
2. Politik für die neuen Länder
a. Ziele
"Ziel der Agrarpolitik für die neuen Länder ist die Entwicklung einer vielfältig strukturierten, leistungs-
fähigen Land-, Forst- und Ernährungswirtschaft, die im Europäischen Binnenmarkt wettbewerbsfähig ist"
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Zu einer näheren Analyse von Einzelmaßnahmen vgl. Isermeyer [1989].
Damit wird nicht unterstellt, daß ein gegebenes Subventionsäquivalent, das alternativ aus preispolitischen
Maßnahmen oder sozialpolitischen Kostenentlastungen resultiert, quantitativ die gleichen Wirkungen auf die
Allokation hat.50
[Agrarbericht, 1991, S. 152]. Diese Formulierung wirft die Frage auf, ob "Wettbewerbsfähigkeit" im
Widerspruch zu einer "vielfältigen Struktur" steht oder ob die Vielfalt als selbständiges Ziel unter
Umständen auf Kosten der Wettbewerbsfähigkeit durchgesetzt werden soll. Der weitere Hinweis, daß
allen Betriebs- und Organisationsformen "hinreichende" Entwicklungschancen eingeräumt werden sol-
len, kann ebenfalls nur aufgrund des Instrumenteinsatzes beurteilt werden, der bis auf einige Übergangs-
regeln und Besonderheiten dem der alten Länder entspricht. Geht es dort aber um den Erhalt gegebener
Strukturen, denen als "bäuerliche Kulturlandschaft" ein besonderer Wert zugemessen wird, so ist zu
fragen, mit welcher Begründung vergleichbare Strukturen in den neuen Ländern geschaffen werden
sollen, die dort, insbesondere in den nördlichen Ländern, auch vor dem Krieg nicht anzutreffen waren.
b. Analyse und Bewertung der Maßnahmen
Die für die neuen Länder aus dem Westen übernommenen oder neu geschaffenen agrarpolitischen
Rahmenbedingungen bestehen im wesentlichen aus drei Maßnahmegruppen: der EG-Markt- und
Preispolitik, einer großen Zahl strukturpolitischer Eingriffe, die zum großen Teil im Verbund zwischen
den drei Ebenen der Gebietskörperschaften finanziert und abgewickelt werden sowie aus Anpassungs-
maßnahmen (vor allem das novellierte LanpG), die den einzelbetrieblichen Umstrukturierungsprozeß
betreffen (vgl. Abschnitt IV.2.b). Die gesamtwirtschaftliche Beurteilung unter Allokations- und Vertei-
lungsgesichtspunkten bezieht sich im wesentlichen auf drei Aspekte: den intersektoralen, den interregio-
nalen und den zwischenbetrieblichen Wettbewerb, wobei Eingriffe auf einer Ebene auch Auswirkungen
auf die anderen Ebenen haben.
Mit der Ausweitung der Markt- und Preispolitik auf die neuen Länder gewinnen die oben diskutierten
intersektoralen Allokationsverzerrungen weiter an Gewicht. Da der Agrarsektor in den neuen Ländern
sich nicht, wie die meisten anderen Sektoren, an Weltmarktpreise anzupassen hat, sondern durch
weitreichende Preis- und Absatzgarantien einen hohen Schutz genießt, kommt es im Vergleich zu
marktwirtschaftlichen Bedingungen prinzipiell zu einem überhöhten Faktoreinsatz und zur Entstehung
von Bodenrenten. Aus den zuvor diskutierten diversen produktionsbeschränkenden Maßnahmen auf der
einen und produktionssteigernden (strukturerhaltenden) Subventionen auf der anderen Seite resultieren
neben intersektoralen auch regionale Allokationsverzerrungen, die insbesondere zwischen neuen und
alten Bundesländern gravierend werden können.
Die Zuteilung der Produktionsquoten für Milch und Zucker für die neuen Länder basiert auf der
bisherigen Produktion. Ziel der Agrarpolitik dort war Autarkie bis hinunter auf Bezirksebene, so daß die
Produktionsverteilung schon innerhalb der früheren DDR nur begrenzt durch relative Standortgunst
bestimmt war. Im Vergleich zu den alten Ländern ist wichtig, daß die Nutzfläche je Einwohner doppelt
so groß ist und das Ertragsniveau bei Zuckerrüben nur ca. 60 vH und bei Milch mit 4200 kg/Kuh (1989)
nur reichlich 87 vH des westdeutschen Niveaus erreichte. Vor diesem Hintergrund und unter der
plausiblen Annahme, daß die Produktivität sehr schnell das westdeutsche Niveau erreicht,
4
0 bedeutet
selbst die zugestandene Produktionsausweitung bei Zucker (20 vH), daß die Anbauflächen kräftig
eingeschränkt werden müssen. Die Milchproduktion wird drastisch reduziert. Die damit verbundene
Reduktion der Wertschöpfung und der Zahl der Arbeitsplätze dürfte deutlich über das Maß hinausgehen,
das sich unter Wettbewerbsbedingungen zwischen neuen und alten Länder trotz nationaler Produktionsbe-
schränkung ergäbe.
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Zum Teil werden die Rückstände in der Haltungs- und Fütterungstechnik schon heute durch Größenvorteile
aufgewogen.51
Zusätzliche Probleme resultieren aus der Quotenaufteilung auf einzelne Erzeuger, wobei die Zucker-
quoten nicht den Rübenerzeugern, sondern den fünf regionalen Zuckerherstellern zugeteilt wurden, die
Lieferverträge mit landwirtschaftlichen Betrieben abschließen. Neben Ansprüchen auf Verträge, die die
Betriebe aufgrund vergangener Lieferungen geltend machen können, vermögen die Zuckerfabriken
Verträge nach eigenem Ermessen zu vergeben. Die Zuteilung von Quoten greift tief in den einzelbetrieb-
lichen Umstrukturierungsprozeß ein und kann Auswirkungen auf die neu zu wählende Unternehmensform
haben (vgl. Abschnitt V. 1 .g). Insgesamt verursachen die Quoten und die resultierenden Knappheitsrenten
verteilungspolitische Ungerechtigkeiten. Obwohl bei Zucker ein Teil der Quotenrente sicherlich den
Fabriken zufällt, ist diese im großen und ganzen vor allem mit Bodeneigentum verbunden, so daß
Bodeneigentümern durch die Anpassung an die westliche Agrarpolitik hohe Vermögenszuwächse nicht
nur aus dem preispolitischen Schutz der Agrarproduktion, sondern darüber hinaus aus Lieferrechten für
Milch und Zuckerrüben zufallen.
Gleichfalls wesentliche negative Folgen für die landwirtschaftliche Produktion und Beschäftigung in
den neuen Ländern hat die prämierte Flächenstillegung. Im Wirtschaftsjahr 1990/91 wurden in den alten
Ländern 4,3 vH, in den neuen Ländern dagegen 12,8 vH der Ackerfläche stillgelegt. Dieses Ergebnis
erklärt sich aus der unterschiedlichen Prämienhöhe in Ost und West im Verhältnis zu jeweiligen
Deckungsbeiträgen und aus dem hohen Bedarf an liquiden Mitteln der Betriebe in den neuen Ländern.
Es sagt wenig über die Verteilung marginaler Standorte zwischen beiden Teilen Deutschlands und
reduziert die Zahl der sonst unter Umständen (wegen einer günstigen Größenstruktur der Betriebe)
wettbewerbsfähigen Arbeitsplätze gerade in den strukturschwachen Regionen mit wenigen alternativen
Arbeitsplätzen im Norden der neuen Länder. Unter Wettbewerbsbedingungen würde der Pachtpreis sich
Null nähern, bevor Flächen stillgelegt werden. Prämien von ungefähr 500 DM/ha, die auch auf leichten
Böden gezahlt wurden, verhindern diesen Prozeß (vgl. Abschnitt IV.2.b.ß). Damit werden sowohl
Betriebsneugründungen als auch das Weiterwirtschaften alter Betriebe erschwert. Da beides aber das Ziel
der Politik ist, versucht man, die Folgen überhöhter Boden- und Pachtpreise durch Kapitalsubventionen
auszugleichen. Diese Widersprüche verstärken die Ineffizienz der Politik. Daraus ergeben sich positive
Verteilungswirkungen nur für Bodeneigentümer. Ordnungspolitisch sind Stillegungsprämien ein Anreiz
zum Nichtstun. Sie behindern damit auch eine Anpassung der Menschen an eine neue Wirtschaftsordnung.
Mit umgekehrtem Vorzeichen wirken jene Subventionen, die vor allem in reichen Regionen der alten
Länder zur Erhaltung der kleinbäuerlichen Strukturen gezahlt werden oder geplant sind (Einkom-
mensbeihilfen, Kulturlandschaftsausgleich). Bei in der EG insgesamt administrativ begrenztem Angebot
führt die gezielte Subventionierung der Produktionskosten durch reiche Regionen (Bundesländer) zu
Nachteilen und damit zur Produktionsaufgabe in jenen Regionen, die diese Zahlungen nicht leisten.
Der Eindruck, daß im agrarwirtschaftlichen Integrationsprozeß eher die Interessen der westlichen
Produzenten dominieren, wird durch eine Reihe anderer Maßnahmen verstärkt. Hierzu zählt vor allem
der sozio-strukturelle Einkommensausgleich, der zwar Ende 1992 auslaufen soll, aber nur an westliche
Betriebe gezahlt wird. Sieht man von kurzfristigen Anpassungshilfen zur Milderung der Auswirkungen
des Strukturbruchs ab, so kommen gleichfalls nur westliche Produzenten bisher in den Genuß hoher
sozialpolitisch motivierter Subventionen. Hoch subventionierte Verarbeitungsbetriebe wie z.B. Stärkefa-
briken stützen den Kartoffel- oder Getreideanbau nur im Westen. Eine Gleichbehandlung des Ostens sollte
im Interesse einer besseren gesamtwirtschaftlichen Allokation durch eine schnelle Reduzierung dieser
Subventionen im Westen bewerkstelligt werden, nicht aber durch zusätzliche Hilfen für die neuen Länder.
Im einzelbetrieblichen Wettbewerb zwischen verschiedenen Unternehmensformen und -großen inner-
halb der neuen Länder verhält sich die Bundesregierung nicht neutral. Das novellierte LanpG in
Verbindung mit den Bewertungsrichtlinien und die vielfältigen Hilfen für Betriebsneugründer benachtei-
ligen die LPGen und deren eventuelle Nachfolgegesellschaften. Die Überlegenheit des bäuerlichen52
Familienbetriebs sollte sich im Wettbewerb erweisen und nicht durch staatliche Interventionen erzwungen
werden. Tatsächlich sind praktisch alle staatlichen Subventionsprogramme degressiv gestaffelt, bevorzu-
gen also kleine (Familien-)Betriebe. Dies gilt auch für steuerliche Vorschriften, insbesondere für die
Gewerbesteuerpflicht (vgl. Abschnitt V.l.g und Isermeyer [1989]). Eine solche Politik beschwört die
Gefahr herauf, daß wiederum zu kleine Betriebseinheiten entstehen, die später dann — wie seit vielen
Jahren in den westlichen Ländern—zugleich Ziel und Opfer staatlicher Alimentation werden. Anhaltende
Liquiditätshilfen für LPGen auf der anderen Seite haben wohl eher Alibifunktion und verzögern eine sonst
mögliche, schnellere Umstrukturierung zu wettbewerbsfähigen Unternehmen.
c. Vorschläge für den Übergang in Ostdeutschland
Trotz ihrer Widersprüche und greifbaren negativen Folge auch für den innerdeutschen Anpassungsprozeß
ist eine grundsätzliche Umorientierung der Agrarpolitik vermutlich nur schrittweise durchsetzbar. In der
konkreten Gestaltung der Rahmenbedingungen für die neuen Länder gilt es aber, falsche Weichenstel-
lungen zu vermeiden, die ihre Ursache unter anderem in der Verfolgung des einen oder anderen
strukturellen Leitbilds haben. Falsch ist die damit verbundene Vorstellung, daß dadurch eine größere oder
geringere Anzahl unterschiedlich wertvoller Arbeitsplätze gesichert werden könnte. Kritisch zu sehen
sind insbesondere die Förderung oder Diskriminierung bestimmter Betriebs- bzw. Unternehmensformen
und -großen sowie jene Maßnahmen in den alten Ländern, die den interregionalen Wettbewerb zuun-
gunsten der neuen Länder verzerren. Sie sollten überdacht und abgebaut bzw. von vornherein unterlassen
werden.
Besser als eine Korrektur der beschlossenen Zuteilung von Produktionsquoten wären deshalb Preis-
senkungen, die dieses Instrument schnell erübrigen würden. Die Produktionslenkung durch Stillegungs-
und Extensivierungsprämien, Ausgleichszulagen und einen Kulturlandschaftsausgleich ist ineffizient und
hat kaum begründbare Verteilungswirkungen. Die komplizierte und gesamtwirtschaftlich nicht zu recht-
fertigende einzelbetriebliche Förderung in den alten Ländern sollte ebenso wie das hohe Niveau an
sozialpolitisch begründeten Subventionen rasch abgebaut werden.
Es wäre zu wünschen, daß in den neuen Ländern gleiche Tatbestände gleich gefördert werden. Dieses
Ziel könnte durch einen einheitlichen Investitionszuschuß von etwa 20 vH ohne Nebenbedingungen
erreicht werden. Damit würde dem großen Investitionsbedarf Rechnung getragen und eine Diskriminie-
rung zwischen verschiedenen Unternehmensformen und -großen vermieden, die derzeit in der LanpG-
Novelle und den verschiedenen Förderprogrammen angelegt ist. Liquiditätshilfen für LPGen sollten
spätestens mit Beginn der Ernte 1991 eingestellt werden, da sie die notwendige Umstrukturierung nur
verzögern.
Das Ziel der Agrarpolitik, die zukünftige effiziente Nutzung der nach der Vereinigung vorhandenen
Ressourcen, kann in den neuen Ländern wegen der ökonomischen Altlasten in Form von Altschulden
oder Vermögen, deren Entstehungsgründe für die Ex-ante-Betrachtung eher zufällig und deshalb irrele-
vant sind, verfehlt werden. Dies gilt aber nicht nur für die Altschulden, sondern z.B. auch für Gebäude-
vermögen außerhalb der Landwirtschaft und Geldvermögen. Zwar ist nicht auszuschließen, daß eine
günstige Vermögensposition eines Betriebs durch die Leistung von Mitarbeitern oder der Leitung
mitbewirkt wurde. Stark überwiegen dürften jedoch systembedingte Ursachen oder Standortunterschiede
(Bodenqualität). Die Weitergabe dieser Vorteile an die zufällig dort Beschäftigten erscheint nicht
gerechtfertigt. Statt einer Einzelfallprüfung nach gesamtwirtschaftlich schwer nachvollziehbaren Krite-
rien, wie sie jetzt auch in Form der Besserungsscheine diskutiert wird (vgl. Abschnitt V.l.g), hätte man
deshalb vorsehen sollen, alle Altschulden zu streichen und alle außerlandwirtschaftlichen Vermö-
gensbestandteile der alten Betriebe der Treuhand zur sofortigen Privatisierung zu übereignen. Das gilt53
auch für Geldvermögen—bis auf einen Freibetrag, z.B. als Anteil vom Gesamtvermögen, zur Wahrung
der Liquidität. Die jetzt gültigen Regelungen verzerren die Startbedingungen. Auch muß gesehen werden,
daß durch Liquidation gerade von vermögenden LPGen wichtige Teile des Gesamtvermögens privatisiert
und dem Sektor entzogen werden. Gleichzeitig hätte man die in der Novelle zum LanpG vorgesehene
Ex-post-Entschädigung für Inventar- und Bodennutzung streichen sollen. Dies gilt auch für eine im Fall
ausreichender Vermögensmasse vorgesehene nachträgliche Entschädigung der Arbeitskräfte, da diese
ohnehin, anderen Sektoren weitgehend vergleichbar, entlohnt wurden.
Ein derartiges Vorgehen hätte einerseits Allokationsgesichtspunkten genügt und der intra- und inter-
sektoralen Verteilungsgerechtigkeit gedient. Die Folgen von vierzig Jahren Sozialismus für Vermögens-
inhaber können nicht ungeschehen gemacht werden. Dabei sind Eigentümer von Boden, der in aller Regel
seine Produktivkraft behalten hat, ohnehin besonders glimpflich davongekommen. Eine Gleichbehand-
lung würde ansonsten verlangen, daß allen Hauseigentümern ihre Häuser gründlich renoviert würden und
der Mietentgang seit 1945 nachentrichtet würde.
Dieser Vorschlag ist auch im Zusammenhang mit einer Entschädigungslösung für die zwischen 1945
und 1949 enteigneten Betriebsinhaber zu sehen. Vordringliches Ziel sollte eine schnelle Privatisierung
der betroffenen Flächen von etwa 1,4 Mill. ha landwirtschaftliche Nutzfläche sein. Dies ließe eine
effiziente Nutzung des Bodens im Wettbewerb zwischen verschiedenen Betriebs- und Bewirtschaftungs-
formen erwarten. Damit würde vor allem schnell für sichere Rahmenbedingungen für jene Betriebe
gesorgt, die jetzt Nutzer dieser Flächen sind. Durch Ausschreibung oder Versteigerung kann ein hohes
Niveau an Transparenz gewährleistet, und ein Marktpreis ermittelt werden. Dieser wäre neben der
unverzüglich festzulegenden Höhe der Entschädigung auch Grundlage für die Ermittlung des vom
(Rück-)Erwerber zu zahlenden Nettopreises, falls Alteigentümern ein Vorkaufsrecht eingeräumt würde.
Diese Form der Naturalentschädigung hätte den wesentlichen Vorteil, daß ein neuer bürokratischer
Umverteilungsprozeß, verbunden mit der Erhebung einer neuen Vermögensabgabe, weitgehend vermie-
den werden könnte.
In jedem Fall besteht die Gefahr, daß die Privatisierung von verschiedenen Seiten verzögert bzw. in
starkem Maß Einfluß auf die Allokation der Flächen ausgeübt wird. Das Argument, daß eine schnelle
Privatisierung den Bodenmarkt stören würde, berücksichtigt wohl nur die Interessen der Alteigentümer.
Es trägt nicht der veränderten Knappheitsrelation der Faktoren Boden und Arbeit (landwirtschaftliche
Unternehmer) Rechnung. Niedrige Boden- und Pachtpreise sind eine wichtige Voraussetzung dafür, daß
die Privatisierung durch Unternehmensneu- und -Umgründungen schnell vorankommt, da hierdurch
notwendige Investitionen rentabler werden. Die agrarpolitisch bedingten Bodenpreissteigerungen der
Vergangenheit in den alten Ländern würden dadurch nur in geringerem Maße korrigiert, da mit einer
relativ elastischen Bodennachfrage zu rechnen wäre. Diese These setzt allerdings voraus, daß mit Hilfe
des Landpacht-oder Grundstücksverkehrsgesetzes nicht massiv in die sich marktmäßig ergebende
Flächenallokation eingegriffen wird. Eine "ungesunde" Verteilung von Boden, die durch diese Gesetze
vermieden werden soll, ist unter heutigen Voraussetzungen wohl nur schwer dingfest zu machen.
3. Neuausrichtung der Agrarpolitik
Die vorangehende Analyse hat gezeigt, daß eine Reform der europäischen und nationalen Agrarpolitik
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht dringend erforderlich scheint, da die Politik insgesamt ineffizient ist und
zu verteilungspolitischen Ungerechtigkeiten führt. Die wesentlichen Ursachen liegen in einem inkonsi-
stenten Zielsystem, das zudem mit gesamtwirtschaftlichen Zielen, zumindest partiell, nicht kompatibel
ist und in einem inadäquaten, in sich widersprüchlichen Instrumenteneinsatz. Die Folge sind hohe und54
ständig steigende Haushaltsausgaben für einen schrumpfenden Sektor, eine permanente Störung der
internationalen Handelsbeziehungen und, nicht zuletzt, hohe volkswirtschaftliche Kosten. Aus interna-
tionaler Sicht ist allerdings wichtig, daß nicht nur die EG die Landwirtschaft schützt, sondern Agrarprotek-
tion ein in Industrieländern und sogar den sogenannten Schwellenländern weitverbreitetes Phänomen ist.
Ausmaß und Form der Protektion unterscheiden sich zwischen Ländern und Ländergruppen allerdings
deutlich und führen zu gegenseitigen Schuldzuweisungen. Die Aufnahme der Problematik in die GATT-
Uruguay-Runde hat vor allem zwei Ziele:
—Erstens, die Landwirtschaft bzw. der Agrarhandel soll (wieder) stärker in das multilaterale Handels-
system integriert werden, nachdem die Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte zu einem immer
stärkeren Gewicht von bilateralen Abkommen und einem allgemeinen Anstieg der Protektion,
insbesondere durch nichttarifäre Handelsbarrieren geführt hat.
—Zweitens wird ein genereller Protektionsabbau und eine Verbesserung des Marktzugangs angestrebt.
Internationale Bemühungen um eine Handelsliberalisierung und interne Reformbemühungen der
EG sind deshalb inhaltlich verknüpft.
Nachdem der Abschluß der Verhandlungen im Herbst 1990 im ersten Anlauf gescheitert ist, werden
die Bemühungen im Verlauf des Sommers 1991 fortgesetzt. Dissens zwischen den wichtigsten Beteilig-
ten, den USA und der CAIRNS-Gruppe
4
1 auf der einen und der EG auf der anderen Seite besteht vor
allem bezüglich des Tempos und Ausmaßes des Protektionsabbaus, der Frage, ob Exportsubventionen
gesondert behandelt und schneller abgebaut werden sollen, und des von der EG angestrebten "rebalan-
cing", womit eine Anhebung des Schutzes* für bisher praktisch unbelastete Importe von Getreidesubsti-
tuten und Ölsaaten gemeint ist. Prinzipielle Einigkeit besteht dagegen darin, daß als Grundlage für den
Abbau des Schutzes ein umfassendes Maß
4
3 dienen soll. Zu diesem Zweck werden "weniger" und
"stärker" allokationsverzerrende Maßnahmen ("green box" und "amber box") unterschieden (decoup-
ling), wobei nur letztere reduziert werden müssen. Einkommens-, sozial- und umweltpolitisch motivierte
Zahlungen sollen danach in die "green box" fallen und damit nicht reduziert werden.
Wie mißverständlich eine derartige Abgrenzung ist, zeigt sich schon daran, daß die USA ihre für
verschiedene Produkte gezahlten "deficiency payments" als Einkommensübertragungen klassifiziert
sehen möchten, womit sie in die "green box" fallen würden. Auch wenn der Zahlungsmodus eine
degressive Komponente enthält, dürfte deren Allokationswirkung kaum geringer sein als bei direkter
Preisstützung. Auf der anderen Seite fordert die EG, daß über die oben genannten Ausnahmen hinaus
auch Investitionsbeihilfen nicht in die "amber box" eingeordnet werden. Zweifelsfrei wirken aber
derartige Kostenentlastungen wie auch der überwiegende Teil der oben genannten Maßnahmen, die
generell der "green box" zugeordnet werden, produktionssteigernd (vgl. Abschnitte IV.2.b und Vl.l.b).
Weiterbewirtschaftung marginaler Standorte ist sogar das direkte Ziel der in der EG gezahlten Ausgleichs-
zulage. Bleibt diese höchst unscharfe oder sogar bewußt irreführende Abgrenzung zwischen "green" und
"amber box" erhalten, so steht zu befürchten, daß sich die Zielrichtung der Politik zunehmend auf das
41
Die CAIRNS-Gruppe setzt sich aus den folgenden 14 Agrargüter exportierenden Ländern zusammen: Argenti-
nien, Australien, Brasilien, Chile, Fiji, Indonesien, Kanada, Kolumbien, Malaysia, Neuseeland, Philippinen,
Thailand, Ungarn und Uruguay.
Zu Einzelheiten in den Verhandlungspositionen und Kompromißvorschlägen vgl. International Agricultural
. Trade Research Consortium [1990; 1991] und GATT-Secretariat [1990].
Wenn auch in Einzelheiten Unterschiede bestehen, so gehen die verschiedenen Maße der Handelspartner
(Aggregate Measurement of Support (AMS), Support Measurement Unit (SMU) auf das von der OECD
angewandte Konzept der "subsidy equivalents" zurück [OECD, 1987].55
Feld der "erlaubten" Maßnahmen verlagert, ohne daß die Zuwendungen an die Landwirtschaft insgesamt
verringert werden. Preisschutz wird durch sozial-, Struktur-, regional-, einkommens- oder umweltpoli-
tische Maßnahmen substituiert. Der auf diesem Wege auch angestrebte, aber kaum zu erwartende
Produktionsrückgang wird durch direkte Mengeneingriffe erzwungen. Eine derartige Verhandlungslö-
sung ist deshalb denkbar, weil die wichtigsten Agrarexporteure, allen voran die USA, in gewissem
Umfang Marktanteile zurückgewinnen könnten. Auch ist nicht auszuschließen, daß die internationalen
Allokationsverzerrungen hierdurch geringfügig abgebaut würden. Sicher scheint dagegen, daß die inter-
nen Allokationsverzerrungen (intersektoral und interregional) weiter kräftig steigen. Die EG scheint sich
in ihren Reformüberlegungen auf diese Linie zuzubewegen, die wohl auch den agrarpolitischen Intentio-
nen der Bundesregierung nahekommt [EG-Kommission, 1991]. Diese Linie wird auf internationaler
Ebene von verschiedenen Ländern mit einer wenig wettbewerbsfähigen Agrarproduktion und zum Teil
extremen Landschaftsformen wie z.B. der Schweiz, Österreich und Norwegen unterstützt.
Die Absicht, die Agrarstützung stärker an den Bedürfnissen der klein- und mittelbäuerlichen Betriebe
auszurichten, verdeutlicht die verteilungspolitischen Absichten und läßt Effizienzgesichtspunkte weitge-
hend außer acht. Die angeführten Ziele (Begründungen) für den so angestrebten Erhalt der bäuerlichen
Agrarstruktur sind widersprüchlich. Weder kann ein besonderer Nutzen für die Umwelt, noch für die
Landschaft nachgewiesen werden (vgl. Abschnitt VI.La). Sicher ist dagegen, daß Reglementierung und
Bürokratisierung weiter zunehmen würden, wobei schon heute viele Vorschriften nicht mehr kontrollier-
bar erscheinen und zum Betrug einladen. Die verteilungspolitisch zu erwartenden Wirkungen sind kaum
zu rechtfertigen. Unter regionalpolitischen Entwicklungsgesichtspunkten ist die einseitige Unterstützung
offenbar nicht wettbewerbsfähiger Strukturen eher kontraproduktiv. Auch verbreitet die beabsichtigte
bevorzugte Förderung bäuerlicher Strukturen in den neuen Bundesländern starke Unsicherheit und hemmt
damit das Entstehen effizienter Betriebseinheiten.
Eine Neuausrichtung der Agrarpolitik, die diesen Namen verdient, müßte sich auf der Basis gesamt-
wirtschaftlicher Effizienzkriterien vollziehen. Dies bedeutet eine generelle Rückführung des Agrar-
schutzes, zu dem neben der Preispolitik auch Struktur-, sozial- und regionalpolitische Maßnahmen zählen
[Schrader, 1986]. Verteilungspolitische Ziele sollten mit verteilungspolitischen Instrumenten verfolgt
werden. Orientieren sich Umverteilungsmaßnahmen nicht ausschließlich an persönlichen Einkommens-
daten, sondern sind diese an die Zugehörigkeit zu einem Wirtschaftssektor gebunden, so sind prinzipiell
Allokationseffekte zu erwarten. Umweltpolitische Ziele sollten direkt und nicht über den Umweg
sektoraler Strukturpolitik angestrebt werden. Wichtig ist dabei, daß die Eigentumsrechte an natürlichen
Ressourcen klar festgelegt werden. Zum Teil schwere Beeinträchtigungen des Grundwassers oder von
Flora und Fauna durch Landbewirtschaftung sind inzwischen unbestritten. Ein genereller Abbau des
Agrarschutzes würde diese Schäden verringern und umweltpolitisch wünschenswerte Lösungen erleich-
tern [Scheele, a]. Eine (Kultur-)Landschaft wird durch Einschränkung der Landbewirtschaftung nicht
vernichtet. Vielmehr ändert sich das Nutzungsverhältnis. Welche Bewirtschaftungsformen erwünscht
sind, kann wohl nur lokal entschieden werden und verlangt Verhandlungen zwischen Flächeneigentümern
und konkurrierenden Flächennutzern, zu denen unter anderem auch Landwirte und Erholungssuchende
zählen. Die zentrale Entscheidung über die Finanzierung von bestimmten Bewirtschaftungsformen
erscheint unangemessen [Schrader, 1989a].
Kompensationszahlungen im Fall einer grundlegenden Reform an Angehörige des Agrarsektors
erscheinen ökonomisch nur dann begründbar, wenn ein schneller Abbau des Schutzes (z.B. innerhalb von
zehn Jahren) vorgenommen würde. Sie hätten sich dann an den privaten Kosten von Investitionen
Betroffener zu orientieren, die sich infolge des unvorhersehbaren Politikwechsels nachträglich als
Fehlinvestitionen herausstellen. Ein sozialverträglicher Berufswechsel für jene Personen, die nicht aus
Altersgründen in den Ruhestand treten, dürfte unter zwei Gesichtspunkten möglich sein. Einmal sollte56
die Preisanpassung im Gleitflug erfolgen, so daß die Preise zunächst wenig sinken, die mittelfristigen
Preiserwartungen aber sofort deutlich nach unten korrigiert werden. Damit ist ausreichend Zeit für eine
betriebliche und gegebenenfalls berufliche Anpassung gegeben. Zum anderen deutet der starke Anstieg
der Zahl der Arbeitsplätze außerhalb der Landwirtschaft in den vergangenen Jahren auf günstige
Beschäftigungsalternativen hin. Dies gilt insbesondere auch angesichts der in der Bundesrepublik — im
internationalen Vergleich — gleichmäßigen räumlichen Verteilung wirtschaftlicher Aktivitäten und
Arbeitsplätze und der gerade in der Landwirtschaft genutzten Möglichkeit des teilweisen Erwerbs-
wechsels.
Die Einsicht, daß der Agrarschutz und gegebenenfalls dessen Abbau vor allem Vermögensverände-
rungen für Bodeneigentümer beinhaltet, hat zu Vorschlägen geführt, die Bodeneigentümer im Fall des
Systemwechsels zu entschädigen, wenn dieser Wechsel vollständig und unwiderruflich erfolgte. Diese
Argumentation, die sich an der politischen Durchsetzbarkeit orientiert, ist gerade aufgrund der letzten,
politisch unrealistischen Annahme wenig überzeugend. Auch wird dabei übersehen, daß die Kom-
pensation persönlicher Nachteile im Falle einer Deregulierung ordnungspolitisch fragwürdig ist. Ein
solches Vorgehen würde Interessenvertretern einen starken Anreiz zur Ausweitung ihrer Aktivitäten
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schaft und der Schaffung




die in ihnen tätigen Men-






von volkseigenen land- und
forstwirtschaftlichen Nutz-
flächen, die sich im Besitz
von Genossenschaften und
Einzelpersonen befinden so-
wie die Verwertung von
sonstigem volkseigenen
Vermögen





führen, um eine Anpas-
sung an die Bedingun-
gen der sozialen Markt-
wirtschaft zu sichern
2. bei der Anpassung und
Förderung die Marktent-





















— Lösungen für die Pro-




anteilen und mit der Mit-
gliedschaft insgesamt er-
geben




— gerichtliche Verfahren in
Landwirtschaftssachen
— Möglichkeiten und Ver-
fahrensweise der Über-
tragung







— Förderungen mit Haus-
haltsmitteln durch Ge-
währung von Zuschüs-
sen, Darlehen und Zins-
zuschüssen





Anordnung über die Ge-
währung von Anpassungs-
hilfen zur Überbrückung
des Preisbruches und von
standortbezogenen Zuschlä-
gen 3)






Anordnung über die Ge-
währung von Starthilfen zur
Umstrukturierung von land-
wirtschaftlichen Unterneh-







Unternehmer in der Rechts-
fonn juristischer Personen













— juristische Personen, die



























Staatsgütern, in denen Kapi-
talbeteiligungen der öffentli-




1. Überbrückung des Preis-
bruchs








für ein dauerhaftes ausrei-
chendes Einkommen aus
dem bäuerlichen Haupter-
werb bzw. eines zusätzli-
chen Einkommens im Ne-
benerwerb insbesondere
über die Förderung intensi-
ver Maßnahmen
Gefördert werden u. a. Inve-
stitionen für
— Immobilien
— mobile und stationäre
Maschinen und Ausrü-
stungen
— Erstbeschaffung von le-
bendem Inventar
aber auch zum
— Schutz der Umwelt
— zur Energieträgereinspa-
rung und -Umstellung






2. Sicherung der umwelt-
verträglichen landwirt-
schaftlichen Produktion
gefördert werden u. a. vor
allem:
— Rationalisierungsinvesti-









bei Guthaben der Unterneh-
men unter 10 000 DM je
Arbeitskräfteeinheit (AK)





25-130 DM je Hektar im
II. Halbjahr 1990
50-260 DM je Hektar 1991
a) Starthilfen für 20 000 DM
je Betrieb im Haupt-
erwerb
b) Förderung der Investitio-
nen in Form von zinsver-
billigten Kapitaldarlehen










- 5% bei bäuerlichen
Familienbetrieben im
Haupterwerb












— Zinsverbiiligung bis zu
4 % bei Mindestzinsbela-
stung des Endkreditneh-








Anordnung über die Förde-
rung der Stillegung von
Ackerflächen
Anordnung über die Förde-




















chen, die 1989 der Gewin-
nung von Erzeugnissen, für
die eine Marktordnung be-
steht, gedient haben.
Einzelunternehmer und Un-












— Investitionen in der
Pflanzenproduktion zum
Schutz der Umwelt und
zur Sicherung einer öko-
logischen Produktion
— Investitionen in der Tier-
produktion zur Vermin-
derung der Umweltbela-
stung, zur Erfüllung der
Normen des Umwelt-
und Tierschutzes und der
Lebensmittelhygiene
— Investitionen zur Direkt-
vermarktung von Erzeug-
nissen sowie im Bereich














schutzes und des Natur-




bis zu 20 % bei Immobilien
bis zu 30% für die Gewin-
nung, Kühlung und Lage-
rung der Rohmilch
bis zu 30% für die Lagerka-




bis zu 15% für alle übrigen
Investitionen
Stillegung durch Brache,
Aufforstung oder für nicht-
landwirtschaftliche Zwecke
für mindestens 12 Monate
bei festgelegtem Mindest-
umfang
— für Ackerzahl 18—35
500 DM/Hektar
— je zusätzliche Acker-
punktzahl 10 DM/Hektar
bis maximal 750 DM/
Hektar und Jahr




Bei Herausnahme von Ak-
kerflächen aus einem Unter-





— bei Getreide, Raps,
Kartoffeln 30, 50 bzw.




— bei Obst, Gemüse,
Tabak 768, 1 200,
3 100 DM je Hektar
— bei tierischen Produkten:
bei Rind- und Schaf -




















Anordnung über die Förde-
rung der Flumeuordnung
Anordnung über die Förde-
rung des freiwilligen Land-
tauschs






Anordnung über die Förde-




Alle Beteiligten an Verfah-
ren zur Feststellung und
Neuordnung von Grund-










bzw. Pächter, die Flächen in
Verbindung mit einem Ver-








Person ist, die ihren Haupt-





















— Verringerung des Be-
standes an Tieren über
6 Monate durch Schlach-
tung, Ausfuhr bzw. Re-
duzierung des Zukaufes
— keine Intensivierung der
Aufzucht
Neuordnung von land- und
forstwirtschaftlichen Grund-
stücken und Gestaltung des
ländlichen Raumes durch
Maßnahmen zur Verbesse-











zur Herstellung der glei-
chen Bewirtschaftungs-
möglichkeit wie bei ab-
gegebenen Grundstük-
ken notwendig sind
— Vergütungen an Helfer
















tion um mindestens 20 %
gegenüber Bezugszeitraum
unter Beachtung der Be-
lange des Umwelt- und Na-
turschutzes, der Raumord-
nung und der Nachfrage
nach Agrarerzeugnissen
Zuwendungen in Form von
Zuschüssen und öffentlichen
Darlehen
(Höhe wird jährlich im
Agrarhaushalt festgelegt)
— Zuschuß bis zu 75% der
zuwendungsfähigen
Kosten
— Helfervergütung als Zu-
schuß

















Anordnung über die Förde*
rung im Bereich der Markt-
strukturverbesserung
Anordnung über die Förde-
rung forstwirtschaftlicher
Maßnahmen (soweit es sich










für vorhandene und neu zu
schaffende Absatzeinrich-
tungen und Unternehmen




deren Tätigkeit nicht gleich-





für den jeweiligen Wa-
renbereich, in den sich
das Vorhaben einordnet
— Einhaltung der Qualitäts-
und Hygienebestimmun-
gen der EG
- Sicherheit für Wettbe-
werbsfähigkeit in der EG
— Vorlage von Wirtschaft-
lichkeitsberechnungen
für das Vorhaben
— Nachweis der Umwelt-
verträglichkeit
— Abschluß von Lieferver-
trägen mit Erzeugern
private Waldbesitzer, wald-






inhaber oder Besitzer land-
und forstwirtschaftlicher
Grundstücke





die nach Gesetz zuständige














— Maßnahmen zur Verbes-
serung der Schlachthof-
struktur
— Maßnahmen zur Verbes-
serung der Molkerei-
struktur
— Investitionen bei Ver-
marktungseinrichtungen
für frisches Gemüse und





Obst und Gemüse der
Konservierung und Wei-
terverarbeitung
— Investitionen im Bereich






















einmalige Zuschüsse zu för-
derungsfähigen Kosten, z. B.
— bei Aufforstung, Umbau,
Nachbesserungen u. a.
— bis zu 85 % bei Laub-
baumkulturen (ein-
schließlich bis zu 20%
Nadelbaumarten)
— bis zu 70% bei Misch-
oder Tannenartenkul-
turen
- bis zu 50% bei Nadel-
baumkulturen (außer
Tannen)
— bei Düngung bis zu 80 %





Zuschüsse bis 5 000 ha









Anordnung über die Förde-
rung der Dorferneuerung















schaften, Wasser- und Bo-
denverbände, natürliche
und juristische Personen so-
wie Personen und Vereini-
gungen des privaten Rechts
Voraussetzungen:
— Dorferneuerungsplan












— Vorlage eines Betriebs-
wiedereinrichtungs- und
Modemisierungsplanes
— NE-Betrieb mit minde-
stens 1 ha landwirtschaft-
licher Nutzfläche
— berufliche Vorbildung
und mindestens 3 Jahre
Berufserfahrung
— Pächter müssen Verträge
























— Verbesserung der inner-
örtlichen Verkehrsver-
hältnisse




























Zuschüsse bis 40 000 DM je
Maßnahme für natürliche
und juristische Personen so-
wie Personengemeinschaf-




— einmaliger Zuschuß von
25 % für Investitionsvolu-
men bis 15 000 DM
— keine Zuschüsse bei In-
vestitionsvolumen unter
1 000 DM
- über 15 000 DM bis
höchstens 150 000 DM
Investitionsvolumen Zins-




— Eigenleistungen des Zu-
wendungsempfängers
mindestens 10% des för-
derungsfähigen Investi-
tionsvolumens
einmalige Zuschüsse für In-
vestitionsvorhaben bis
2,5 Mill. DM bei mindestens
10% Eigenleistungen
gefördert werden
— bauliche und technische
Wännedämmungsmaß-
nahmen und Regeltech-




























Naturschutz- u. a. Schutz-
und Schongebieten sowie
Nationalparks
Anordnung über die Förde-
rung der Anlage von
Schutzpflanzungen, Feldge-




Anordnung über die Förde-
rung der Untersuchung kon-
taminierter Flächen und der
Schadstoffüberwachung in
der Land- und Forstwirt-
schaft






berechtigte land- und forst-
wirtschaftlicher Nutzflächen
in diesen speziellen Gebie-
ten
Voraussetzungen:
— mindestens 3 ha land-
und forstwirtschaftliche
Nutzfläche in diesen Ge-
— noch mindestens 5jährige
land- und forstwirtschaft-
liche Nutzung
— Einhaltung der Nut-
zungsbeschränkungen
Eigentümer bzw. Nutzungs-
berechtigte land- und forst-
wirtschaftlicher Nutzflächen,
auf denen solche Bepflan-
zungen erfolgen












schaft mit Ausnahme der
Vermarktungseinrichtungen





























— Unterstützung der amtli-














bis zu 250 DM/ha für Total-
reservate
bis zu 180 DM/ha in bestä-
tigten Nationalparks






— Erstattung der Eigenlei-
stungen bis 80% der Ko-
sten, die bei Fremdlei-
stungen entstehen wür-
den
— bei Eigenmaterial bis
80% des Marktwertes
des Materials
— bei Nachbesserungen bis
50% bereits gewährter
Zuwendungen
— bei Untersuchung auf
— organische Schad-
stoffe 25 DM/ha (ma-
ximal 75 % der Ko-
sten/Probe)
— anorganische Schad-
stoffe 5 DM/ha (maxi-
mal 50% der Kosten/
Probe)
— Bereitstellung bis zu
500 000 DM je vorhande-







und Tonnage gestaffelt, von




4 000,- DM/BRT, Hochsee-
fischerei 3 000,- DM/BRT
•) In der Fassung der Anlage II Kapitel VI Sachgebiete A und B des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in Verbindung mit
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGB1. 1990 H S. 885, 1204).
2) Die Anordnungen zum Fördergesetz sind mit Ausnahme der Anordnung über die Gewährung von Anpassungshilfen zur Über-
brückung des Preisbruchs und von standortbezogenen Zuschlägen mit dem 31. Dezember 1990 außer Kraft getreten. Die
agrarstrukturellen Fördermaßnahmen sind in veränderter Form in die GAK integriert.
3) Bezüglich der Anpassungshilfen zur Überbrückung des Preisbruchs und zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit ist beabsichtigt,
für das Jahr 1991 die Anordnung durch Verordnung hinsichtlich der Förderungsvoraussetzungen, der Höhe der Hilfen und der
Antragsfrist zu ändern. Die im Dritten Nachtrag zum Bundeshaushalt 1990 beschlossenen Anpassungshilfen wurden nicht über
die Anordnung, sondern über Richtlinien des BML gewährt.
4) Hierzu Tabelle 142: Einzelbetriebliche Investitionsförderung im Rahmenplan 1991.
Quelle: Agrarbericht [1991, Materialband, S. 174 ff.].64
2. Agrarausgaben 1990 und 1991
a. DerAgraretat
Kapitel/Maßnahme


























Kapitel 1004 (Nationale Marktordnung)
davon:
Aufgabe der Milcherzeugung




1990 Abschnitt B (Beitrittsgebiet)
Summe Einzelplan 10/1990 einschließlich Abschnitt B

























































































a1990 Mittel in Abschnitt B enthalten. —































Quelle: Schriftliche Auskunft des BML.65












































Bundesanstalt für Landwirtschaftliche Marktordnung
Ministerium






























Quelle: Schriftliche Auskunft des BML.
3. Kurzbeschreibung der Betriebe und Eröffnungsbilanzen
Betrieb 1 ist ein Planzenproduktionsbetrieb mit mehr als 3000 ha LN auf überwiegend guten bis sehr
guten Böden. Der Getreideanteil an der Ackerfläche beträgt 60 vH, der Hackfruchtanteil 22 vH, darunter
9 vH Zuckerrüben. Die wichtigsten Wirtschaftsgebäude wurden in den 80er Jahren errichtet. Der
AK-Besatz ist mit 7 AK je 100 ha relativ hoch, allerdings wird ein (begrenzter) Lohnverzicht bei
schlechter Ertragslage praktiziert. Als künftige Rechtsform wird eine eingetragene Genossenschaft (eG)
angestrebt. Die Vermögensaufteilung war bei Ausfüllung des Fragebogens noch nicht abgeschlossen
(Abwarten der LAnpG-Novelle).
Betrieb 2 ist ein Pflanzenproduktionsbetrieb in der Rechtsform einer eG mit 1990:5000, jetzt ca. 3500
ha LN, davon 25 vH Grünland, auf mittleren Böden. Getreideanteil 55 vH, Raps 10 vH, Hackfrüchte 8 vH,
darunter 5 vH Zuckerrüben. Die Mehrzahl der Wirtschaftsgebäude stammt aus den 60er Jahren. Sie sind
zum Teil abbruchreif. Der AK-Besatz wurde seit dem 01.07.90 von 4 auf 3 AK je 100 ha gesenkt. Die
Vermögensaufteilung ist noch nicht abgeschlossen.
Betrieb 3 ist ein kombinierter Tier- und Pflanzenproduktionsbetrieb mit gut 1500 ha LN, davon 30 vH
Grünland, auf sehr leichten Böden. Es werden gut 500 Milchkühe gehalten; die Nachzucht wird
aufgezogen. Ein Drittel der Wirtschaftsgebäude wurde in den 80er Jahren errichtet, der Rest vor 1970.
44
Aus Datenschutzgründen wurden die absoluten Zahlen stark gerundet.66
Der Betrieb verfügt über ein beachtliches Vermögen in Form von Wohngrundstücken. Geplante Rechts-
form: eG. Die Vermögensaufteilung ist noch nicht abgeschlossen.
Betrieb 4 ist ein kombinierter Tier- und Pflanzenproduktionsbetrieb mit 1990 knapp 4000, jetzt ca.
1200 ha LN, davon 10 vH Grünland, auf mittleren Böden. Es werden ca. 800 Milchkühe gehalten; die
Nachzucht wird aufgezogen. Außerdem werden ca. 2000 Schweine pro Jahr gemästet. Der überwiegende
Teil der Wirtschaftsgebäude wurde vor 1975 errichtet. Der AK-Besatz wurde in der Tierproduktion um
ein Drittel, in der Pflanzenproduktion jedoch nicht verringert. Das Lohnniveau in diesem Betrieb ist relativ
hoch, ebenso die Pflichtinventarbeiträge, die in zehn Jahresraten ausgezahlt werden sollen. Angestrebte
Rechtsform: Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH). Die Vermögensaufteilung ist noch nicht
abgeschlossen.
Betrieb 5 ist ein kombinierter Tier- und Pflanzenproduktionsbetrieb mit ca. 1000 ha LN, davon 16 vH
Grünland, auf leichten bis mittleren Böden. Auf dem Acker werden 31 vH Getreide, 14 vH Raps und
18 vH Futterpflanzen angebaut, der Rest wird brachgelegt bzw. in extensives Grünland umgewandelt. Es
werden 300 Kühe gehalten, davon künftig je nach Milchquote und Leistung 1525 vH als Ammenkühe.
Nur die weibliche Nachzucht wird aufgezogen. Außerdem werden jährlich ca. 3000 Schweine gemästet.
Alle Tiere stehen auf Einstreu. Die Mehrzahl der Wirtschaftsgebäude ist älter als zwanzig Jahre. Aufgrund
der schlechten Ertragslage wird ein Lohnverzicht um 20 vH akzeptiert. Geplante Rechtsform:
GmbH & Co KG. Die Vermögensaufteilung ist noch nicht abgeschlossen.
Betrieb 6 ist ein kombinierter Tier- und Pflanzenproduktionsbetrieb mit ca. 1000 ha LN, davon 43 vH
Grünland, auf ertragsschwachen Böden. Auf der Hälfte der Ackerfläche wird Getreide gebaut, auf der
anderen Hälfte überwiegend Futterpflanzen. 500 Milchkühe werden gehalten, Färsen werden zur Be-
standsergänzung aufgezogen. Aufgrund eines extrem sparsamen Betriebsmitteleinsatzes bei gleichzeitig
hohem AK-Besatz (nur in der Tierproduktion) machen die Löhne und Sozialabgaben 73 vH der gesamten
Ausgaben aus. Ferner fällt der Betrieb durch einen Fremdkapitalanteil von nur 12 vH auf (allerdings waren
schon vor dem 01.07.90 Inventarbeiträge an ausgeschiedene Mitglieder ausgezahlt worden). Angestrebte
Rechtsform: GmbH. Die Vermögensaufteilung ist noch nicht abgeschlossen.
Betrieb 7 ist ein Tierproduktionsbetrieb mit nur ca. 150 ha LN, die durch Obstanlagen genutzt werden.
Verteilt auf zehn Ställe (davon einer aus den 80er Jahren) wurden 1990 noch 600 Milchkühe mit Aufzucht
bzw. Mast der gesamten Nachzucht gehalten. Der Bestand wurde bis heute um ca. 40 vH abgestockt
(Leukosesanierung), wobei die Milcherzeugung fast ganz in eine Mutterkuhhaltung umgewandelt wurde.
Außerdem hält der Betrieb Schafe (vor dem 01.07.1990: 5000 inclusive Wollträger, heute knapp 1000)
und mästet ca. 4000 Schweine im Jahr, künftig ca. 3000, von denen 300 direktvermarktet werden. Die
Entwicklung des AK-Bestandes folgt der Abstockung der Viehbestände mit mehrmonatiger Verzögerung.
Bis Ende dieses Jahres soll er auf ein Drittel reduziert sein. Angestrebte Rechtsform ist die Aktienge-
sellschaft. Die Vermögensaufteilung ist noch nicht abgeschlossen.
Betrieb 8 ist ein Tierproduktionsbetrieb, der seit kurzem ca. 1000 ha auf mittleren Böden kurzfristig
zugepachtet hat, vorwiegend zur Marktfruchtproduktion. Produziert werden bisher ca. 500 Zuchtfärsen
(Kälberzukauf) und 3500 Ferkel, von denen 1500 gemästet werden. Der Aufbau einer Milchkuhherde ist
vorgesehen. Der AK-Besatz ist bereits um die Hälfte reduziert, trotzdem sind zur Zeit alle Beschäftigen
auf Kurzarbeit. Eine weitere Reduzierung um ca. 40 vH ist vorgesehen. Rechtsform ist eine
Agrargenossenschaft (eG) in Gründung. Die Vermögensaufteilung ist noch nicht abgeschlossen.
Betrieb 9 ist ein Tierproduktionsbetrieb mit ca. 600 ha LN auf ertragsschwachen Böden, die fast
ausschließlich zur Futterproduktion genutzt und von einer benachbarten LPG Pflanzenproduktion bear-
beitet werden. Es werden noch 700 Milchkühe mit Aufzucht der weiblichen Nachzucht gehalten (Herd-
buchzucht), ferner 225 Sauen zur Läuferproduktion. Die Stallanlagen wurden in den 60er und 70er Jahren
errichtet mit Ausnahme einer Rinderzuchtanlage aus dem Jahr 1988, die gegen den Willen der LPG67
errichtet und mit Krediten finanziert werden mußte, die jetzt mit 40 vH der Bilanzsumme als "Altlasten"
zu Buche stehen. Der Fremdkapitalanteil ist mit 68 vH der höchste aller Beispielsbetriebe. Der AK-Besatz
soll auf ein Viertel reduziert werden, ist aber erst um ein Viertel reduziert. Darum machen die Löhne und
Sozialabgaben noch fast die Hälfte der Gesamtausgaben aus. Geplant ist die Aufteilung der LPG in drei
GmbH mit einer gemeinsamen Holding. Die Vermögensaufteilung ist noch nicht abgeschlossen.
Betrieb 10 ist eine reine Schweinemastanlage (Kooperative Einrichtung) mit mehr als 10000 Mastplät-
zen. Sie wurde 1970 und 1980 errichtet. Der Anteil der Löhne und Sozialversicherungen an den
Gesamtausgaben liegt mit 7 vH in der gleichen Größenordnung wie in westdeutschen größeren Beständen.
Dabei ist aber zu beachten, daß das Lohnniveau noch deutlich unter dem westlichen liegt. Außerdem ist
hier bei den Lohnkosten ein freiwilliger Lohnverzicht von 20 vH in Ansatz gebracht worden. Künftige
Rechtsform soll die GmbH & Co KG sein. Die Vermögensaufteilung ist noch nicht abgeschlossen.
"Betrieb" 11 ist eine gesamte Kooperation, bestehend aus einer LPG Pflanzenproduktion und zwei
LPGen Tierproduktion, die alle in Auflösung gehen. Sie bewirtschaftete bisher ca. 3000 ha LN, davon
17 vH Grünland, auf sehr unterschiedlichen, in der Mehrzahl leichten Standorten. Hauptfruchtarten auf
dem Ackerland waren Getreide mit 55 vH und Futterfrüchte mit 30 vH. 1990 wurden 1400 Milchkühe
mit Aufzucht der weiblichen Nachzucht zur Bestandsergänzung gehalten und ca. 400 Bullen gemästet.
In beiden LPGen Tierproduktion wurden auch Schafe gehalten, insgesamt 2500, davon 1300 Muttern.
Außerdem produzierten beide Betriebe mit insgesamt 700 Sauen ca. 14000 Läufer, von denen etwa die
Hälfte gemästet wurde. Die Wertansätze für die zum Teil erst in den späten 80er Jahren erstellten Gebäude
in den Bilanzen erscheinen unrealistisch im Vergleich zu den anderen Betrieben. Die Vermögensausein-
andersetzungen mit den über 600 Bodeneigentümern, die mit ein Grund für die Auflösung der Betriebe
waren, sind noch nicht abgeschlossen.
4. Anhangtabellen
Tabelle AI —Zusammensetzung der Aktiva und
Aktiva
Boden















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen.71







































































































































"Umfang im Verhältnis zu den für 1991 erwarteten Einnahmen und Ausgaben. — n.b. = nicht zu berechnen, da keine Angaben
über erwartete Einnahmen und Ausgaben gemacht wurden.
Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen.
Tabelle A3 —Eigentumsanteile an der bewirtschafteten landwirtschaftlichen Nutzfläche, Pachtpreise und











DM Pacht je AZ-Punkt
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Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen.72




























































































































































Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen.





























































































































































































































































































































































Quelle: Eigene Erhebungen und Berechnungen.
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